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* * * *

Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

B r i t t a E r n s t , Ministerin für Schule und Berufs-
bildung

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des
Ministerpräsidenten

S t e f a n S t u d t , Minister für Inneres und Bundes-
angelegenheiten

M o n i k a H e i n o l d , Finanzministerin

R e i n h a r d M e y e r , Minister für Wirtschaft, Ar-
beit, Verkehr und Technologie

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung

* * * *

Beginn: 10:03 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröff-
ne die 46. Tagung des Schleswig-Holsteinischen
Landtages. Das Haus ist ordnungsgemäß einberufen
und beschlussfähig. Erkrankt sind die Abgeordne-
ten Sandra Redmann und Ines Strehlau. Wir wün-
schen ihnen gute Genesung!

(Beifall)

Wegen auswärtiger dienstlicher Verpflichtungen ist
heute Nachmittag Frau Ministerin Heinold beur-
laubt.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit folgenden Maßgaben zu behandeln:
Zu den Tagesordnungspunkten 5, 7, 9, 10, 11 und
42, 13, 14, 20, 21, 23, 25, 27, 32 sowie 35 bis 40 ist
eine Aussprache nicht geplant.

Von der Tagesordnung abgesetzt werden sollen die
Tagesordnungspunkte 28, 33, 41 und 43.

Zur gemeinsamen Beratung vorgesehen sind die
Tagesordnungspunkte 12, 19, 29, 30, 31 und 44,
Flüchtlingsschutz und Integration von Migranten
und Flüchtlingen, die Tagesordnungspunkte 22 und
34, Ausstattung der Landespolizei und mehr Poli-
zeivollzugsbeamtinnen und -beamte, die Tagesord-
nungspunkte 8 und 16, Gerichte und Staatsanwalt-
schaften und Funktionsfähigkeit der Justizvollzugs-
anstalten, sowie die Tagesordnungspunkte 50 und
51, Weiterentwicklung des Kinder- und Jugendakti-
onsplans und Bericht zur Beteiligung von Kindern
und Jugendlichen.

Anträge zu einer Fragestunde liegen nicht vor.

Wann die weiteren Tagesordnungspunkte voraus-
sichtlich aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ih-
nen vorliegenden Übersicht über die Reihenfolge
der Beratung der 46. Tagung.

Wir werden heute und morgen jeweils unter Ein-
schluss einer zweistündigen Mittagspause längstens
bis 18 Uhr tagen. Am Freitag ist keine Mittagspau-
se vorgesehen, weil die Sitzung voraussichtlich um
14 Uhr enden wird. - Ich höre keinen Widerspruch,
dann werden wir so verfahren.

Meine Damen und Herren, wir begrüßen auf der
Tribüne des Schleswig-Holsteinischen Landtages
Schülerinnen und Schüler der Wolfgang-Borchert-
Schule aus Itzehoe und des Gymnasiums Elm-
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schenhagen aus Kiel. - Herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 1 auf:

Aktuelle Stunde
Kritik des Bundesverkehrsministers an der
schleswig-holsteinischen Verkehrspolitik

Antrag der Fraktion der FDP

Für die FDP-Fraktion hat Herr Abgeordneter Chri-
stopher Vogt das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ende vergangener Woche hat Bundesver-
kehrsminister Dobrindt massive Kritik an der
Verkehrspolitik von sechs Bundesländern geäußert.
Darunter war natürlich auch Schleswig-Holstein,
wie sollte es anders sein, denn auch in Schleswig-
Holstein liegt kein einziges baureifes Verkehrspro-
jekt vor. Es gab in den letzten Jahren kein einziges
wirklich Nennenswertes. Neu ist die Tatsache der
fehlenden baureifen Projekte nun wirklich nicht.
Würde ich zu Zynismus neigen, was ich natürlich
nicht tue, so würde ich sagen: Der Mangel an bau-
reifen Projekten gehört fast schon zum Markenkern
unseres Bundelandes. Neu ist allerdings die Deut-
lichkeit der Kritik eines Bundesministers an der Po-
litik der Landesregierung. Ich sage es wirklich
nur äußerst ungern, gerade bei diesem CSU-Poli-
tiker, aber die CSU hat in diesem Punkt leider abso-
lut recht.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU - Zuruf
Hans-Jörn Arp [CDU])

- Ich wusste, dass ich Sie so kriege, Herr Kollege
Arp! - Wir haben diese Aktuelle Stunde auch des-
halb beantragt, um zu klären und zu fragen: Kommt
da jetzt noch etwas vor der Wahl oder nicht? Meine
Damen und Herren, die bisherige Bilanz des Ver-
kehrsministers ist im Bereich der Planung absolut
desaströs. Um genau zu sein: Sie ist eine absolute
Vollkatastrophe für unser Bundesland. Man kann
gar nicht anders, als dem verehrten Herrn Verkehrs-
minister im Bereich der Planung komplettes Versa-
gen zu attestieren.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Über das Drama im Zusammenhang mit der A 20
diskutieren wir eigentlich in jeder Tagung. Dieses
Projekt ist mittlerweile so etwas wie der Berliner

Flughafen des Landes Schleswig-Holstein gewor-
den.

(Zurufe)

Meine Damen und Herren, die entscheidende Frage
ist jetzt, nach viereinhalb Jahren Untätigkeit des
Verkehrsministers und bei all der Kritik: Kommt da
noch etwas? - Und siehe da, heute, zur Aktuellen
Stunde, und auf Seite 1 der Zeitungen des sh:z-Ver-
lags lacht uns eine Meldung an: Es soll auf einmal
30 neue Planer beim Landesbetrieb und 5 Millio-
nen € für externe Planungen geben. Ich muss sagen:
immerhin!

(Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Frau Kollegin, ich finde das ganz toll! Der Besuch
beim Papst hat sich offenbar doch für unser Land
gelohnt!

(Beifall FDP)

Oder die Aktuelle Stunde hat sich gelohnt, wie im-
mer man das gern möchte!

(Zuruf Beate Raudies [SPD] - Heiterkeit)

- Ich räume ein, so weit bin ich noch nicht, Frau
Kollegin! Aber mal schauen, was noch kommt.

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, zurück zur Ernsthaftig-
keit. Es drängen sich mehrere Fragen auf: Herr
Minister, warum eigentlich erst jetzt? Ist dies wirk-
lich ernst gemeint, oder ist dies nur eine Geschich-
te, um vor der Wahl noch Ihren Job zu retten? Vor
allem lautet die spannende Frage: Warum ist das
jetzt auf einmal alles möglich?

Sie haben bisher auf unsere Fragen nach dem Aus-
reichen der Planungskapazitäten immer gesagt:
Ja, diese reicht aus. Vor drei Wochen haben wir ge-
sehen, dass Bundesmittel kamen und dass die Pla-
nungskapazitäten nicht ausreichten, weil eben keine
Baureife da war. Sie haben immer gesagt: Nein, das
geht alles irgendwie, wir haben die Stellen, wir
können sie nur nicht besetzen. Jetzt auf einmal sa-
gen Sie: Es gibt 30 Stellen und eine externe Verga-
be.

Auch Ihr Staatssekretär hat uns noch während der
Sitzung des Finanzausschusses in der vergangenen
Woche im Rahmen der Haushaltsberatungen und
bei der Beratung Ihres Haushaltsentwurfs, bei der
Sie leider nicht dabei sein konnten, Herr Minister,
erklärt: Wir würden gern mehr Externe einbinden,
aber das geht leider nicht, die haben auch keine Ka-
pazitäten mehr. Plötzlich heißt es, es gebe 5 Millio-
nen €, man könne das Problem lösen.
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Es ist eine Täuschung des Parlaments und der Öf-
fentlichkeit, die Sie in den letzten Jahren veranstal-
tet haben.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Es ist in der Sache richtig, weil wir in der Tat alles
dafür tun müssen, was möglich ist, um zu verhin-
dern, dass wir weiterhin Bundesmittel, die Schles-
wig-Holstein zustehen, an Bayern und andere Bun-
desländer verschenken, die damit wirtschaftlich den
Abstand zu Schleswig-Holstein weiter vergrößern.
Das muss auf jeden Fall verhindert werden. Bisher
hat man sich dadurch gerettet, dass man viele klei-
nere Maßnahmen, zum Beispiel Lärmschutzmaß-
nahmen, realisiert hat, sodass man die Bundesmittel
einigermaßen abrufen konnte. Das wird in den
nächsten Jahren so nicht mehr möglich sein.

Herr Minister, angesichts der Faktenlage ist die Er-
höhung der Planungskapazitäten die wichtigste
Aufgabe, die in Ihr Ressort fällt. Wenn man aber
erst wenige Monate vor Ablauf der fünfjährigen
Amtszeit ein Konzept vorlegt, das wir schon seit
Jahren fordern, dann muss man ganz ehrlich sagen:
Sie haben Ihren Job nicht gemacht.

(Beifall FDP und CDU)

Schauen wir uns an, wie es bei den Planungskapazi-
täten im Land aussieht. Seit 2012, also seit Amtsan-
tritt dieses Ministers, ist die Zahl der Planer von
Jahr zu Jahr geringer geworden. Wir sind mittler-
weile bei nur noch 92 Planern angekommen, die
immer mehr Aufgaben zu bewältigen haben.

(Zurufe Martin Habersaat [SPD] und
Dr. Heiner Garg [FDP])

- Herr Habersaat, Sie sind ja gut im Vergessen, wie
wir alle wissen! - Aber ich muss Ihnen ganz ehrlich
sagen: Die Aufgaben des Landesbetriebes sind in
den letzten Jahren deutlich mehr geworden, und die
Zahl der Mitarbeiter ist immer kleiner geworden.
Der Minister hat uns immer erklärt, das liege daran,
dass man einfach keine Planer finde. Es gebe keine
Möglichkeiten, das extern zu vergeben. Wir müssen
doch feststellen: Das Land ist auf dem Arbeitsmarkt
überhaupt nicht konkurrenzfähig. Auch die 30 Stel-
len, die wir jetzt ausgeschrieben haben, müssen
doch erst einmal besetzt werden.

Wir haben als Konkurrenten die Kommunen, wir
haben den Bund, wir haben Hamburg und vor allem
die private Bauwirtschaft, die an der FH Lübeck, an
der einzig und alleinim Land Bauingenieure ausge-
bildet werden, die Bachelor-Studenten schon wäh-
rend ihres Studiums abfischt, weil man eben auch
besser bezahlt.

Es gibt doch genügend Vorschläge, wie man die
Attraktivität des Landes als Arbeitgeber erhöhen
kann: Man kann zum Beispiel für den Landesbe-
trieb andere Standorte wählen. Man kann andere
Studiengänge machen. Jetzt sollen offenbar auch
Geografen eingestellt werden. Man könnte an eine
bessere Bezahlung denken. Dafür müsste dann im
Zweifel die Planungsabteilung ausgegliedert wer-
den; das macht man in anderen Bereichen ja auch.
Vor allem müsste man mehr Studienplätze anbie-
ten. Warum bildet man eigentlich an der FH Kiel
keine Bauingenieure aus? Die können das doch
auch machen. Man könnte auch mehr Studienplätze
in Lübeck anbieten. Das alles ist doch möglich.

(Beifall FDP und CDU)

Herr Kollege Habersaat, es war ja die Opposition,
es war die FDP-Fraktion, die schon vor einiger Zeit
gefordert hat, dem Personalabbau beim Landesbe-
trieb endlich zu stoppen. Es ist ja nicht so, dass sie
in anderen Bereichen nicht auch getan haben, was
Sie wollten. Es heißt immer, das hat doch Schwarz-
Gelb beschlossen. Das können wir ja gar nicht än-
dern.

(Beifall FDP und CDU)

Den Antrag haben Sie abgelehnt, Herr Habersaat.
Sie haben das mit Ihrer Stimme abgelehnt. Insofern
seien Sie also ein bisschen vorsichtiger.

Bei den Rechtfertigungsversuchen war der Herr
Verkehrsminister in den letzten viereinhalb Jahren
um kaum eine Ausrede verlegen; darin ist er wirk-
lich gut. Eigentlich waren ja immer die zahlreichen
CDU-Amtsvorgänger an allem schuld. Da mag ja
auch ein Stück weit etwas dran sein. Aber es zeigt
sich auch, dass Ihre Ausreden immer schlechter
werden.

(Beifall FDP)

Sie, Herr Minister, haben am vergangenen Freitag
Herrn Dobrindt entgegengehalten, der Bund sei
doch selber schuld, er erstatte dem Land die Pla-
nungskosten unzureichend. Das gilt zunächst ein-
mal für alle Bundesländer und ist auch nicht erst
seit gestern so. Aber ich fand das hochinteressant;
denn das heißt ja nichts anderes, als dass diese Lan-
desregierung nicht, weil sie nicht anders konnte,
weil die Rahmenbedingungen so sind, wie sie sind,
sondern weil sie es nicht wollte, das Geld für die
Planung gespart hat. Deshalb haben wir keine bau-
reifen Projekte, Herr Minister. Dieses Argument
fand ich hochinteressant.

Sie zeigen ja auch mit der heutigen Meldung im
„sh:z“, dass es eben doch anders geht, so, wie wir
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es einmal gefordert haben. Insofern, Herr Minister,
haben Sie, was die Möglichkeiten und auch was die
Notwendigkeit angeht, die schleswig-holsteinische
Öffentlichkeit und den Landtag seit Jahren ge-
täuscht, was in diesem Bereich vor sich geht.

(Beifall FDP und CDU)

Es ist also alles eine Frage des politischen Willens.

Abschließend, meine Damen und Herren, möchte
ich Folgendes sagen: Wenn wir nicht Bundesmittel,
die unserem Land zustehen, die wichtig für die Ent-
wicklung unseres Landes sind, an Bayern oder an
andere Bundesländer verschenken wollen, dann
müssen wir jetzt umsteuern. Das ist eine Frage des
politischen Willens. Ich glaube, dass diese Landes-
regierung für einen Neuanfang, den wir in der Ver-
kehrspolitik brauchen, weder den Willen noch die
Kraft hat.

Wir werden uns jetzt natürlich die Vorschläge des
Ministers genau anschauen. Aber so kurzfristig vor
Ende der Wahlperiode glaube ich nicht, dass Sie es
ernst meinen und das auch tatsächlich umsetzen
können. Wir brauchen einen Neuanfang in der Ver-
kehrspolitik. Ich glaube, Herr Minister, mit Ihnen
wird das leider nichts. - Vielen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Herr Abge-
ordnete Hans-Jörn Arp.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Heute
Morgen haben wir in der „FAZ“ eine gute Meldung
lesen dürfen.

(Martin Habersaat [SPD]: Danke!)

Es war für uns alle, nicht für die Regierung, son-
dern insbesondere für unser Land und die Unter-
nehmen eine Meldung, über die alle hocherfreut
sind. Nur, Herr Meyer, das hätten Sie schon vor
vier Jahren sagen müssen. Warum haben Sie so lan-
ge gewartet?

(Beifall CDU und FDP)

Es ist kein Selbstzweck, sondern es geht darum,
dass wir die Wirtschaft im Land unterstützen, dass
wir die Pendler, die jeden Tag zur Arbeit fahren,
unterstützen. Die Leistungsträger dieser Gesell-
schaft warteten auf eine solche Meldung.

Ich sage Ihnen auch: Nicht nur die freuen sich, son-
dern Ihr Nachfolger freut sich; denn Sie werden die
Freude dieser Menschen nicht mehr erleben. Das ist
das Schöne daran. Sie werden es nicht schaffen,
weil die Planstellen vor dem Jahr 2017 nicht da
sind. Das heißt also, ab 2017 werden die Stellen
ausgeschrieben. Sie selber sagen, das sei auf dem
Arbeitsmarkt sehr schwierig. Sie wüssten gar
nicht, wie Sie die Leute kriegen sollten. Die Kon-
kurrenzsituation hat der Kollege Vogt richtig
dargestellt.

Ich sage und komme auf unseren Vorschlag zurück,
eine eigene Neubaugesellschaft zu gründen, damit
man aus dem Tarifrecht herauskommt, damit es
möglich ist, diese für uns so wichtigen Mitarbeiter
zu bekommen.

Ich danke auch der FDP für diese Aktuelle Stunde
heute. Wahrscheinlich wäre die Meldung heute und
auch bis zum Abschluss der Haushaltsberatungen
nicht mehr gekommen, wenn wir heute nicht diese
Aktuelle Stunde gehabt hätten. Auf einmal kommt
es wie Kai aus der Kiste. Die Forderung wurde vor
vier Jahren erhoben. Es wurde Zeit, aber es ist noch
rechtzeitig.

(Zurufe SPD)

Die Landesregierung hat bis heute nicht begriffen,
dass eine moderne und gut ausgebaute Infrastruk-
tur Grundlage für eine erfolgreiche Wirtschaft ist,
insbesondere in einer Zeit, in der die Welt und die
Geschäfte immer mobiler werden. Gerade für die
Handwerks- und Familienbetriebe sind gut ausge-
baute Bundes- und Landesstraßen von großer Be-
deutung und existenziell wichtig.

Sie haben in den letzten Jahren 326 Millionen € aus
Berlin nicht abgerufen. Diese Mittel sind in die an-
deren Länder gegangen, insbesondere in den südli-
chen Teil der Bundesrepublik. Schleswig-Holstein
ist im Kern ein wohlhabendes Land. Ihnen steht als
Landesregierung so viel Geld zur Verfügung, wie
es noch keine andere Landesregierung zuvor hatte.
Trotzdem verrotten hier massenhaft Brücken und
Straßen. Der Zustand der Infrastruktur war noch nie
so schlecht. Das ist ein Widerspruch zu den Geld-
einnahmen, die Sie haben.

Bei keinem der überregional bedeutenden Projekte
wie der A 20, der A 21 und der B 5 ist das Land in
den letzten viereinhalb Jahren auch nur einen Milli-
meter weiter vorangekommen; denn diese Regie-
rung hat nicht ein einziges neues Projekt zur Bau-
reife gebracht. Sie haben null Baureife, Sie haben -
noch mal, damit Sie es auch verstehen - null weite-
re Maßnahmen begonnen. Die Doppelnull ist hier
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also berechtigt. Sie sind nicht ein Stück vorange-
kommen. Es gab fast fünf Jahre Stillstand in diesem
Land.

Das Kommunikationschaos kommt noch hinzu.
Ich denke an den Abschnitt zwischen Sommerland
und Hohenfelde und daran, dass zwei Ministerien
nicht miteinander reden. Am Ende habe ich Herrn
Kollegen Meyer einen Hinweis gegeben, wie man
das mit dem Adlerhorst hätte regeln können. Da
gab es bei der Opposition sogar den Wunsch, Herr
Habeck in seinem Umweltministerium solle doch
die Planung übernehmen; denn schlechter, als es
jetzt bei Herrn Meyer ist, wäre es bei ihm auf kei-
nen Fall gewesen.

(Beifall CDU und FDP)

Jetzt kommt das Ergebnis: Nun werden Millionen
Gelder im wahrsten Sinne des Wortes in den Sand
gesetzt. Es müssen neue Gutachten erstellt werden.
Das Hauptproblem ist: Die Menschen stehen weiter
vor dem Elbtunnel im Stau. Als Verkehrsminister,
Herr Meyer, haben Sie die Aufgabe, frist- und fach-
gerecht zu planen. Sie haben dafür zu sorgen, dass
wir Baureife bekommen. Das ist Ihre Aufgabe als
Verkehrsminister. Der sind Sie in den letzten vier-
einhalb Jahren nicht nachgekommen.

(Beifall CDU - Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Die Leute stehen doch
dort im Stau, weil dort geplant und gebaut
wird!)

Der Bund hat Ihnen angeboten - -

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Frau Kollegin, wir reden über Autoverkehr und so
etwas. Ich glaube, das ist nicht Ihr Bereich. Ich
glaube nicht, dass Sie in dem Bereich - -

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Weitere Zurufe)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine Bemer-
kung der Frau Abgeordneten Eka von Kalben?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Bei der charmanten Kollegin kann ich nie Nein sa-
gen.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lieber Herr Arp, ich gehe davon aus,
dass Sie mit Ihrer Bemerkung gerade nicht
zum Ausdruck bringen wollten, dass ich

mich als Fraktionsvorsitzende nicht mit Stra-
ßenverkehrsfragen auskennen kann.

Ich wollte Sie darauf hinweisen, dass sich
mein Zwischenruf darauf bezog, dass Sie
sagten, die Leute stünden jetzt im Stau, weil
wir nicht geplant hätten und der Bund des-
halb nicht bauen könne. Ich weise Sie nur
darauf hin, dass ich als Pendlerin, die jeden
Tag die A 7 benutzt, feststelle, dass die Leute
dort im Stau stehen, weil dort gebaut wird
und weil dort auch geplant wurde.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

- Liebe Frau Kollegin, auch ich fahre die A 7 zwei-
mal täglich, einmal hin und einmal zurück, auch ich
weiß, dass dort gebaut wird. Aber die Ursache für
den Stau vor dem Elbtunnel ist nicht alleine die
Baumaßnahme, es ist ein zu hohes Verkehrsauf-
kommen, das in den nächsten Jahren noch mehr
werden wird. Sie stehen die unter anderem im Stau,
weil mehr Autos durch den Tunnel fahren wollen,
als hindurchgehen. Fragen Sie einmal die Spediteu-
re, fragen Sie einmal all diejenigen, die auf die
Querung des Elbtunnels angewiesen sind, die ihre
Ware an den Markt bringen wollen. Die freuen
sich, dass gebaut wird, aber Sie lösen damit nicht
das Problem des Staus.

(Beifall CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine zusätzli-
che Bemerkung?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident, ja.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich möchte nur darauf hinweisen,
dass zurzeit aus meiner Sicht die Staus dort -
denn ich kenne die Strecke vor den Baumaß-
nahmen und auch jetzt während der Baumaß-
nahmen - auf Bautätigkeiten zurückzufüh-
ren sind. Das bezieht sich aber auf die
Strecke, die Sie vermutlich nicht jeden Tag
pendeln müssen.

- Liebe Frau Kollegin, es steht mir nicht zu, eine
Fraktionsvorsitzende zu belehren. Sie sind schon
kraft Amtes intelligent genug, alles zu wissen. Aber
gehen Sie doch einmal davon aus, dass der Stau vor
dem Elbtunnel das große Problem aller Verkehrs-
teilnehmer ist, und zwar nicht nur der aus Schles-

10764 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 129. Sitzung (neu) - Mittwoch, 12. Oktober 2016

(Hans-Jörn Arp)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2898&format=WEBVOLLLANG


wig-Holstein und Niedersachsen, sondern auch der
aus Dänemark. Die sagen, wir brauchen dringend
eine Entlastung des Elbtunnels, insbesondere auch
dann, wenn am Ende die A 7 und die Zufahrt ge-
baut sind. Anschließend wird dann ja auch die Süd-
seite in Angriff genommen. Wir benötigen auf je-
den Fall die Entlastung des Elbtunnels. Darüber
brauchen wir hier nicht zu diskutieren. Selbst die
Grünen haben ja nun ihren Frieden gefunden. Neh-
men Sie das einfach mal so hin.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen, Herr Meyer, der Bund hat Ihnen im Fe-
bruar angeboten, eine eigene Baugesellschaft für
Bundesprojekte zu gründen, für die der Bund
zahlt. Der Bund wollte die Planungshoheit überneh-
men und die Baumaßnahmen durchführen. Das ha-
ben Sie abgelehnt. Das hätte Sie kein Geld gekos-
tet, es hätte Sie keine Planer gekostet! Nur, Sie ha-
ben es abgelehnt, als der Bund Ihnen dieses Ange-
bot noch im Februar dieses Jahres unterbreitet hat-
te. Sie sind Meister des Ablenkungsmanövers.

(Beifall Volker Dornquast [CDU])

Ich möchte hier nur einige Beispiele nennen, die
wir hier in den letzten Jahren erfahren haben. „Der
Bund gibt kein Geld“, sagt Herr Meyer. Der Adler
sei schuld, die Fledermäuse seien schuld, das Pla-
nungsrecht sei sowieso schuld. - Bitte vergessen Sie
dabei aber nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen,
die mit Verkehrspolitik nicht so viel zu tun haben,
dass vom Bund in den letzten Jahren bundesweit
72 Planungsprojekte eröffnet wurden. 72-mal hat
der Bund das Geld für neue Bauprojekte bereitge-
stellt. Nach Schleswig-Holstein ist nicht eines ge-
kommen. Schleswig-Holstein ist das einzige Flä-
chenland, das von dem zusätzlichen Geld, das der
Bund bereitgestellt hat, nicht profitiert hat. Selbst
im September sind noch 24 neue Bauprojekte eröff-
net worden, auch nicht eines davon in Schleswig-
Holstein.

Es ist nicht das Baurecht, das Baurecht ist im gan-
zen Bundesgebiet einheitlich. Das ist zu kompli-
ziert, da haben Sie recht. Aber Sie waren doch Vor-
sitzender der Verkehrsministerkonferenz. Sie hätten
es doch ändern können. Da haben Sie auch keinen
Vorschlag gemacht. Sich jetzt hinzustellen und zu
sagen, das liege alles am Baurecht, das Baurecht ist
doch überall gleich, hilft nicht; denn die anderen
Länder bauen ja, wir bauen dagegen nicht. Das ist
der Unterschied, meine Damen und Herren.

(Beifall CDU)

Sie haben es in der ganzen Zeit nicht geschafft,
weitere Planer einzustellen. Sie hätten das Geld ge-

habt, ohne dass Sie Frau Heinold hätten fragen
müssen. Sie hatten die Möglichkeit, das mittel-
standsfeindliche Gesetz, das sogenannte TTG - der
Kollege Callsen hatte es immer wieder angepran-
gert und kritisiert -, das den Kommunen rund
3,5 Millionen € gibt, abzuschaffen.

Allein von diesem Geld hätten Sie 35 Planer be-
zahlen können. Sie hätten deswegen Frau Heinold
gar nicht fragen müssen. Das hätten Sie im eigenen
Haus organisieren können. Das ist die Situation.

(Beifall CDU)

Ihr Problem hat im Jahr 2012 angefangen, als Herr
Habeck zehn Planer in sein Haus mitgenommen
hat. Schon diese Fachkräfte haben Sie nicht er-
setzt. Sie haben es hingenommen und nicht darum
gekämpft. In der Zeit haben Sie uns gesagt: Wir ha-
ben genug Mitarbeiter.

Im Jahr 2013 haben Sie gesagt, das sei nur ein Pro-
blem, das immer die Opposition aufwerfe. Das sei
kein reales Problem. Im Jahr 2014 haben Sie festge-
stellt, dass Sie vielleicht doch einstellen müssten.
2015 haben Sie erkannt, dass Sie keine Kräfte be-
kommen können, weil der Tarifwechsel zu kompli-
ziert sei. Jetzt wird im Jahr 2017 endlich eingestellt.

Als Sie während der Flüchtlingskrise sagten, Sie
brauchten mehr Lehrer, hat dieses Haus mit den
Stimmen der CDU gesagt: Ja, das machen wir! Als
es um die Einstellung von mehr Polizisten ging, hat
dieses Haus mit den Stimmen der CDU und der Op-
position erklärt: Ja, das machen wir! Sie sagten, Sie
brauchten mehr Justizangestellte. Auch dem hat das
Haus zugestimmt. Wenn Sie in den Jahren 2012,
2013 oder folgende gefordert hätten, dass Sie mehr
Planer benötigen, um das Geld, das aus Berlin zu
erwarten ist, verbauen zu können, hätte Ihnen kei-
ner von uns widersprochen, schon gar nicht auf die-
ser Seite des Saales.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine Bemer-
kung des Herrn Abgeordneten Matthiessen?

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Selbstverständlich, Herr Kollege Matthiessen.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Herr Kollege Arp, Sie sagten ge-
rade, dass zehn Fachkräfte für die Gründung
des Landesamtes für Energieleitungsbau ge-
wechselt haben. Damit ist aber auch eine
Aufgabe mit hinübergegangen. Sie sagten ja,
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diese müssten deswegen ersetzt werden. Da
ist ein Bruch in der inneren Logik Ihrer Ar-
gumentation.

Zweitens fällt mir auf, dass Sie in der ersten
Hälfte dieser Legislaturperiode genau umge-
kehrt argumentiert haben. Da waren der
Minister Habeck und die Grünen insgesamt
die Infrastrukturverweigerer, und der Minis-
ter Meyer war der strahlende Held, sozusa-
gen das Schutzschild der Vernunft gegen die
grünen Angriffe. Heute ist es aus Ihrer Sicht
genau umgekehrt: Da sollte Minister Habeck
am besten die Straßenplanung machen.

Sie haben in der Zwischenzeit ja auch er-
kannt, dass Energieleitungsbau auch etwas
mit Infrastruktur zu tun hat. Da drängt sich
mir ein wenig die Sichtweise auf, dass es
völlig beliebig ist, was Sie hier vortragen -
Hauptsache, einer von denen wird gebasht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

- Lieber Kollege Matthiessen, die zehn Planer, die
in das neue Amt gewechselt haben, hatten vorher
nicht ausschließlich nur Stromtrassen zu planen,
sondern waren in das gesamte System der Planung
von Strom- und Straßeninfrastruktur eingebunden.
Die waren also nicht ausschließlich für den Strom-
bereich zuständig. Daher fehlten sie auch in der
Summe. Das werfe ich Herrn Habeck überhaupt
nicht vor. Ich sage Herrn Meyer nur, er hätte dafür
kämpfen müssen, dass diese Planstellen wieder neu
besetzt werden. Das hat er nicht gemacht.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Arp, gestatten Sie eine weitere
Bemerkung des Herrn Abgeordneten Matthiessen?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wir sind uns vielleicht insofern
einig, dass mit diesen zehn Mitarbeitern auch
eine Aufgabe ausgegliedert wurde. Das woll-
te ich nur abschließend festhalten.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herzlichen Dank, dass Sie feststellen, dass wir uns
einig sind. Das ist der gute Weg für die neue Koali-
tion. - Herzlichen Dank.

(Lachen SPD)

- Jetzt kommt sogar mal der Ministerpräsident in
Wallung!

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal an
die Vergangenheit erinnern. Es war der Bau der A 7
als ÖPP-Projekt. Es war die Maßnahme Stolpe-Net-
telsee. Es war die Störbrücke Itzehoe. Wann immer
wir in unserer Zeit die Baureife hatten, ist auch das
Geld aus Berlin gekommen. Berlin hat das Geld,
Herr Meyer, nur Sie rufen es nicht ab.

Sie hätten 512 Millionen € verbauen können. Wir
haben die Grundlage geschaffen, bis zum Jahr 2012
Baureife für 185 Millionen € zu haben. Die anderen
326 Millionen € waren in Ihrer Verantwortung. Die
haben Sie nicht abgerufen. Die sind nicht verbaut
worden, weil Sie keine Baureife haben.

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

- Entschuldigen Sie, Herr Tietze, Sie kommen ja
wahrscheinlich noch dran, was ich befürchte!

Ich will Ihnen einmal sagen, an welchen Stellen Sie
es haben liegenlassen. A 20 Hohenfelde-Sommer-
land. Hierfür standen jahrelang 79 Millionen € be-
reit. Nettelsee-Klein Barkau. Hierfür standen
40 Millionen € bereit. Ortsumgehung Hattstedt-
Breklum-Struckum-Bredstedt 53 Millionen €. Für
die B 202, Ortsumfahrung Tating, stehen auch
6,2 Millionen € bereit. Da erfährt der Bürgermeister
von Tating jetzt, als er bei Ihren Mitarbeitern ange-
rufen hat, dass sie da nicht helfen könnten, weil sie
keine Planungskapazitäten hätten. Das ist ein Of-
fenbarungseid. Das Gleiche gilt für die Ortsumfah-
rung Schwarzenbek, für die 5,4 Millionen € zur
Verfügung stehen. Ich könnte die Liste jetzt fortset-
zen.

Es ist am Ende so, dass wir das Geld nicht bekom-
men haben. Das Geld ist in andere Bundesländer
geflossen. Es wird Zeit, dass wir neue Strukturen
aufbauen. Sie haben die Unterstützung der CDU,
wenn es um die Infrastruktur dieses Landes geht.
Nur eines sage ich Ihnen: Es wird am Ende des Ta-
ges nicht Berlin sein, werden nicht das Planungs-
recht, der Adler oder die Fledermäuse das Problem
sein. Das Problem der Infrastruktur, Herr Verkehrs-
minister, sind Sie! Die Wähler werden es uns dan-
ken, dass wir dieses zum Thema gemacht haben. -
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat nun der Frakti-
onsvorsitzende, Herr Dr. Ralf Stegner.
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Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Verkehrsminister von der CSU, Alexander
Autobahn-Ausländermaut-Dobrindt, kritisiert ein
paar Minister von SPD und Grünen. Und was pas-
siert? Die FDP beantragt eine Aktuelle Stunde im
Schleswig-Holsteinischen Landtag. - Ich muss sa-
gen, das finde ich wirklich famos.

(Beifall FDP)

Großes Kompliment! Ich bin gespannt, was Ihnen
als Nächstes einfällt, ob wir als Nächstes eine Aktu-
elle Stunde zur Nah-Ost-Krise oder zur problemati-
schen Situation an den Kassen in schleswig-holstei-
nischen Supermärkten oder so etwas führen. Das
kann ja passieren.

(Beifall SPD)

Im Ernst: Natürlich ist es so - das wissen wir alle -,
dass die Planungsprozesse zu lange dauern, dass
wir am Ende zu wenig bauen und dass uns Planer
fehlen. Das kann niemand bestreiten. Diesbezüglich
hat sich in den letzten 20 Jahren kaum eine Landes-
regierung mit Ruhm bekleckert; das muss man
selbstkritisch für alle feststellen.

Wenn Sie aber eine Aktuelle Stunde beantragen
und hier kräftig auftreten, dann muss man den Ver-
gleich ziehen zwischen dem, was wir tun, und dem,
was Sie getan haben. Und dazu muss ich sagen:
Egal welche Disziplin man in diesem Bereich be-
trachtet, Sie sehen schlecht aus. Insofern erlauben
Sie mir, hier ein bisschen zur Klärung der Faktenla-
ge beizutragen:

Bundesautobahnkilometer im Norden: In der
Großen Koalition - weitgehend vorgeplant von ei-
ner rot-grünen Regierung -: 38,5 km. Bei CDU und
FDP waren es 5 km, in der Küstenkoalition sind es
bis jetzt 9,5 km. Das ist - vergleichende Disziplin -
kein Grund für große Töne von Ihnen.

Planfeststellungsbeschlüsse für Bundesfernstra-
ßen: Unter drei CDU-Verkehrsministern 0 m, bei
uns zehn Planfeststellungsbeschlüsse in der Küsten-
koalition, bei der A 7, bei der A 5, bei der A 215.

Mitteleinsatz: 2014 waren wir bei 27 Millionen €,
2015 bei 35 Millionen € und jetzt sind wir bei
36 Millionen €. Das ist das Dreifache dessen, was
Sie 2012 hatten. Das Dreifache!

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Bemerkung des Abgeordneten Christopher Vogt?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Später gern. Ich würde gern kurz die Fakten vortra-
gen. - Dann dürfen Sie sich gern noch einmal zu
Wort melden.

2015 wurden 95 km Straße gebaut, 2012 30 km.
Nehmen Sie das IMPULS-Programm dazu: 25 Mil-
lionen € dieses Jahr, 25 Millionen € im nächsten
Jahr. Wir sind bei 47 Millionen € im Jahr 2016. Das
ist das Dreifache dessen, was wir 2008 hatten. Das
ist das Dreifache dessen, was wir 2011 hatten. Ver-
gleichen Sie das einmal miteinander. Ich wundere
mich, dass Sie in diesem Haus trotzdem so große
Töne spucken. Das muss ich Ihnen ganz ehrlich sa-
gen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Kommen wir zu den Planungskosten: Schleswig-
Holstein zahlt 17 % aus eigenen Mitteln. Der Bund
erstattet uns 3 %. Ja, in der Tat haben wir zu weni-
ge Planer. Darf ich Sie daran erinnern, dass die
schwarz-gelbe Haushaltskonsolidierungskommissi-
on beziehungsweise Strukturkommission gefordert
hat, die Zahl der Stellen um 14 zu kürzen? Um 65
ist die Zahl der Stellen gekürzt worden. Diese Re-
gierung bringt das wieder in Ordnung und verändert
das. Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und
uns.

(Beifall SPD und Lars Harms [SSW])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Bemerkung des Abgeordneten Dr. Koch?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Aber mit dem größten Vergnügen.

Tobias Koch [CDU]: Vielen Dank für die
Bevorzugung gegenüber dem Kollegen Vogt.

(Christopher Vogt [FDP]: Vor dir hat er kei-
ne Angst!)

Ich dachte, dass Sie mit Ihren Fakten zu
Haushaltsthemen fertig sind. - Die Behaup-
tung, dass die Regierung jetzt dreimal so viel
in Landesstraßen investieren würde wie die
Vorgängerregierung - diese Zahlen haben Sie
genannt -, hat diese Regierung schon mehr-
fach aufgestellt, bisher aber noch nie belegen
können. Vielleicht sind Sie dazu jetzt in der
Lage. Ich habe schon im Finanzausschuss in
der letzten Woche vorgetragen, dass sich die
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Investitionen in Landesstraßen im Jahr 2012
auf 29 Millionen € beliefen, ausweislich der
Istzahlen des Landesbetriebes. Die Verdrei-
fachung, die Sie angesprochen haben - Sie
sagten, dass wir jetzt bei 30 oder 35 Millio-
nen € seien -, erschließt sich mir nicht. Diese
Logik können Sie sicherlich erläutern.

(Vereinzelter Beifall CDU)

- Herr Koch, auf der einen Seite fordern Sie hier
immer mehr, und dann sagen Redner Ihrer Fraktion
hier: Wir waren damals, in der schwarz-gelben Re-
gierung, jung und hatten kein Geld. - Das erzählen
Sie uns immer. Das sind die Widersprüche. Ich
kann Ihnen nur sagen: Die Zahlen, die ich eben ge-
nannt habe, werden Sie im Protokoll wiederfinden.
Ich will sie jetzt nicht noch einmal wiederholen.
Das ist auf jeden Fall das Dreifache dessen, was bei
Ihnen im Haushalt gestanden hat. Haushaltszahlen
werden veröffentlicht. Das ist das, was ich Ihnen
hier vorgetragen habe. Da können Sie machen, was
Sie wollen. Dreimal so viel ist dreimal so viel. Im
Zahlenraum zwischen eins und zehn kommen wir
beide doch miteinander zurecht. Das ist das Dreifa-
che. Das habe ich Ihnen vorgetragen. Das steht im
Protokoll.

Wenn Sie mögen, wiederhole ich das gern noch
einmal - Sie werden es mir ja nicht auf die Redezeit
anrechnen, Herr Präsident -: 47 Millionen € 2016,
2008 standen 13 Millionen € im Haushalt, 2011
standen im Haushalt 13 Millionen €. Ziemlich ge-
nau das Dreifache dessen, was Sie dafür ausgege-
ben haben, haben wir dafür ausgegeben.

Sie sagen, wir machten zu wenig. Das kann man ja
sagen, aber wenn Sie an einem Spiegel vorbeilau-
fen sollten, dann sollten Sie nicht reinschauen.
Sonst haben Sie nämlich ein echtes Problem; das
muss ich Ihnen schon sagen. Das ist der Unter-
schied zwischen Ihnen und uns.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
weitere Bemerkung des Abgeordneten Koch?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Zu gern.

Tobias Koch [CDU]: Ihre Ausführungen
waren durchaus hilfreich, weil ich jetzt Ihren
Taschenspielertrick verstanden habe.

- Aha!

Sie beziehen sich auf Haushaltsansätze, auf
Planzahlen des Haushalts 2012. Nehmen Sie
bitte zur Kenntnis, dass die Istzahlen deutlich
abweichen von den Planzahlen, dass wir
2012 deutlich mehr gebaut haben, als ur-
sprünglich im Plan vorgesehen war.

(Beifall CDU)

Ich nannte die Zahl: Es wurden 29 Millio-
nen € verbaut. Das ist also nie im Leben eine
Verdreifachung. Argumentieren Sie nicht mit
falschen Zahlen! Nehmen Sie die Istzahlen!
Mit allem anderen zeigen Sie, dass Sie die
Menschen für dumm verkaufen wollen, in-
dem Sie hier Äpfel mit Birnen vergleichen.

(Beifall CDU und FDP)

- Sehr verehrter Herr Kollege Koch, darf ich den
haushaltspolitischen Sprecher der Union daran erin-
nern, dass dieser Landtag Haushalte beschließt? In
dem Haushaltsentwurf von damals stand drin, was
Sie wollten. Jetzt steht im Haushaltsentwurf, was
wir wollen. Ich habe gehört, dass Herr Arp den
Verkehrsminister gebeten hat, er möge Gesetze auf-
heben, weil es besser sei, wenn es die Tariftreue
nicht gebe. Das geht in demokratischen Systemen
aber nicht. Auch das machen Parlamente. Bei uns
ist es so, Herr Koch, dass das Parlament die Ansät-
ze beschließt. Das Parlament beschließt über das,
was wir wollen. Ich habe Ihnen das hier vorgetra-
gen. Das war das Dreifache Ihres politischen Wil-
lens, wenn ich das einmal so sagen darf. Sie sollten
sich nicht hier hinstellen und uns beschimpfen, son-
dern Sie sollten sich ein bisschen schämen für das,
was Sie zustande gebracht haben.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, nunmehr wünscht
der Abgeordnete Christopher Vogt, eine Bemer-
kung zu machen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Den Kollegen Vogt möchte ich nicht benachteili-
gen. Das wäre der Letzte in diesem Haus, bei dem
ich das tun würde. - Bitte sehr.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Dr. Stegner. Der letzte Satz war überflüssig.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Er schadet meinem weiteren Fortkommen.
Aber seis drum.
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Ich möchte in den Faktencheck einsteigen,
den Sie hier angefangen haben. Ich muss sa-
gen, dass man selbst von einem Geisteswis-
senschaftler, wie Sie es sind, erwarten kann,
dass man die gebauten Kilometer in Relation
zu den Regierungsjahren stellt. Dann gerät
Ihre Argumentation nämlich arg ins Rut-
schen. Darauf wollte ich Sie freundlich hin-
weisen.

Ich finde es erstaunlich, dass Sie gesagt ha-
ben, dass Sie viereinhalb Jahre gebraucht ha-
ben, um schwarz-gelbe Beschlüsse rückgän-
gig zu machen. Die Vorzeichen für die Auf-
gabe haben sich beim Landesbetrieb ja geän-
dert. Mich wundert, dass Sie ausgerechnet im
Bereich Verkehrspolitik so viel Demut und
Zurückhaltung an den Tag legen. In anderen
Bereichen hat Sie das doch auch nicht ge-
stört. Also, warum haben Sie ausgerechnet
im Verkehrsbereich so lange gebraucht, um
die Vorhaben der schwarz-gelben Vorgän-
gerregierung umzusetzen?

(Beifall FDP und vereinzelter Beifall CDU)

- Lieber Herr Kollege Vogt, erstens möchte ich Sie
darauf aufmerksam machen, dass Mathematik eine
Geisteswissenschaft ist, falls Sie das noch nicht
wussten. Zum Zweiten möchte ich Ihnen sagen: Es
wundert mich, dass Sie sich, wenn man einfache
Dinge wie Haushaltsbeschlüsse hier vorträgt, so
aufregen und sagen, das seien Taschenspielertricks.
Ich dachte immer, den Haushalt zu beschließen, sei
die vornehmste Aufgabe dieses Hauses. Wenn man
Ihnen die Zahlen vorhält, halten Sie das aber nicht
aus, sondern kommen mit irgendwelchen Ausreden.
Man braucht dabei keine Fantasie; man muss nur in
die Beschlüsse hineinschauen. Im Haushaltsbe-
schluss steht immer das, was die politische Absicht
der Mehrheit dieses Hauses ist. Das war schon im-
mer so. Das ist auch jetzt so. Ich habe Ihre Absicht
und unsere Absicht verglichen. Ich bin mit den Dis-
ziplinen ja noch nicht ganz durch. Wenn Sie mich
gleich in meiner Rede fortfahren lassen, kommen
wir noch zu anderen Punkten der schwarz-gelben
Vorgängerregierung; dann sage ich Ihnen, was wir
damit alles zu tun haben. Ein bisschen Geduld,
dann landen wir bei dem, wonach Sie sich sehnen.

Ich sage Ihnen nur, lieber Kollege Vogt: Wir finden
beim Straßenbau nicht eine einzige Disziplin, bei
der Sie besser sind als wir. Wir finden nur Diszipli-
nen, bei denen Sie schlechter sind als wir. Wenn
Sie das hören mögen, fahre ich mit meiner Rede
nach Ihrer nächsten Frage furchtbar gern fort.

Präsident Klaus Schlie:

Ich gehe davon aus, dass Sie die nächste Frage zu-
lassen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Furchtbar gern.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Dr. Stegner. Das war zwar nicht die Antwort
auf die Frage, aber trotzdem vielen Dank. Ich
bin mir sicher, dass der Rest Ihrer Rede in
die Geschichte des Landes eingehen wird.
Vorher möchte ich aber auf einen Punkt hin-
weisen, für den Sie vielleicht kein Verständ-
nis haben. Sie haben davon gesprochen, wer
welche Absichten hatte. Wir hatten die Ab-
sicht, viel zu bauen. Wir haben aber leider
nur etwas mehr als zweieinhalb Jahre regie-
ren können. Das Problem war, dass wir keine
Pläne von der Großen Koalition übernom-
men haben, und wir wollten keine Autobahn
schwarz bauen. Darauf wollte ich Sie hinwei-
sen. Das wäre für eine Rechtsstaatspartei ein
bisschen komisch gewesen. Wenn Sie uns
vorwerfen, dass wir keine Autobahn schwarz
gebaut haben, dann haben Sie ein interessan-
tes Parlamentsverständnis.

- Verzeihen Sie, Herr Kollege Vogt, darf ich Sie
darauf hinweisen, wie das Verhältnis bei den Plan-
feststellungsbeschlüssen im Bereich Bundesfern-
straßen aussieht: Schwarz-Gelb: null; Rot-Grün-
Blau: zehn. Zehn ist das Zehnfache von eins, nicht
von null - das weiß ich schon -, aber zehn mehr als
null, Herr Kollege.

(Lachen CDU und FDP)

- Sie haben zu früh gelacht. - Null bleibt null. Ob
Schwarz oder Gelb, null bleibt null, und bei uns
sind das zehn. Das ist der Unterschiede, mein sehr
verehrter Herr Kollege Vogt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, Sie hätten jetzt die
Chance, auch den Kollegen Winter nicht zu be-
nachteiligen, wenn Sie ihm eine Bemerkung erlau-
ben.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Aber mit dem allergrößten Vergnügen, noch lieber
sogar als beim Kollegen Vogt.
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Lars Winter [SPD]: Herr Fraktionsvorsit-
zender, das hätte ich Ihnen auch geraten.

- Da sehen Sie, wie das bei uns ist; viel demokrati-
scher als anderswo.

Insbesondere wenn man neue Jobs hat.

- Herr Kollege Winter ist unterwegs nach Plön.
Man merkt es.

Herr Kollege Stegner, ich habe mich hier
hingestellt aufgrund des Hinweises des Kol-
legen Koch, sich die Istzahlen zu betrachten.
Sie haben die Haushaltsansätze genannt. Es
ist ja beeindruckend, was Rot-Grün-Blau ge-
macht hat. Könnten Sie mir sagen, wer
hauptverantwortlich war für die Istzahlen des
Haushaltes 2012, ob das in der Ausführung
die schwarz-gelbe Regierung oder die Kü-
stenkoalition war?

- Lieber Herr Kollege Winter, ich zitiere den beson-
deren und talentierten Kollegen aus der FDP,

(Wolfgang Kubicki [FDP] begibt sich zu ei-
nem Saalmikrofon)

der noch schlagfertiger als derjenige ist, der gerade
ans Mikrofon geht. Der hat eben gesagt, man könne
nicht schwarz bauen, sondern man müsse sich auf
das beziehen, was die Vorgänger gemacht hätten.
Wenn mich mein Kurzzeitgedächtnis nicht verlas-
sen hat, war das in der bedeutenden Regierungszeit
der Freien Demokratischen Partei in Schleswig-
Holstein gemeinsam mit den Kollegen Herrn Koch
und Herrn Arp, sozusagen mit den schwarzen Ka-
meraden von der Union.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das war eine schöne
Zeit!)

Insofern muss das der Punkt gewesen sein, der im
Jahr 2012 umgesetzt worden ist.

(Lars Winter [SPD]: Ich glaube schon, dass
das unsere Küstenkoalition war! - Lachen
Dr. Heiner Garg [FDP])

Präsident Klaus Schlie:

Zwischenbemerkungen sind nicht gestattet, Herr
Kollege Winter. - Aber jetzt hat Herr Kollege Ku-
bicki das Bedürfnis, eine Bemerkung zu machen.
Ich sehe, Herr Abgeordneter, dass Sie auch das ge-
statten.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Wir haben heute viel Spaß in der Aktuellen Stunde,
also bitte auch Herr Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie hat schon ih-
ren Sinn erfüllt, wenn sie zu so wunderbaren
Debattenbeiträgen führt.

Herr Kollege Dr. Stegner, da Sie Politikwis-
senschaftler sind, wie ich vermute, frage ich
Sie: Ist Ihnen bewusst und bekannt, dass in
den letzten 29 Jahren die Sozialdemokraten
26 Jahre lang in Schleswig-Holstein regiert
haben, wenn wir großzügig die schwarz-gel-
be Zeit mit drei Jahren ansetzen? Das ist mei-
ne erste Frage.

Zweitens. Ist Ihnen bekannt, dass beim Per-
sonalabbaupfad im Bereich Straßenbau und
Verkehr, der von Schwarz-Gelb mit dem Sta-
bilitätsrat vereinbart werden musste, Inge-
nieursstellen ausdrücklich ausgeschlossen
waren?

(Christopher Vogt [FDP]: Das war ihm nicht
bekannt!)

- Das Erste ist mir in der Tat bekannt. Dass Sie im-
mer wieder darauf hinweisen, wie wenig Sie in
Schleswig-Holstein regiert haben, ist ein Teil der
historischen Wahrheit, Herr Kollege Kubicki. Da
haben Sie völlig recht.

(Heiterkeit Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN] - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Das ändern wir demnächst!)

Dass Sie das hier vortragen, darf ich als mitfühlen-
der Sozialdemokrat als Ihr Bekenntnis werten.

(Anita Klahn [FDP]: Das kann doch wohl
nicht wahr sein!)

Fakt ist, dass ich verglichen habe - Sie attackieren
uns hier -, was Sie geleistet haben und was wir ge-
leistet haben. Fakt ist eben auch, dass es 65 Stellen
weniger beim Landesbetrieb gibt - auf der Basis des
von Ihnen vereinbarten Konzeptes zur Stellenstrei-
chung in Ihrer famosen Haushaltsstrukturkommissi-
on. Die Wende wird eingeleitet durch diese Koaliti-
on. Das ist der Fakt, der verglichen werden muss.
Das ist das Faktum, über das wir reden.

(Christopher Vogt [FDP]: Viereinhalb Jahre
später!)

Die Finanzministerin hat in beispielloser Weise in
der Haushaltsdebatte während der letzten Plenarta-
gung darauf hingewiesen, dass nicht einmal Ihre
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Behauptung, Sie hätten es so schwer gehabt,
stimmt,

(Lachen Anita Klahn [FDP] - Christopher
Vogt [FDP]: Wir reden über Planung!)

weil die Einnahmesteigerungen im Schnitt höher
gewesen seien als bei uns. Die Schulden, die Sie
gemacht haben, waren auch höher.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

Das ist das, was uns beide unterscheidet. Insofern
finde ich, dass man das gut vergleichen kann.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Ich fahre fort bei den Fakten, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen. Wir haben auch beim ÖPNV
mehr gemacht als Sie.

In einem Punkt haben Sie recht: In dieser Küsten-
koalition debattieren wir über Straßenbauprojekte
vielleicht etwas intensiver, als das andere Koalitio-
nen machen. Das will ich nicht bestreiten. Wir ha-
ben auch große Projekte, wenn ich an die A 20, an
die A 7, an die Fehmarnbelt-Querung oder an den
Ersatzbau für die Rader Hochbrücke denke.

Ich muss feststellen: Es kann sein, dass wir in der
Koalition mehr diskutieren, aber der Pfusch, den
Sie uns bei der A 20 hinterlassen haben, hindert uns
daran, dort zu bauen. Das kommt von Ihnen und
nicht von uns, und zwar von vier CDU-Verkehrs-
ministern. Der letzte war Herr de Jager.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW - Zurufe CDU und FDP)

Denn Sie begreifen nicht - ich rede von vier CDU-
Verkehrsministern, soll ich Sie Ihnen aufzählen?
Ich bekomme sie noch zusammen:

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, aber drei da-
von waren Verkehrsminister in der Großen
Koalition!)

Austermann, Marnette, Biel, de Jager -, alle waren
von der CDU.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Da saßen Sie doch
mit am Kabinettstisch!)

Sie haben die Planungen durchgeführt.

(Zurufe FDP)

Diese Planungen sind uns folgerichtig auf die Füße
gefallen. Ich kann Ihnen nur sagen: Für diesen
Pfusch tragen Sie die Verantwortung, und wir müs-
sen damit umgehen.

(Lachen CDU und FDP)

Ich war leider nicht Verkehrsminister, sondern nur
Innen- und Finanzminister.

(Lachen CDU und FDP - Zurufe CDU und
FDP)

- Das kommt ja vielleicht noch. - Denn wir wissen,
dass es schlau ist, sich mit Naturschutzverbänden
und Bürgerinitiativen rechtzeitig zusammenzuset-
zen. Wenn Sie das ignorieren, zahlt das Land die
Zeche dafür, und wir werden von Gerichten ver-
knackt.

Mit dem, was Reinhard Meyer vor Gericht einge-
steckt hat, hatte er überhaupt nichts zu tun.

(Christopher Vogt [FDP]: Nein! Nein!)

- Nein, damit haben Sie etwas zu tun, weil Sie diese
Planungen hinterlassen haben. Herr de Jager ist das
gewesen, sonst keiner.

(Beifall SPD - Hans-Jörn Arp [CDU]: Minis-
ter Meyer hat sie doch eingereicht! - Weitere
Zurufe CDU und FDP)

- Ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt. Aber ich sa-
ge Ihnen: Dass wir Ihre Leistungsbilanz - weniger
Kilometer, weniger Geld, mehr Stellen gestrichen,
keine Planfeststellungsbeschlüsse und noch Pfusch
in den Planungsunterlagen - in dieser Breite in der
Aktuellen Stunde diskutieren können, ist wirklich
segensreich für die Wählerinnen und Wähler in
Schleswig-Holstein, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall SPD - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das
stimmt! Das werden sie genau zur Kenntnis
nehmen!)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, nunmehr drängt es
den Herrn Abgeordneten Dr. Garg, Ihnen eine Fra-
ge zu stellen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Das ist ja ein Minister aus der letzten FDP-Regie-
rungskoalition. Mit großem Vergnügen, lieber Herr
Minister a. D. Dr. Garg.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Minister a. D., Kol-
lege Dr. Stegner, dieses Vergnügen teile ich
mit Ihnen. Das „a. D.“ teilen wir uns auch.

Da wir beide eine große Affinität zur Histo-
rie haben, möchte ich Sie fragen, ohne Ihnen
Staatsgeheimnisse entlocken zu wollen, ob
zu der Zeit, zu der Sie nicht Minister a. D.,
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sondern aktiver Minister gewesen sind, Kabi-
nettsentscheidungen gemeinsam getroffen
wurden oder nicht. Denn ehrlich gesagt teile
ich Ihre Bemerkung nicht, daran seien aus-
schließlich die CDU-Verkehrsminister
schuld. Ich kann sie nicht so ganz nachvoll-
ziehen.

Ich glaube, wenn ich das historisch richtig
einordne, dass Sie zumindest teilweise zu
Zeiten der Regierung des Kabinetts Carsten-
sen I mit am Kabinettstisch saßen und zu-
mindest Mitverantwortung für bestimmte Ka-
binettsbeschlüsse getragen haben.

(Anita Klahn [FDP]: Doch!)

- Lieber Herr Kollege Dr. Garg, davor will ich mich
gar nicht drücken. Vielmehr ist es in der Tat so, wie
Sie es beschreiben. Ich muss allerdings sagen: Wir
haben vermutlich die Kompetenz, das Verfahren or-
dentlich zu machen, bei den Herren Austermann,
Marnette, Biel und de Jager überschätzt. Das ist of-
fenkundig so. Das muss man ernsthaft sagen.

(Lachen Dr. Heiner Garg [FDP] und Anita
Klahn [FDP])

Das räume ich selbstkritisch ein. Es bleibt aber da-
bei, dass es die politische Verantwortung der vier
Herren von der CDU gewesen ist, die Herrn Meyer
per Gerichtsbeschluss zum Warten gezwungen hat.
Also beklagen Sie nicht immer, Schleswig-Holstein
müsse warten, wenn Sie das selbst mit angerichtet
haben. Das ist der Punkt.

(Beifall SPD und SSW)

Deswegen muss ich sagen: Für Sie gilt, was das
schöne chinesische Sprichwort sagt - Sie haben sich
hier hingestellt und die Backen aufgeblasen -: Eine
volle Flasche tönt nicht, eine leere umso mehr. -
Das hat man bei Ihrer Leistungsbilanz gemerkt. Sie
haben nichts vorzuweisen. Wir sind in allen Diszi-
plinen besser.

Wir freuen uns auf mehr Aktuelle Stunden dieser
Art. - Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
der Herr Abgeordnete Dr. Andreas Tietze das Wort.

(Zuruf CDU: Jetzt wird’s spannend!)

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich frage mich in der Tat, warum wir heute eine
Aktuelle Stunde durchführen. Was war eigentlich
aktuell an dem, was wir diskutiert haben?

Liebe FDP, man hat den Eindruck: Wenn es kurz
vor der Landtagssitzung schneit, beantragen Sie
einen Winterdienst. Wenn dann gestreut wird, ist es
Ihr Verdienst gewesen, dass gestreut worden ist.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, das hat alles
damit nichts zu tun!)

Das Kilometerpingpong war, lieber Herr Kollege
Stegner, so etwas wie Grundtennis. Sie haben sich
die Bälle von der Grundlinie zugespielt. Ich habe
ein bisschen zugeschaut und bin noch ganz
schwindlig vom Zuschauen.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Ich habe aber zumindest gemerkt: Es steht zehn zu
eins für die Koalition gegen die Opposition. Das
konnte ich mir gut merken.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW - Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Zehn zu null!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir erleben in der
Politik das postfaktische Zeitalter. Das heißt: Fak-
ten sind irrelevant, nur noch die gefühlte Wirklich-
keit zählt. Ein bisschen habe ich den Eindruck,
wenn man sich darauf kapriziert, was Herr Do-
brindt letzte Woche gesagt hat. War das verkappte
Wahlkampfhilfe für Sie in der CDU und der FDP,
oder hat er etwa recht gehabt? Erst einmal möchte
ich deutlich machen, dass die Ausführungen von
Herrn Dobrindt sehr viel mit Gerechtigkeit zu tun
hatten. Welche Potenziale und Möglichkeiten ha-
ben Bundesländer in Deutschland, um Infrastruktur
auszubauen?

(Wortmeldung Christopher Vogt [FDP])

- Herr Vogt, Sie kommen gleich dran. - Es gibt die-
ses schöne Bild, das Sie alle kennen. Ein Lehrer hat
verschiedene Tiere vor sich: einen Affen, einen
Elefanten, einen Hund, einen Goldfisch und eine
Robbe. Der Lehrer sagt: Liebe Freunde, wir ma-
chen jetzt eine Prüfung. Wer zuerst auf dem Baum
ist, hat gewonnen. - Klar ist natürlich, dass Schles-
wig-Holstein mit der Robbe dafür nicht so toll aus-
gestattet ist. Wir haben die Themen Haushaltskon-
solidierung und Stabilitätsrat. Wir sind nicht wie
andere Bundesländer in der Lage, Geld für Plane-
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rinnen und Planer vorzuhalten, wie wir uns das
wünschen.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, gestatten Sie eine
Bemerkung des Herrn Abgeordneten Vogt?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank Herr
Dr. Tietze. - Weil Sie sich damit rühmen, wie
viele Planfeststellungsbeschlüsse Sie zu-
stande gebracht haben, interessiert mich:
Könnten Sie uns fünf dieser zehn Projekte
nennen? Was waren das für Großprojekte,
die Sie planfestgestellt haben? Das wäre in-
teressant. Sie müssen nur fünf von zehn nen-
nen. Sagen Sie mir bitte, was die wegweisen-
den Projekte für unser Land waren. Das ist
der erste Punkt.

Der zweite Punkt ist: Herr Dr. Tietze, ist es
nicht richtig, dass das Land auch schon im
vergangenen Jahr über 3 Millionen € an den
Bund zurückgeben musste, die jetzt in andere
Bundesländer fließen? Ist es in dem Zusam-
menhang nicht auch richtig, dass das Pro-
blem immer größer wird, dass wir Bundes-
mittel nicht abrufen können, weil die Investi-
tionen beim Bund noch größer werden und
wir uns mit Blick auf diese Kleinstprojekte
nicht über die Zeit retten können?

- Lieber Herr Kollege Vogt, ich habe tatsächlich
keine Lust, mich an diesem Pingpong, wer wie vie-
le Kilometer Straßen gebaut hat und welches Pro-
jekt wann wie ins Leben gerufen wurde, zu beteili-
gen.

(Christopher Vogt [FDP]: Sie haben das ge-
rade doch getan!)

- Hören Sie mir zu. Es bringt doch nichts, dass wir
hier immer wieder rückwärtsgewandt gucken.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben Probleme in Schleswig-Holstein. Die
Regierung hat etwas vorgelegt. Jetzt gucken wir
nach vorne, lieber Herr Kollege Vogt. Es bringt
nichts, dass wir immer wieder diese ollen Kamel-
len, wer welchen Kilometer wie gebaut hat, aufti-
schen. Mich nervt das nur noch.

(Christopher Vogt [FDP]: Du weißt kein ein-
ziges!)

- Im Übrigen, lieber Herr Kollege Vogt, haben wir
in der Verkehrs- und Mobilitätspolitik wirklich grö-
ßere Aufgaben vor uns, als nur über Autobahnbau
und Kilometer in Ihrem Sinne zu reden. Es gibt viel
größere Herausforderungen, als dass wir uns nur
auf den Autobahnbau beschränken.

(Christopher Vogt [FDP]: Andreas, du weißt
kein einziges!)

- Sie waren ja jetzt beim Papst, nicht Sie, aber eini-
ge Kollegen hier im Raum. Herr Günther war da.
Sie haben ja bei Facebook gepostet, Herr Günther,
Sie seien von der Bescheidenheit dieses Mannes be-
eindruckt gewesen. Vielleicht stünde ein Stück Be-
scheidenheit in der Debatte über die Frage der Pla-
nungskapazitäten einigen Fraktionen in diesem
Haus gut zu Gesicht.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Weniger geht doch
nicht mehr!)

Machen Sie mit Ihrer Fraktion einmal eine Dienst-
reise nach Rom. Vielleicht können Sie von dieser
Bescheidenheit ein wenig lernen.

Also, Sie echauffieren sich ständig über die Pla-
nungskapazitäten im Land. Ich will Ihnen da einmal
die Stimme des Bürgers zumuten. Ich habe gestern
einen Leserbrief in den „KN“ gelesen. Da schreibt
ein interessierter Bürger.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ein Grüner wahr-
scheinlich!)

- Nein, kein Grüner. Das ist ein ganz normaler Bür-
ger.

(Heiterkeit bei CDU und FDP)

Vielleicht ein FDP-Mann. Der schreibt - ich zitiere
mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsident -:

„Aus meiner bescheidenen Perspektive wird
derzeit in Schleswig-Holstein an jeder Ecke
gebaut. Es gibt praktisch kaum noch eine
größere Verbindung, an der nicht gebaut
wird.“

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ja, der Mann hat recht. Er steht, wenn er nach We-
sten, nach Osten, nach Süden und nach Norden
fährt, im Stau und sagt: Wieso behauptet eigentlich
ein Herr Günther, wieso behauptet eigentlich ein
Herr Vogt, es wird in diesem Land nicht geplant?
Denn da steckt doch Planung dahinter.
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(Christopher Vogt [FDP]: Das sind Baustel-
len!)

Also, meine Damen und Herren, der Bürger ist in
der Tat schlauer, als Sie denken.

Jetzt will ich Ihnen noch einmal etwas zum Thema
Planungskapazitäten sagen. Ja, diese Planungskapa-
zitäten, die wir jetzt für den Erhalt und für die Sa-
nierung zur Verfügung stellen wollen, haben die
volle Unterstützung der Grünen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Immer schon!)

Wir haben einen einstimmigen Parteitagsbeschluss,
dass der Erhalt vor Neubau geht. Wir haben in
diesem Land auch dafür Planungskapazitäten be-
reitgestellt.

Ich will an dieser Stelle auch einmal unserer Fi-
nanzministerin dafür danken. Sie hat nämlich genau
diesen Mix von konsolidieren und modernisieren
hinbekommen. Vielen Dank, Monika Heinold. Dass
in diesem Land gebaut wird, ist auch dein Ver-
dienst.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich möchte an dieser Stelle auch noch sagen: Wenn
es hier im Raum den Vorwurf gibt, wir würden
blockieren, dann geht dieser Vorwurf an den Tatsa-
chen vorbei; denn tatsächlich sind für diesen Mix
von konsolidieren und modernisieren finanzielle
Anstrengungen gemacht worden, die nicht leicht
waren. Diese haben wir für dieses Land unternom-
men, weil wir wollen, dass es in diesem Land vor-
angeht. Dass Sie uns jetzt unterstellen, wir würden
auf der Bremse stehen, geht voll am Thema vorbei.
Ich sage, das ist dieses Postfaktische: Ich behaupte
einfach einmal etwas - das sieht man bei dem
Trump -, und dann wird es schon irgendwie stim-
men.

(Christopher Vogt [FDP]: Du bist unser Do-
nald!)

Dieser Art von Politik setzen wir Fakten entgegen.
Diese Fakten können Sie nachlesen, meine Damen
und Herren.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie können auch das Protokoll dieser Sonntagsde-
batte nachlesen.

Ich will noch einmal sagen, liebe FDP: Sie wollen
die Axt ja eigentlich noch viel tiefer an - das ver-
schweigen Sie; das müssten Sie in dieser Debatte
einmal sagen - das Thema Bürgerrechte und Natur-

schutz legen. Wenn Sie meinen, das Verbandskla-
gerecht soll weg - das haben Sie hier nicht gesagt,
aber ich weiß, dass Sie das so wollen -, dann müs-
sen Sie das hier auch einmal sagen. Wenn Sie mei-
nen, die Bürgerrechte sollen eingeschränkt wer-
den, dann fragt man sich: Ja, welche denn? Die Ei-
gentumsrechte von Landwirten? Dann sagen Sie
das hier doch einmal als FDP. Was das Thema Le-
bensqualität und Naturschutz angeht, so sagen Sie
den Menschen in Schleswig-Holstein doch: Sie
wollen weniger Naturschutz haben, Sie wollen we-
niger Lärmschutz haben. Das wäre einmal eine De-
batte, die ich spannend finden würde. Dadurch wer-
den Sie am Ende bei der Wahl verlieren; denn diese
Themen sind dem Bürger heute wichtiger als viele
andere Themen.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD - Zuruf Wolfgang Ku-
bicki [FDP])

Da hätten die Bürgerinnen und Bürger einmal eine
echte Wahl. Da könnten wir nämlich die Konzepte
einmal nebeneinanderlegen.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, gestatten Sie eine
Bemerkung des Abgeordneten Vogt?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Herr Kollege
Dr. Tietze, ich habe es ja schon mehrfach ge-
sagt. Wenn Sie mich dazu auffordern, mache
ich das gern noch einmal. Die direkt betroffe-
nen Bürger müssen beteiligt werden, und de-
ren Rechte müssen berücksichtigt werden.
Was meiner Auffassung nach weg muss, ist
das Verbandsklagerecht, aufgrund dessen
NABU und BUND alles blockieren, was im
Land neu gebaut werden soll.

(Beifall FDP und CDU)

Sie blockieren alles. Jedes einzelne große
Projekt wird beklagt. Da geht es nicht mehr
um die einzelnen Planungsaspekte, sondern
es geht darum, insgesamt Dinge zu verzö-
gern, zu verteuern und am Ende scheitern zu
lassen. Deswegen bin ich der Meinung, das
Verbandsklagerecht muss weg.

Ich sage Ihnen noch eines: Zum Thema Ver-
einfachung des Planungsrechts hat der
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Minister mehrfach angekündigt, er macht
Vorschläge für ein Verkehrswegebeschleuni-
gungsgesetz. Zuletzt hat er Ende letzten Jah-
res, kurz vor Silvester, in den Zeitungen des
„sh:z“ - da schließt sich der Kreis - gesagt:
Ich werde im Laufe des folgenden Jahres
Vorschläge machen. - Jetzt ist es schon Mitte
Oktober, und es ist immer noch nichts von
Herrn Meyer gekommen. Seit Jahren kommt
von Herrn Meyer nichts zur Vereinfachung
des Planungsrechts. Es gibt von der Bo-
dewig-II-Kommission zum Beispiel den Vor-
schlag, die Prozesse zwischen Bund und
Ländern zu verkürzen. Dass ein Gesehen-
Vermerk anderthalb Jahre braucht, ist doch
Wahnsinn. Da muss viel getan werden. Da
könnte man viel Zeit und viel Geld sparen.
Das sind die Vorschläge, die wir schon mehr-
fach unterbreitet haben. Tun Sie also nicht
so, als würden wir irgendetwas verschwei-
gen. Im Gegensatz zu Ihnen sagen wir offen,
was wir in der Verkehrspolitik wollen.

(Beifall FDP und CDU)

- Vielen Dank, Herr Vogt, dass Sie das jetzt so klar
gesagt haben. Das Verbandsklagerecht muss weg -
das habe ich jetzt gehört -, das ist die Position der
FDP. Ich finde es wirklich interessant, dass das
jetzt einmal so gesagt worden ist. Denn was bedeu-
tet das denn? Das bedeutet, dass für Sie der Ausbau
der Infrastruktur, die Betonpolitik, vor Menschen,
vor Tieren, vor Natur und Umwelt steht. Sie wollen
das Klagerecht einschränken. Das kann man wol-
len. Aber das ist ziemlich blöd; denn dafür wird
man in Deutschland nicht gewählt, weil das an der
Haustür anfängt. Das fängt bei der Qualität des
Grundwassers oder des Wassers an. Das fängt bei
der Artenvielfalt an. Es gibt sehr viele Leute, die
sagen, dass das, was wir heute in Wirtschaft und
Politik tun, verantwortlich geschehen muss, und
zwar in einer Balance zwischen Ökonomie und
Ökologie. Sie haben hier eine kalte, herzlose Öko-
nomiepolitik postuliert, die besagt: Ohne Rücksicht
auf Verluste, was Mensch und Natur angeht, bauen
wir Autobahnen. Das ist eine interessante Position.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, nunmehr drängt es
den Abgeordneten Kubicki, Ihnen eine Frage zu
stellen.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, bitte.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Es drängt mich,
weil mir der verkehrspolitische Sprecher der
Grünen, Herr Tietze, vielleicht erklären kann,
warum bei der Rader Hochbrücke auf In-
itiative Schleswig-Holsteins ein Bundesge-
setz geändert werden musste, warum Sie dort
vom normalen Verfahren abgewichen sind
und welchen Sinn das gemacht hat. Da sind
nämlich auch deutlich Rechte eingeschränkt
worden, und das war Ihre Regierung.

- Ich will einmal sagen: Die Frage, ob Rechte ein-
geschränkt werden oder nicht, ist immer auch eine
Frage, die gemeinsam mit Bürgerinnen und Bür-
gern auf dem Verhandlungsweg ausgehandelt wer-
den muss. Es gibt Bürgerinnen und Bürger, die sa-
gen - -

(Zurufe CDU)

- Dort gibt es ja bereits eine Brücke. Dort ist Natur
bereits versiegelt worden. Meine These ging dahin -
das habe ich hier deutlich gemacht -: Sie wollen
Rechte komplett einschränken. Sie wollen das Ver-
bandsklagerecht komplett abschaffen. Damit ent-
scheiden Sie sich gegen Natur und Menschen. Das
halte ich zunächst einmal fest.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Nunmehr, Herr Abgeordneter Dr. Tietze, drängt es
den Abgeordneten Callsen, Ihnen eine Frage zu
stellen.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich muss irgendwie auch einmal mit meiner Rede
vorankommen. Aber bitte schön, Johannes Callsen!

Johannes Callsen [CDU]: Herr Kollege
Dr. Tietze, ich finde, das ist doch noch eine
wichtige Nachfrage; denn Sie haben eben auf
Ihren Parteitagsbeschluss hingewiesen, wo-
mit Sie die neuen Planungskapazitäten offen-
bar ausdrücklich unterstützt haben. Sie haben
das aber in den Zusammenhang mit Ihrer
Prämisse gestellt: Erhalt vor Neubau. Darf
ich daraus schließen, dass die von Herrn
Minister Meyer angekündigten 30 Planungs-
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stellen nicht für Neubaumaßnahmen in
Schleswig-Holstein eingesetzt werden?

- Nein, das können Sie nicht daraus schließen; denn
wir werden Herrn Meyer nichts vorschreiben.

(Zurufe)

- Entschuldigen Sie!

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist ja men-
schenverachtend!)

- Ach, Herr Garg!

(Unruhe)

Präsident Klaus Schlie:

Lassen wir jetzt doch einmal bitte - -

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich möchte jetzt einmal in aller Sachlichkeit mit
meiner Rede fortfahren.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, einen Moment mal. - Lassen
wir jetzt bitte den Abgeordneten antworten.

(Unruhe)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Aktuelle Stunde ist
aufgrund des Ablaufs sowieso schon ein bisschen
aus dem Ruder gelaufen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Herr Abgeordneter Kubicki, darf ich vielleicht? -
Das ist sehr nett. - Lassen Sie uns doch den Ver-
such unternehmen, den Rahmen der Aktuellen
Stunde, wie er in der Geschäftsordnung vorge-
schrieben ist, einigermaßen einzuhalten. Wir sollten
noch einmal gemeinsam darüber reden, wie wir das
in Zukunft machen. Nunmehr aber, glaube ich, soll-
te der Abgeordnete Dr. Tietze auf die Bemerkung
des Abgeordneten Callsen antworten können.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich habe bereits darauf geantwortet, Herr Präsident.
Ich verstehe also, dass es bei der Opposition eine
gewisse Nervosität gibt, weil sie bei dem Thema
punkten will. Das ist Herrn Callsen an der Stelle
leider nicht gelungen.

Ich möchte noch einmal einen zweiten Aspekt an-
sprechen. Wir sollten wirklich mit dem nach vorn

gucken, was jetzt auf dem Tisch liegt. Mehrfach
wurde schon angesprochen, dass es nicht einfach
sein wird, diese Stellen zu besetzen. Denn es geht
für junge Menschen tatsächlich auch um ein Set-
ting, um Gehalt, Standort und Kinderbetreuung -
weiche Themen, die eine Rolle spielen. Ich habe
mit jungen Ingenieurinnen und Ingenieuren in Lü-
beck gesprochen. Die sagen ganz klar: Wir haben
ganz andere Visionen, wie wir arbeiten wollen. Die
wollen Stadtteile gestalten, fahrradfreundliche We-
ge planen, die wollen keine Autobahnen bauen.

(Christopher Vogt [FDP]: Alles Grüne, nee,
nee!)

- Ja, Entschuldigung. Jetzt kann man sagen, das
sind alles Grüne, aber die haben tatsächlich eine an-
dere Philosophie und Vorstellung von ihrem Beruf.

Deshalb möchte ich noch einmal sagen: Wenn wir
das Thema in der Bundesrepublik Deutschland
überhaupt in den Griff bekommen wollen - Herr
Kollege Arp, Sie haben das angesprochen -, dann
gehört dazu das Thema der staatlichen Infrastruk-
turgesellschaft. Das steht ja im Raum. Herr Schäu-
ble macht ein Angebot an die Bundesländer, genau
diese staatliche Infrastrukturgesellschaft zu grün-
den. Man hat ein bisschen den Eindruck, dass wir
hier super rückwärtsgewandt diskutieren, weil wir
über die Stellen philosophieren, die wir besetzen
müssen. Dabei liegt demnächst eine Lösung auf
dem Tisch, die eine ganz andere Option bedeutet.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber die wollen
wir doch nicht!)

- Herr Kubicki, Entschuldigung, leider muss ich Ih-
nen auch sagen, dass es einen einstimmigen Partei-
tagsbeschluss meiner Partei gibt, dass wir eine In-
frastrukturgesellschaft auf Bundesebene wollen.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] - Christopher Vogt [FDP]: Um es
zu verhindern!)

Sowohl Frau Heinold wie auch wir Grüne arbeiten
ab, was wir beschlossen haben. Dieser Beschluss
ergibt auch Sinn. Er ergibt nämlich in zweierlei
Hinsicht Sinn. Auf der einen Seite bekommen Sie
die Fachplaner, die Sie brauchen. Da brauchen Sie
auch kein Verbandsklagerecht abschaffen, denn das
Niveau, was Sie dann in der Planung haben, ist juri-
stisch auf Augenhöhe.

Ich bin der Auffassung, dass man durchaus schnel-
ler zu Entscheidungen kommen soll, Herr Kubicki.
Ich bin der Auffassung, dass man durchaus schnel-
ler zu ihnen kommen soll, aber nicht zulasten der
Natur, sondern dann bitte schön auch im Einklang
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mit internationalen Rechtsvorschriften, mit der
FFH-Richtlinie, mit dem Europarecht. Darauf
kommt es an. Wenn wir diese Infrastrukturgesell-
schaft wollen, dann müssen Sie doch alle hier auf-
stehen und sagen: Jawohl, das ist unsere Lösung. -
Dazu hat die FDP nichts gesagt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Natürlich!)

- Entschuldigung, Herr Arp hat dazu etwas gesagt.
Ich muss ihm an dieser Stelle ausdrücklich recht
geben. Herr Arp ist einer der einzigen hier in dieser
Debatte im Parlament gewesen, der weitsichtig und
vorausschauend dieses Problem benannt hat.

(Beifall Peter Sönnichsen [CDU] - Zurufe
CDU: Oh, oh! - Heiterkeit)

- Ja, das muss ich einmal sagen. Und diese Debatte
muss natürlich weitergehen. Denn wir wollen natür-
lich keine staatliche Infrastrukturgesellschaft, die
ohne politische Vorgaben handelt. Auch da sind
Standards im Naturschutz einzuhalten.

Deshalb sage ich Ihnen: Gucken Sie nach vorn, und
machen Sie konstruktive Vorschläge, statt hier im-
mer über die Vergangenheit zu jammern.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, gestatten Sie eine
weitere Bemerkung des Abgeordneten Vogt?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Lieber Herr Kol-
lege Dr. Tietze, nun wird es langsam grotesk,
dass Sie den Kollegen Arp dafür loben, dass
er für die Bundesinfrastrukturgesellschaft ist,
die Herr Schäuble und Herr Dobrindt und die
auch die Grünen wollen.

- Nein, Herr Dobrindt will das nicht so.

- Doch, Herr Dobrindt will das auch. Das
liegt ja daran, dass Herr Dobrindt natürlich
als CSU-Bundesverkehrsminister alles in sei-
ne Hand bekommen will. Die Grünen wollen
das, um bundesweit blockieren zu können.
Im Übrigen wollen sie auch ein ganz anders
Modell als die CDU/CSU. Darauf wollte ich
Sie noch einmal hinweisen. Und wir sind der
Auffassung - ich habe das heute aus Zeit-
gründen nicht angesprochen, habe das aber

schon mehrfach gesagt; das wissen Sie
auch -, ich bin wie Ihr Verkehrsminister
Meyer der Auffassung, dass wir diese Bun-
desverkehrsinfrastrukturgesellschaft nicht
brauchen, weil die Länder das selbst machen
sollten.

(Beifall Dr. Ekkehard Klug [FDP], Oliver
Kumbartzky [FDP] und Dr. Patrick Breyer
[PIRATEN])

Aber die Länder müssen natürlich auch ihre
Hausaufgaben machen. Es ist doch spannend,
dass ein CSU-Bundesverkehrsminister darauf
drängt, aber die CSU in Bayern sagt: Wir
wollen das gar nicht, weil wir einen ordentli-
chen Landesstraßenbaubetrieb haben, wir
wollen das gar nicht in die Hand des Bundes
geben. Das ist ja eine interessante Konstella-
tion.

Insofern, Herr Dr. Tietze, ist es schon span-
nend. Eben haben Sie versucht, uns zu erklä-
ren, wie junge Ingenieure in Lübeck, die dort
zurzeit studieren, denken. Die wollten gar
keine Autobahnen bauen, die wollten lieber
Fahrradwege bauen. Dann erwähnen Sie aber
einen Satz weiter: Ja, wenn der Bund das in
die Hand nähme, dann bekomme man die
Planer. Beim Land funktioniert das nicht,
aber beim Bund funktioniert das. - Herr
Dr. Tietze, Sie sollten in Ihrer Argumentation
einigermaßen stringent bleiben. Ansonsten
wird das Ganze wirklich ein bisschen albern.

- Lieber Herr Kollege Vogt, Sie zeigen mit diesem
Wortbeitrag, dass Sie wirklich Teil des Problems
sind. Sie sind Teil des Problems. Sie wollen etwas
in Ihrem eigenen Bundesland lösen, was Sie seit
Jahren nicht lösen können. Sie haben das übrigens
in Ihrer Regierung auch nicht gelöst, denn Sie ha-
ben auch nicht mehr Planer eingestellt. Wir haben
es nicht gelöst. Sie wollen mit einem rückwärtsge-
wandten Politikansatz Probleme lösen, die Sie aber
nicht gelöst kriegen. Sie können sich diese Planer
nicht schnitzen. Sie können diese jungen Menschen
nicht „verhaften“ und sagen: Bitte jetzt hier alle in
den LBV und Autobahnen planen! - Das funktio-
niert so nicht.

(Zurufe FDP)

Lieber Herr Kollege Vogt, deshalb ist dieser An-
satz, im Bund mehr Planer zu haben, auf die man
dann für die Autobahnplanung zurückgreifen kann,
weil dann natürlich alle Planer aus allen Ländern in
einer Behörde versammelt werden, ein sinnvoller
Ansatz. Das ist auch verwaltungsorganisationstech-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 129. Sitzung (neu) - Mittwoch, 12. Oktober 2016 10777

(Dr. Andreas Tietze)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3074&format=WEBVOLLLANG


nisch ein sinnvoller Ansatz, weil Sie in dem Mo-
ment denjenigen, die bestellen und die übrigens
auch die finanziellen Mittel für den Bau zur Verfü-
gung stellen, auch die Planungsverantwortung ge-
ben.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was sollen dann
die dreißig Leute machen?)

Das Modell der Planungsverantwortung auf Bun-
desländerebene ist doch ein auslaufendes Modell.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Tietze, was
sollen die dreißig Leute machen?)

Ein Ergebnis davon ist doch, dass in dreißig Jahren
die Infrastruktur verrottet ist, weil man es nicht hin-
bekommen hat.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Sie stimmen also
dann gegen die dreißig neuen Planstellen?)

- Man hat es doch nicht hinbekommen mit dieser
Auftragsverwaltung, Herr Garg. Lieber Herr Garg,
ich will genauso wie Sie einmal den Blick nach
vorn richten und die Standards sowohl in Planung
als auch im Bau, in Finanzierung, aber auch in der
Frage der Umwelt- und Lärmschutzgeschichten aus
einer Hand so setzen, dass es wenigstens an dieser
Stelle vernünftig vorangeht. Was ist denn an die-
sem Ansatz falsch, lieber Herr Kollege Vogt?

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Tietze, gestatten Sie eine
weitere Frage des Abgeordneten Vogt?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, ich
verspreche auch, das ist meine letzte, weil
ich es langsam aufgeben muss zu versuchen
zu verstehen, was Sie uns eigentlich sagen
wollen. Sie haben zu Beginn Ihres Redebei-
trags sich und Ihre Partei dafür gelobt, dass
jetzt dreißig weitere Planer beim Landesbe-
trieb eingestellt werden sollen und 5 Millio-
nen € für externe Planungen vorgeschlagen
werden. Jetzt werfen Sie mir vor, weil ich ge-
sagt habe, das sei richtig, dass ich rückwärts-
gewandt sei, weil das ein veraltetes Modell
sei.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das finde ich
auch komisch!)

Also, Sie werfen mir vor, ich begrüßte etwas,
was Sie machen, für was Sie sich selbst lo-
ben, und sagen jetzt, das sei rückwärtsge-
wandte Politik. Herr Dr. Tietze, da komme
ich wirklich nicht mehr mit. Das wollte ich
einfach nur sagen.

- Sehen Sie, das ist das Thema, dass wir zunächst
einmal Probleme lösen. Das macht die Regierung.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Damit neue entste-
hen!)

Diese Planer werden dann eingehen in eine Bundes-
infrastrukturgesellschaft. Wo ist denn da das Pro-
blem?

(Lachen Wolfgang Kubicki [FDP])

Wir brauchen auf Dauer Planerinnen und Planer.
Natürlich ist dieser Beschluss sinnvoll, den wir jetzt
fassen. Und natürlich ist es in einem zweiten Schritt
sinnvoll, auch in Richtung einer Bundesinfrastruk-
turgesellschaft zu gehen.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

- Ach, hören Sie auf.

Also: Der Leserbriefschreiber sagt zum Schluss -
und da hat er auch recht -: Das Auto, wie wir es
heute kennen, habe sowieso nur eine begrenzte Zu-
kunft.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ja, das bekommt
ein neues Antriebssystem, das Auto aber
wird es weiter geben! - Dr. Heiner Garg
[FDP]: Das Auto wird es zumindest länger
geben, als es Sie geben wird!)

Vielleicht sollten wir einmal darüber nachdenken,
dass sich der Bürger viel mehr dafür interessiert,
welche Gesamtlösungen wir in der Mobilität anbie-
ten, die zukunftsbezogen sind. Es geht darum, wel-
che Gesamtlösungen es gibt und wie wir auch das
Thema Mobilität und Verkehr so lösen, dass es zu-
kunftsgerecht ist. Das interessiert die Bürgerinnen
und Bürger und nicht unsere rückwärtsgewandte
Debatte, die wir hier heute in der Aktuellen Stunde
geführt haben. - Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat Herr
Abgeordneter Uli König.
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Uli König [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Das war ja eine sehr interessante De-
batte. Wir haben gerade gelernt, dass Rot-Grün-
Blau eine schlechte Planung gemacht hat. Herr
Stegner sagt, CDU und FDP seien noch schlechter
gewesen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Der hat auch nicht
zugehört! - Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dann haben wir hier diverse Längenvergleiche zwi-
schen Männern gesehen, die offensichtlich nüchtern
waren. - Das hat mich auch etwas irritiert, muss ich
sagen. Am Ende kam dann noch eine Robbe dazu,
die auf den Baum klettern sollte. Das war eine sehr
eigenartige Debatte.

(Martin Habersaat [SPD]: Jetzt wird sie
hochkarätig! - Heiterkeit SPD)

- Herr Habersaat, ich versuche es einmal mit der
Sachlichkeit.

(Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter König, Sie haben das Wort und
dürfen in Ihrer Rede fortfahren.

Uli König [PIRATEN]:

Ja, vielen Dank, Herr Präsident.

Mit dem Bundesverkehrsminister muss man nicht
immer einer Meinung sein, aber er hat offenbar
einen wunden Punkt getroffen, den wir als PIRA-
TEN hier im Landtag auch schon mehrfach ange-
sprochen haben: die fehlenden Kapazitäten für die
Planung im Landesbetrieb für Verkehr. Offenbar
hat Minister Meyer hier nicht seine Hausaufgaben
gemacht, obwohl das Problem schon lange bekannt
ist. Es fehlen Planer, um die Verkehrsprojekte
durchzuplanen, und die Landesregierung hat Pro-
bleme, Planer einzustellen.

Das hat im Frühjahr der Staatssekretär im Bundes-
verkehrsministerium, Enak Ferlemann, bereits an-
gemahnt. Bemerkenswert hierbei ist aber zum Bei-
spiel die Aussage auf die Anfrage des Kollegen Ek-
kehard Klug, der dazu eine Kleine Anfrage ge-
stellt hat. Dort heißt es: Mit den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Straßenbauverwaltung im Pla-
nungsbereich der Neu- und Ausbaumaßnahmen
könnten alle vom Bund und Land derzeit finanzier-

baren Projekte planungstechnisch umgesetzt wer-
den.

Wir haben heute Morgen in der Zeitung gelesen,
dass sich das offenbar mittlerweile geändert hat
oder der Minister in der Realität angekommen ist.
Ich weiß es nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann braucht er
nicht nur zehn, sondern gleich dreißig!)

- Ja, dreißig, genau. Es ist doch sehr interessant,
wie plötzlich dieser Sinneswandel zustande kommt.

(Beifall PIRATEN)

Und obwohl in der Anfrage ganz konkret nach Stel-
len für Planer gefragt wurde, hat der Minister diese
Frage umschifft und nur halb beantwortet. Stattdes-
sen immer wieder dieses Abwiegeln. Deswegen ha-
be ich mir auch erlaubt, noch einmal eine Kleine
Anfrage dazu zu stellen. Ich bin sehr gespannt auf
die Antwort, vor allem nach der Meldung von heute
Morgen.

In einer ganz durchsichtigen Strategie versucht der
Verkehrsminister seither, die Schuld dem gemein-
samen Tarifvertrag der Länder in die Schuhe zu
schieben. Er prangert die schlechte Bezahlung der
Planer an. Doch so schlecht kann die Bezahlung
nach TV-L nicht sein, wenn andere Bundesländer
es mit dem gleichen TV-L doch auch hinbekom-
men.

(Beifall PIRATEN)

Wie kann es sein, dass Schleswig-Holstein hier
wieder einmal die bundesweite Statistik von hinten
anführt? Es scheint doch eher so, als ob das hier ein
hausgemachtes Problem sei.

So habe ich mir vergangene Woche nach den Haus-
haltsberatungen die Stellenausschreibungen des
Landesbetriebs Straßenbau und Verkehr angeguckt,
weil es hieß: Wir suchen Planer, wir gehen auf alle
möglichen Messen und versuchen, Leute anzuwer-
ben. Und wie viele offene Stellen für Planer habe
ich gefunden? - Gar keine. Es ist eine interessante
Methode, Planer zu suchen, wenn man keine Stel-
len ausschreibt. Ich bin gespannt, ob sich das jetzt
ändert. Zumindest auf der Webseite war keine ein-
zige Stellenausschreibung zu finden.

(Unruhe)

Warum sind die Stellenangebote nicht auf den
Webseiten ausgeschrieben?

Am besten hat mir allerdings die Erklärung von
Staatssekretär Nägele in der vergangenen Woche
gefallen, der behauptet hat, dass die Straßenbaufir-
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men mit den Aufträgen überhaupt nicht mehr hin-
terherkämen.

(Beate Raudies [SPD]: Da hat er recht!)

Deshalb könnten selbst mit mehr Planern überhaupt
nicht mehr Projekte umgesetzt werden. Das ist doch
wirklich eine ganz schwache Vorstellung, Herr
Staatssekretär.

(Beifall Wolfgang Dudda [PIRATEN] und
Hans-Jörn Arp [CDU] - Zuruf Beate Raudies
[SPD])

Erst haben wir keine Planer, dann haben wir nicht
genug Firmen. Das ist irgendwie göttliche Fügung,
dass das alles so zusammenpasst. Ich finde das sehr
interessant. An Kreativität sind Sie auf jeden Fall
kaum zu überbieten.

Was ich wirklich spannend finde, ist, dass sich der
Verkehrsminister auf Bundesebene mit Schleswig-
Holstein offenbar besser auskennt als unser Ver-
kehrsminister. Das ist doch wirklich ein Armuts-
zeugnis!

(Beifall PIRATEN)

Der Mann kommt aus Bayern und erzählt uns in
Schleswig-Holstein, dass wir mehr Planer brau-
chen. Wir kriegen das bis heute Morgen offenbar
nicht gebacken.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN und CDU)

Wir erwarten hier nicht nur Lippenbekenntnisse,
sondern Taten. Die 30 Planer sind angekündigt, Sie
müssen jetzt noch Leute finden. Das wird wahr-
scheinlich nicht ganz einfach. Da müssen Sie An-
reize setzen, da müssen Sie sich überlegen, wie Sie
die Leute anwerben können.

Schleswig-Holstein ist kein unattraktiver Arbeitge-
ber. Wir haben eine hohe Lebensqualität. An der
Uni Lübeck wurde immer damit geworben: Da stu-
dieren, wo andere Urlaub machen. Das gilt auch für
die Planer. Es kann also kein Hexenwerk sein, die
Planer hierher zu kriegen und nach dem TV-L or-
dentlich zu bezahlen. Wenn das nicht klappt, müs-
sen wir sehen, was wir sonst noch machen. - Ich
danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Für den SSW hat der Abgeordnete Lars Harms das
Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es ist ja immer etwas schwierig, als sech-
ster Redner noch mit Neuigkeiten zu kommen. Das
fällt mir natürlich auch jetzt wieder schwer.

(Zuruf Lars Winter [SPD])

- Ich schaffe es immer wieder; ich gebe mir auch
Mühe.

Ich möchte darauf hinweisen, dass es hier auch um
die Sache geht und weniger um populistische Rund-
umschläge. Wir müssen das ein bisschen anders
analysieren. Es geht nicht nur um die Planerstellen.
Um die geht es natürlich auch; darauf werde ich
auch gleich eingehen. Es geht vor allem um das
Planungsrecht.

Wenn man sich das einmal anguckt: A 23 Lücken-
schluss erfolgt, funktioniert ohne Schwierigkeiten,
ist ein großes Bauprojekt, aber funktioniert. Da
werden Millionen Euro in zweistelliger Höhe -
wenn man die Brücke mitzählt, sogar in dreistelli-
ger Höhe - verbuddelt und verbaut.

Der Ausbau der A 7 ist voll im Plan, funktioniert
total klasse, übrigens mit einer klasse Zusammenar-
beit mit den Hamburgern. Das funktioniert wirklich
hervorragend.

Auch die Landesstraßensanierung funktioniert wie
noch nie. Der Minister hat recht: 2016 werden wir
47 Millionen € verbaut haben. Wenn man die Ist-
zahlen des Kollegen Koch nimmt - 29 Millio-
nen € -, bedeutet das: Schwarz-Gelb 2012 - das
habt ihr ja geplant und angefangen, ich nehme nicht
für uns in Anspruch, dass wir das zu Ende gebaut
haben - 29 Millionen €, Rot-Grün-Blau
2016 47 Millionen €. Das ist eine Steigerung um
38 %. Es gibt viele Bereiche, die auch gern so hohe
Steigerungsraten hätten. Im Landesstraßenbau ha-
ben wir richtig viel hingekriegt.

(Beifall SSW und SPD)

Warum sage ich das? Weil der Lückenschluss der
A 23, der Ausbau der A 7, aber auch die Sanie-
rungen der Landesstraßen Sanierungen sind und
keine Neubauten oder große Umgehungen, die man
irgendwo neu in die Landschaft stellt. Es scheint so
zu sein, dass die Klagehäufigkeit, möglicherweise
auch die Klagemöglichkeit bei Sanierungsfällen ex-
trem gering ist und man diese Maßnahmen deshalb
umsetzen kann. Würden wir nur sanieren, würden
wir wahrscheinlich keinen Stau haben. Das ist mei-
ne These.
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Natürlich ist es richtig, dass wir mehr Planer brau-
chen. Das ist unbestritten. Deswegen hat man sich
aufseiten der Landesregierung ja auch hingesetzt
und geguckt, wie man das am besten machen kann.
Es wird so kommen, dass wir 5 Millionen € extra
für Planung ausgeben. Das beinhaltet neben den 30
Stellen, sofern man sie besetzen kann, den Einkauf
externer Planungskapazitäten. Ich halte es für den
richtigen Weg zu gucken, welche Maßnahme man
wie am besten umsetzen kann. Das mag manchmal
extern sein, das mag manchmal intern besser funk-
tionieren.

Es ist aber mitnichten so, dass hierfür das Geld
fehlt. Natürlich ist das Geld immer knapp. Es ist
vielmehr so, dass natürlich eruiert werden muss,
wann man welche Planungskapazitäten braucht.
Die Vergangenheit hat gezeigt - gerade die Plan-
feststellungen, die wir durchgeführt haben -, dass es
bisher gut lief. Das bedeutet nicht, dass wir nicht
noch mehr machen können, weil wir uns noch mehr
vorgenommen haben. Das ist der eigentliche Grund
dafür, dass wir jetzt mehr Leute einstellen. Wir ha-
ben uns noch mehr Dinge vorgenommen gegenüber
dem, was wir bisher schon geschafft haben.

Deswegen ist der Vergleich, den der Kollege Arp
gerade gezogen hat, der gefordert hat, das Ta-
riftreuegesetz zu streichen, den Kommunen die
3,4 Millionen € wieder wegzunehmen und dieses
Geld in die Planung zu stecken, völliger Käse. Geld
ist da. Das kriegen wir hin.

Was wir aber nicht hinkriegen, ist, den Leuten
einen ordentlichen Lohn zu garantieren, wenn wir
das Gesetz streichen. Wir haben auch eine Verant-
wortung gegenüber den Leuten, die da draußen ste-
hen und mit der Schaufel in der Hand die Arbeit
machen, für die wir sie gern hierher holen wollen.
Die sollen verdammt noch mal einen ordentlichen
Lohn dafür bekommen.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Es darf nicht sein, dass wir da wieder die Zeit zu-
rückdrehen und sagen: Okay, mit Dumping-Löhnen
können wir leben; es ist völlig egal, was die Leute
verdienen. Nein, wir haben als Politiker auch eine
soziale Verantwortung denjenigen gegenüber, die
für uns arbeiten. Deswegen wird es beim Tariftreu-
egesetz bleiben.

(Beifall SSW, SPD und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wo haben wir denn nun eigentlich Probleme in Be-
zug auf die Planungen, die wir bisher gemacht ha-

ben? - Wenn man sich einmal die konkreten Maß-
nahmen anguckt, sieht man bei der A 20 die Fleder-
mausproblematik, die von der damaligen Regierung
nicht eingeplant wurde. Das will ich nicht als Vor-
wurf verstanden wissen. Fehlplanungen können im-
mer passieren; vielleicht passiert auch uns das noch
einmal. Man meint, dass es möglicherweise der
Wunsch einer noch schnelleren Planung war. Das
ist ein ehrenwertes Ziel, aber es ist schiefgelaufen.
Das müssen wir so konstatieren. Ich glaube, dass
das, was wir uns vorgenommen haben - Sicherheit,
Genauigkeit, Sauberkeit vor Schnelligkeit -, ein
kluger Ansatz ist.

Wir haben bei der A 20 feststellen können, dass die
Frage eines unbewohnten Seeadlerhorstes dazu ge-
führt hat, dass die Planungen neu gemacht werden
mussten. Es geht nicht darum, beim Seeadlerschutz
noch einmal durchzugucken, ob da irgendetwas ist,
sondern die gesamte Planung basiert auf einem Pro-
blem, das man nicht hat bedenken können, wollen
oder wie auch immer. Das ist ein Problem. Ob man
in einem Planungsverfahren nacharbeiten kann,
aber die alte Planung bestehen bleibt, das müsste
man einmal machen, darüber müsste man nachden-
ken. Dass der Seeadlerschutz alles blockiert und
auch von den zeitlichen Abläufen her alles wieder
neu aufgesetzt werden muss, ist ein Problem des
deutschen Planungsrechts.

(Beifall Volker Dornquast [CDU])

Sie haben auch den Neubau, die Umgehung der B 5
bei Hattstedt - bei mir ganz in der Nähe - angespro-
chen. Auch das ist ein Beispiel. Da gibt es jahrelan-
ge Naturschutzauseinandersetzungen. Da will ich
nicht sagen: Der eine hat recht, und der andere hat
unrecht. Das hat dazu geführt, dass dieses Projekt
wirklich steht. Das ist ein Problem.

(Zuruf Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

- Andreas, ich habe gerade gesagt: Das ist keine
Schuld der einen oder anderen Seite. Die Auseinan-
dersetzungen mit den Möglichkeiten, die die jewei-
ligen Seiten haben, führen dazu, dass wir zwar pla-
nen, aber unsere Planungen, wenn wir sie fertigge-
stellt haben, immer wieder nicht umsetzen können,
weil die letzten Dinge vor Gericht ausgefochten
werden. Das ist ungünstig.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Harms, gestatten Sie eine Be-
merkung des Abgeordneten Dr. Tietze?
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Lars Harms [SSW]:

Sehr gern.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Vielen Dank, Herr Kollege
Harms. Ich möchte auf die gemeinsame poli-
tische Blickrichtung, die Jelstrom-Initiative,
auf die Sie in Ihrer Rede gerade kapriziert
haben, hinweisen. Es gab keine Verlässlich-
keit bei Planern. Die Leute haben Ideen vor-
gelegt, die mit Gutachten unterlegt wurden.
Am Ende wurde es nicht gebaut. Es gab an
dieser Stelle auch eine gewisse Planungsarro-
ganz.

Es wäre gut gewesen, wenn man das ein
bisschen so geregelt hätte, wie es Herr Ha-
beck bei der Stromleitung vorgemacht und
gezeigt hat, dass man durch Dialog, Augen-
höhe und Vorbildgeschichten Bürgerproteste
kanalisieren kann, wenn man vernünftig und
ordentlich mit den Leuten umgeht. - Das
wollte ich an dieser Stelle noch einmal er-
gänzen.

- Lieber Kollege Dr. Tietze, ich habe bewusst ge-
sagt, dass es kein Vorwurf gegen die eine oder an-
dere Seite ist. Ich stelle nur fest, dass es eine Aus-
einandersetzung gibt. Es gibt dann verschiedene
Möglichkeiten, wie man sich verhalten kann, und
auch Klagemöglichkeiten.

Nehmen wir zur Beantwortung Ihrer Frage ein an-
deres Beispiel. Sieht man sich die Fehmarnbelt-Fra-
ge einmal losgelöst von der Frage an, wie man poli-
tisch dazu steht, stellt man fest: Auf deutscher Seite
hat man 12.000 Einwendungen, die alle abgearbei-
tet werden müssen und die zu einem großen Teil
später sicherlich in Klagen münden werden. Ver-
gleicht man das mit dem Planungsablauf auf däni-
scher Seite, wo man derzeit schon dabei ist, die Zu-
wegung zu bauen - darüber reden wir auf deutscher
Seite noch gar nicht -, dann stellt sich schon die
Frage, ob unser Planungsrecht so aufgestellt ist,
dass es sowohl Naturschutzbelange als auch die Be-
lange der Infrastruktur berücksichtigen kann.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU], Dr. Heiner
Garg [FDP] und Wolfgang Kubicki [FDP])

Genau darauf will ich hinaus, lieber Kollege
Dr. Tietze. Es geht darum, ganz deutlich zu sagen:
Das Verbandsklagerecht steht nicht zur Dispositi-
on, es muss bleiben. Das ist gar keine Frage. Wir
haben eine Verantwortung vor der Natur, vor den
Menschen und vor der Tierwelt. Selbstverständlich
muss es in einer hochindustrialisierten Gesellschaft

Instrumente geben, damit wir sicherstellen können,
dass eben auch diese Belange berücksichtigt wer-
den. Die Natur kann sich nicht allein verteidigen;
dazu braucht es den Menschen und damit eben auch
die entsprechenden Organisationen. Das ist über-
haupt keine Frage.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und Peter Eichstädt [SPD])

Es geht darum zu gucken: Gibt es zu lange Verfah-
renswege? Gibt es einen zu hohen bürokratischen
Aufwand? Kann man Fristen verkürzen? Kann
man Beteiligungsverfahren anders organisieren? -
Du darfst dich gern wieder setzen, Andreas.

Minister Habeck hat mit den Stromtrassen vorge-
macht, wie man vorab die einzelnen Interessen-
gruppen beteiligt und versucht, mit ihnen zu einem
Konsens zu kommen. Allerdings muss man immer
wissen, dass dies glücklicherweise in vielen Belan-
gen schon gut gelaufen ist, man aber nicht immer
damit rechnen kann, dass es gut läuft. Deswegen
muss die Frage der formalrechtlichen Grundlagen,
der Klagemöglichkeiten, und auch, wenn man so
möchte, der Blockademöglichkeiten von der einen
wie von der anderen Seite gestellt werden. Über
diese Frage muss man nachdenken.

Als nach 1990 die Infrastruktur der ehemaligen
DDR aufgebaut werden sollte, hat man ganz be-
wusst gesagt: Wir machen ein Infrastrukturbe-
schleunigungsgesetz und halten die Verfahrenswe-
ge etwas kürzer.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich glaube nicht, dass dies damals dazu geführt hat,
dass der Rechtsstaat ausgehebelt wurde. Es hat aus
der Not der Situation heraus nur schneller funktio-
niert. Ich glaube, dass es in Ordnung war, wie wir
das gemacht haben.

Ich plädiere dafür, dass man in Bezug auf unser
Landesplanungsrecht - auch in Bezug auf das
Bundesplanungsrecht - zumindest genau schaut,
ob man etwas verändern kann. Das ist keine Ideolo-
gie und richtet sich überhaupt nicht gegen die
Rechte von Bürgern und Verbänden. Es geht dar-
um, dass man Verfahren beschleunigt. Auch in Dä-
nemark gibt es Rechte der Bürger und Verbände.
Trotzdem bekommt man Infrastrukturprojekte dort
wesentlich schneller hin.

Das hat manchmal auch etwas damit zu tun, dass
wir hier in Deutschland Straßen bauen, die hundert
Jahre halten sollen. In anderen Staaten - nicht nur in
Dänemark, sondern auch in den Niederlanden - gel-
ten andere Standards, und man kann schneller und

10782 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 129. Sitzung (neu) - Mittwoch, 12. Oktober 2016

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG


preiswerter arbeiten. Aber das sei einmal dahinge-
stellt. Da gibt es noch viel zu tun.

Ich glaube, wenn wir an das Planungsrecht heran-
gehen, gehen wir an die eigentliche Problematik
heran. Die eigentliche Problematik sind nicht die
Planer, die wir jetzt vermehrt für Projekte einstel-
len, die noch auf uns zukommen und die wir in den
nächsten fünf bis zehn Jahren als rot-grün-blaue
Koalition abarbeiten wollen. Es geht jetzt darum zu
gucken, ob das Planungsrecht, so wie wir es haben,
wirklich adäquat ist, oder ob man dort etwas zum
Wohle aller ändern kann. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie mit mir
auf der Tribüne des Schleswig-Holsteinischen
Landtages Schülerinnen und Schüler des Sophie-
Scholl-Gymnasiums Itzehoe. - Herzlich willkom-
men im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Das Wort für die Landesregierung hat der Minister
für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie,
Reinhard Meyer.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Tietze hat vorhin in der Debatte vom postfaktischen
Zeitalter gesprochen. Ich bekenne, dass ich in die-
ser Hinsicht etwas altmodisch bin, deswegen möch-
te ich in meiner Rede gern bei den Fakten bleiben.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Wir haben eine Aktuelle Stunde. Man fragt sich in
der Tat, wie der eine oder andere es hier schon ge-
tan hat: Was ist eigentlich passiert? - Der Bund hat
zusätzliche - ich betone: zusätzliche! - Mittel für
baureife Projekte offeriert.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU])

Schleswig-Holstein hat, wie andere Länder übri-
gens auch, kein zusätzliches Projekt.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Genau!)

Das ist zweifelsohne ärgerlich. Es gibt aber keinen
Mittelverfall, wie hier behauptet wurde. Keine Mit-
tel - kein Cent - müssen in irgendeiner Form von
dem, was wir vom Bund bekommen haben und ver-
bauen, zurückgegeben werden.

(Christopher Vogt [FDP]: Weil wir es gar
nicht bekommen haben! Was man nicht be-
kommt, muss man nicht zurückgeben!)

Außerdem sollten wir Bundesverkehrsminister Do-
brindt nicht auf den Leim gehen. Es geht ihm um
die Bundesfernstraßengesellschaft. Deswegen hat
er einerseits öffentlich Pressearbeit gemacht, und
andererseits haben wir in einem kleinen Kreis der
Minister im Kamingespräch mit ihm zusammenge-
sessen. Und siehe da: Auf einmal klagte er genauso
wie wir in den Ländern über die tatsächlichen Pro-
bleme, darüber, wie wir geeignetes Personal finden,
wie wir Planungsverfahren beschleunigen. Er hat
nämlich in der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
oder im Eisenbahnbundesamt das gleiche Problem
wie wir. Wer sich um die Sanierung des Rendsbur-
ger Kanaltunnels kümmert, kann doch nicht be-
haupten, dass der Bund es besser könne.

(Beifall SPD und SSW)

Tatsache ist, dass in diesem Land Schleswig-Hol-
stein in diesem Sommer und auch bereits in den
Jahren zuvor, seit wir regieren, zu sehen war: Es
gibt mehr und mehr Baustellen. Ich bin in diesem
Sommer von vielen Menschen darauf angesprochen
worden und habe sie immer wieder um Geduld ge-
beten. Wir packen die Infrastruktur an. Wir küm-
mern uns um den Sanierungsstau.

Dabei gelten für diese Landesregierung zwei
Grundsätze. Beim Sanierungsstau gilt: Erhalt vor
Neubau. Beim Neubau gilt: Gründlichkeit vor
Schnelligkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zurufe)

Ich sage Ihnen sehr deutlich, vielleicht auch poli-
tisch eingefärbt: Mir ist es doch lieber, grüne Be-
denken zu prüfen, zu diskutieren und eine Lösung
zu finden, als mit den Mitteln des Planungsrechts
mit dem Kopf durch die Wand zu gehen, wie es
meinem Vorgänger bei der A 20 in Bad Segeberg
passiert ist, aber auch bei der B 5, wo nicht ein Ge-
spräch mit der Initiativgruppe Jelstrom geführt wur-
de. Wir haben das geändert und werden das auch
weiter so tun.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Dr. Ralf Stegner [SPD]: So macht
man das!)

Wenn man mit dem Kopf durch die Wand will, hat
man folgende Ergebnisse: Keine Planfeststellungs-
beschlüsse, man muss Planänderungen machen,
man hat Zeitverlust und keine Baureife. Das ist es,
was vielfach noch nachhallt.
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(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Meine Damen und Herren, auf die zehn Planfest-
stellungsbeschlüsse ist bereits hingewiesen worden.
Herr Vogt, sie reichen von der A 7 bis zur B 5 Itze-
hoe-Wilster.

Ich weise noch einmal darauf hin, weil es so schön
ist, aber dann höre ich mit der Vergangenheit auch
auf: Das, was die Vorgängerregierung in diesem
Bereich hatte, war Normalnull.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist es!
- Zuruf Oliver Kumbartzky [FDP])

Dann gab es immer die Forderung, wir sollten die
DEGES beauftragen. Wir haben die DEGES beauf-
tragt, nicht nur bei der A 7, sondern vor allen Din-
gen bei der Rader Hochbrücke. Wir haben mit Hilfe
des Bundes die Verfahrensbeschleunigung. Wir ste-
hen auch dazu, dass dies der richtige Weg ist.

Herr Arp: Wie Verkehrspolitik in der Vergangen-
heit ausgesehen hat, kann man an der Fehmarn-
sundbrücke sehen. Warum ist die nie zum Bundes-
verkehrswegeplan angemeldet worden? Diese Fra-
ge stelle ich mir bis heute!

(Christopher Vogt [FDP]: Ich mir auch!)

Wir als Landesregierung haben es getan, weil hier
ein Problem besteht. Das ist vorausschauende Ver-
kehrspolitik.

(Beifall SPD und SSW)

Ich gehöre nicht zu denjenigen, die sagen, es wäre
alles gut. Wir müssen gemeinsam definieren, wel-
che Probleme wir haben und wie wir sie in Zukunft
gestalten und lösen können.

Drei Themen. Erstens, das Verfahren: Wir haben
ein kompliziertes Planungsrecht und komplexe
Planungsverfahren. Ich sage aber sehr deutlich: Mir
geht es weniger um das Planungsrecht. Vieles von
dem, was rechtlich gilt, ist EU-weit normiert und
gilt auch in anderen EU-Mitgliedstaaten.

Uns geht es um die Verfahren. Wir haben zahlrei-
che Kommissionen dazu auf Bund-Länder-Ebene
gebildet, angefangen mit der Bodewig-II-Kommis-
sion. Jetzt hat Herr Dobrindt eine weitere Kommis-
sion gegründet. Genau dort bringen wir unsere
zahlreichen Vorschläge, die wir bereits gemacht ha-
ben, ein: Verkürzung der Instanzenwege, die Ab-
schaffung des Gesehen-Vermerkes, Bonus-Malus-
Regelung für Baustellen. Ich hoffe, dass Bund und
Länder gemeinsam im Frühjahr ein Verkehrswege-
beschleunigungspaket vorlegen können, bei dem

wir über die Verfahren und einzelne Punkte, die wir
in Deutschland tatsächlich alle zusammen besser
machen können, wirklich ernsthaft reden können.

(Christopher Vogt [FDP]: Im Frühjahr, kurz
vor der Wahl!)

Meine Damen und Herren, zum Geld: Ich habe es
an dieser Stelle schon einmal betont, und ich will es
noch einmal wiederholen, weil dazu gehört, dass
die Fakten, wenn man sie gelegentlich wiederholt,
verstanden werden. Erstens. Wir haben von 2012
bis 2015 für die Bundesfernstraßen vom Bund
Mittel in Höhe von 586 Millionen € bekommen.
Wir haben jeden Cent abgerufen, wir haben sogar
21 Millionen € mehr abgeholt, als uns zugestanden
hätten. Das sind die Fakten, meine Damen und Her-
ren.

Zweitens. Wir haben bei den Landesstraßen tat-
sächlich einen Investitionshochlauf. Wir haben ge-
genüber 2011 eine Verdreifachung der Mittel. Ent-
scheidend ist, dass zum ersten Mal eine Landesre-
gierung, und zwar diese Landesregierung, langfri-
stig Sicherheit bei den Finanzen schafft.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Wir haben bei den Sondervermögen Dank des
Landtages diese Sicherheit gewonnen. Wir haben
darüber hinaus durch das Programm IMPULS ei-
ne langfristige Sicherheit bis 2030. Das ist ganz
wichtig, weil wir wissen, dass die Bauwirtschaft
sehr genau hinguckt und sagt: Wir wollen keine
Strohfeuerprogramme. Für diese bauen wir keine
Kapazitäten auf. Wir wollen eine langfristige Si-
cherheit dahin gehend sehen, dass der Staat Geld in
die Infrastruktur gibt. Das tun wir, das ist dokumen-
tiert, und das ist der erste Weg, um hier langfristig
Sicherheit zu schaffen.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Minister, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Koch?

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Gern. Sicherlich zu Zahlen?

Tobias Koch [CDU]: Sie haben recht, Herr
Minister. - Sie haben gerade die Behauptung
des Kollegen Stegner wiederholt und von ei-
ner Verdreifachung der Mittel gesprochen.
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Ich gehe nicht davon aus, dass der Kollege
Stegner diese Zahlen selbst aus dem Haushalt
entnommen hat, sondern ich gehe eher davon
aus, dass diese Zahl aus Ihrem Hause
stammt. Dies war auch die Zahl, die Ihr
Staatssekretär in der letzten Woche im Fi-
nanzausschuss vortrug, ohne sie allerdings
bislang belegen zu können.

Sie sprachen nun von dieser Zahl im Ver-
gleich zu 2011. Ich habe mir in der Zwi-
schenzeit die Haushaltszahlen besorgt. Der
Kollege Harms war so freundlich, zu bestäti-
gen, dass meine Zahlen die richtigen sind.
Herr Minister Meyer, Herr Kollege Stegner,
der Haushaltsansatz des Jahres 2011 betrug
33,4 Millionen € zuzüglich 7 Millionen € aus
dem Landesverkehrswegeplan. Das macht
40 Millionen €. Der Haushaltsansatz des Jah-
res 2016 beträgt 43 Millionen €. Ich gestehe
Ihnen gern zu, dass sich der Ansatz für 2017
weiter erhöht und dass die IMPULS-Mittel
hinzukommen. Trotzdem kommen wir noch
nicht einmal auf eine Verdopplung der Mit-
tel, erst recht nicht auf eine Verdreifachung.
Wie kommen Sie auf eine Verdreifachung?

- Diese kommt daher, dass wir uns auf die reinen
Mittel konzentriert haben, die für den Erhalt und
die Sanierung und nicht für andere Zwecke, die
dem LBV in seinem allgemeinen Wirtschaftsplan
zugewiesen sind, eingesetzt werden. Wir haben uns
daran orientiert und sind genau bei einer Verdreifa-
chung der Mittel. Sie haben danach gefragt, und wir
werden dies im Finanzausschuss sicherlich entspre-
chend vertiefen.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Minister, Herr Abgeordneter Koch möchte Ih-
nen eine weitere Frage stellen.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Ich denke, das ist hinreichend erklärt. - Danke.

Meine Damen und Herren, kommen wir zum drit-
ten Punkt, kommen wir zum Thema Personal:
Wenn wir über das Personal reden, dann gibt es na-
türlich drei Restriktionen. Erstens. Ich glaube, dar-
über muss man reden, Herr Dr. Tietze hatte diesen
Punkt schon genannt: Die Planung eines Projekts
kostet bei uns in Schleswig-Holstein, wie übrigens
in anderen Bundesländern auch - hier gibt es ent-
sprechende Bundeshandbücher - durchschnittlich
17%. Der Bund erstattet uns nach Abschluss des

gesamten Projekts lediglich 3 %. Über dieses The-
ma muss man - so glaube ich - noch mehr diskutie-
ren, denn dadurch werden finanzschwächere Bun-
desländer in Deutschland eindeutig benachteiligt.
Das ist ein versteckter Wettbewerbsföderalismus,
weil wir immer in die Vorfinanzierung gehen müs-
sen. Länder wie Bayern und Baden-Württemberg
sind stärker in der Lage, in die Vorfinanzierung zu
gehen, als Schleswig-Holstein. Das ist objektiv so.
Das ist ungerecht. Daher müssen wir über dieses
Thema reden.

Im Übrigen: Wenn der Bund so viel Geld hat, dann
kann er heute schon diese 17 % an Schleswig-Hol-
stein zahlen. Damit finanzieren wir viele andere
Aufgaben, die wir uns vorgenommen haben.

Die zweite Restriktion: Dieser Punkt ärgert mich
besonders. Hier macht sich in der Opposition von
CDU und FDP so viel Vergessen breit, dass es
kaum noch zu glauben ist. Sie haben für das Konso-
lidierungsland Schleswig-Holstein den Stellenab-
baupfad beim LBV eingeführt, und zwar jedes Jahr
mit durchschnittlich 14 Stellen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Wir sind diejenigen, die diesen Stellenabbaupfad
jetzt anhalten. Wir sind diejenigen, die zusätzliche
Stellen finanzieren, und das ist der Unterschied.

(Beifall SPD - Zurufe Wolfgang Kubicki
[FDP] und Christopher Vogt [FDP])

- Weil die Wahrheit so wehtut, sind Sie jetzt beson-
ders laut!

Tatsache ist aber auch, dass wir in diesem Bereich
einen Fachkräftemangel haben, Herr Kubicki. Das
gilt nicht nur für das Land Schleswig-Holstein, die-
sen sehen wir überall. Er verschärft das Problem,
weil wir natürlich konkurrieren. Daher ist der
Handlungsdruck groß.

Den Handlungsdruck aber, genau diese Entschei-
dung jetzt zu treffen, will ich Ihnen genau erklären.
Der Grund liegt im Bundesverkehrswegeplan
2030. Wir haben darüber diskutiert: Wir haben mit
unseren Anmeldungen großen Erfolg gehabt. Die-
ser Verkehrsminister möchte, dass alle Projekte aus
Schleswig-Holstein, die im Bundesverkehrswege-
plan 2030 stehen, entsprechend geplant und umge-
setzt werden. Weil wir den Bundesverkehrswege-
plan jetzt kennen und weil die Gesetze demnächst
verabschiedet werden, müssen wir zusätzliche Pla-
nungskapazitäten aufbauen, und das werden wir
tun.
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Präsident Klaus Schlie:

Herr Minister, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Vogt?

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Ja.

(Martin Habersaat [SPD]: Du hattest vorhin
versprochen, das sei die letzte Bemerkung!)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort hat jetzt Herr Abgeordneter Vogt.

(Martin Habersaat [SPD]: Versprochen, ge-
brochen!)

Christopher Vogt [FDP]: Wie beim Kolle-
gen Dr. Tietze möchte ich auch beim Minis-
ter einen erneuten Versuch der Geschichts-
klitterung nicht durchgehen lassen. Herr
Minister, wir haben heute schon eine Menge
zum Thema der Stellen im Landesbetrieb ge-
hört. Erstens. Wir reden heute vor allem über
das Thema Planung. Sie wissen es selbst, es
ging bei dem Thema Meldungen an den Sta-
bilitätsrat definitiv nicht um Ingenieurstellen
im Landesbetrieb. Das ist der erste Punkt.

Zweitens. Viereinhalb Jahre lang haben Sie
dies nicht geändert. So falsch kann es nicht
gewesen sein, dies entsprechend an den Sta-
bilitätsrat zu melden. Sie wissen doch auch,
dass wir als FDP-Fraktion nicht nur im Zu-
sammenhang mit dem Thema Planung, son-
dern auch im Zusammenhang mit den ande-
ren Aufgaben wie zum Beispiel dem Erhalt
vor einigen Monaten beantragt haben, dass
man den Personalabbau stoppt.

Hier haben Sie sich sehr bedeckt gehalten.
Sie wussten natürlich, dass die Forderung
richtig ist. Ihre eigenen Leute haben dies aber
vor ein paar Monaten abgelehnt. Jetzt sagen
Sie: Na ja, das war etwas, was die Vorgän-
gerregierung beschlossen hat, das konnten
wir gar nicht ändern. Warum haben Sie vier-
einhalb Jahre gebraucht, wenn das alles so
falsch gewesen ist?

Herr Minister, ein letzter Punkt: Vor drei
Jahren hat sich schon abgezeichnet, dass es
vonseiten des Bundes deutlich höhere Inves-
titionen geben wird. Wenn Sie sagen, Sie sei-
en - so wie wir - dafür, dass man das ändert,
dann hätte man dies doch schon vor drei Jah-

ren ändern müssen und nicht erst zum jetzi-
gen Zeitpunkt und kurz vor den Landtags-
wahlen. Das ist doch unglaubwürdig.

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Das hat nichts mit der Landtagswahl zu tun - -

(Zurufe CDU und FDP)

Herr Vogt, ich habe es Ihnen gerade in meiner Rede
erklärt, dass der Bundesverkehrswegeplan 2030,
der im Frühjahr im Entwurf vorlag, momentan vor-
liegt und in Bundesrat und Bundestag noch in Ge-
setze gegossen wird. Dabei haben wir als Land
Schleswig-Holstein einen erheblichen Erfolg er-
zielt, sodass ich als verantwortlicher Verkehrsmini-
ster sagen muss: Da kommen zusätzliche Aufgaben
auf uns zu. Bisher waren wir in der Lage, mit unse-
ren Planern die Aufgaben, die wir hatten, vernünf-
tig abzuarbeiten, aber das werden wir in Zukunft
nicht schaffen. Wir müssen jetzt handeln. Wir müs-
sen jetzt diese zusätzlichen Stellen besetzen. Hier
musste ich handeln. Das haben wir getan.

Ich will Ihnen kurz erläutern, was wir tun werden.
Ich will mich ausdrücklich bei der Finanzministerin
bedanken. Hier gab es keine Gegensätze, sondern
es gab gute Gespräche darüber, wie man diese Pro-
bleme löst. Das sind Gespräche, wie wir sie in der
Landesregierung stets führen. Wir streben problem-
orientiert Lösungen an. Wir haben Gespräche dar-
über geführt, dass wir mit dem Haushalt 2017 den
Stellenabbaupfad anhalten werden und dass wir
mit der Nachschiebeliste zum Jahr 2017 die Finan-
zierung von 30 zusätzlichen Planerstellen ermög-
lichen werden, einschließlich der entsprechenden
Stellenhebung, was wir mit der entsprechenden
Nachschiebeliste vorlegen werden. Ich sage es sehr
deutlich: Das ist im Vergleich zu dem, was der Sta-
tus quo ist, ein Zuwachs von fast einem Drittel hin
zu den Planerstellen, die wir haben wollen. Wir
werden noch in diesem Jahr eine breite Ausschrei-
bung des LBV durchführen. Diese Stellen sollen
sehr zügig ausgeschrieben werden, um die Fach-
kräfte zu gewinnen.

Meine Damen und Herren, das zeigt: Diese Landes-
regierung ist handlungsfähig, und der Ankündigung
folgen Taten, denn wir tun, was wir sagen. - Danke
schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)
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Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist
die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 12, 19, 29, 30,
31 und 44 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes
über die Integration von Migrantinnen und
Migranten in Schleswig-Holstein (IntGSH)

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/4734

b) Partizipations- und Integrationsgesetz für
Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/4621

c) Echter Flüchtlingsschutz für syrische Flücht-
linge!

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/4733

d) Bericht der Landesregierung zum Programm
BÜFAA.SH

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/4735

e) Chancen für eine erfolgreiche Integration
verbessern - Unterrichtsangebote für Asylbe-
werber und Flüchtlinge ausbauen

Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/3817

Bericht und Beschlussempfehlung des Bildungs-
ausschusses
Drucksache 18/4466

f) Bericht der Landesregierung zum Antrag
„Menschenwürdige Unterbringung sichern!
Gemeinsames Konzept von Land und Kom-
munen zur Unterbringung von Flüchtlingen
im Land Schleswig-Holstein“ vom 25. Sep-
tember 2016 - Drucksache 18/1142 (neu) - so-
wie zum Antrag „Halbjährlicher schriftlicher
Sachstandsbericht der Landesregierung über
die Umsetzung des Flüchtlingspaktes“ -
Drucksache 18/3003

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/4619

Ich erteile das Wort zunächst der Frau Berichter-
statterin des Bildungsausschusses, der Frau Abge-
ordneten Anke Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident, ich verweise auf die Vorlage.

Präsident Klaus Schlie:

Vielen Dank für die Berichterstattung. - Wortmel-
dungen zum Bericht sehe ich nicht.

Mit dem Antrag zu d) wird ein Bericht in dieser Ta-
gung erbeten. Ich lasse somit zunächst darüber ab-
stimmen, ob der Bericht in dieser Tagung gegeben
werden soll. Wer zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Ich sehe, das ist einstimmig so
beschlossen.

Für die Berichterstattung zu d) und f) erteile ich
dann für die Landesregierung dem Herrn Minister
für Inneres und Bundesangelegenheiten Stefan
Studt das Wort.

Stefan Studt, Minister für Inneres und Bundesan-
gelegenheiten:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren Abgeordnete! 2016 ist das Jahr, in dem wir
die Weichen für die Integration der vielen Men-
schen justieren, die insbesondere seit 2015 auf der
Flucht vor Krieg und Terror nach Schleswig-Hol-
stein kamen. Schleswig-Holstein hat sich schon im-
mer besonders um das Thema Integration geküm-
mert. Für die aber viel größere Zahl an Menschen
mit ganz unterschiedlichen Schicksalen brauchen
wir Sorgfalt und keinen Aktionismus. Vor allem
brauchen wir keine Phrasendrescherei, die Ängste
schürt und Integration letztlich verhindert oder zu-
mindest erschwert.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Derzeit suchen bekanntlich zwar weniger Men-
schen bei uns Schutz als noch vor einem Jahr, doch
bereits bis Anfang September haben wir mehr
Flüchtlinge aufgenommen als im gesamten Jahr
2014. In Anbetracht der weltpolitischen Lage ist es
sicher aber auch nur eine Frage der Zeit, bis sich
das auch wieder ändern kann.

Auf die Veränderungen 2016 haben wir jedoch rea-
giert, und wir planen voraus. Die Kapazitäten in
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den Erstaufnahmeeinrichtungen sind nun so aus-
gerichtet, dass wir unter Volllast so viele Menschen
unterbringen können wie im vergangenen Jahr.
Dennoch haben wir Standorte geschlossen, weil wir
mit den Ressourcen verantwortungsvoll umgehen.
Wir haben die Situation der Unterbringung und der
Erstversorgung modernisiert und vor allem in den
Abläufen für die Zukunft professionalisiert und sta-
bilisiert. Eine Situation wie im letzten Jahr wird
hier nicht mehr eintreten.

Allerdings haben wir die eigentliche Mammutauf-
gabe noch vor uns: die Integration aller, die zu uns
gekommen sind. Das ist eine gemeinsame Aufgabe
von Staat und Bürgern. Bereits im Mai vergange-
nen Jahres haben wir dazu eine Flüchtlingskonfe-
renz mit einem Flüchtlingspakt durchgeführt und
die richtigen Weichen dazu gestellt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Der Grundgedanke des Flüchtlingspaktes, Integrati-
on vom ersten Tag an, ist in Schleswig-Holstein
mittlerweile an vielen Stellen Realität geworden. In
den vergangenen Monaten haben wir idealtypische
Integrationsverläufe für die Bereiche Sprache, Ar-
beit, Studium sowie Aus- und Weiterbildung ent-
wickelt und mit der Angebotsstruktur im Land ab-
geglichen. Wir haben Ordnung in die bunte Förder-
landschaft der Angebote von Bund, Land und Kom-
munen gebracht. Für Personen mit einer guten Blei-
beperspektive haben wir mittlerweile ein sinnvoll
aufbauendes und nahezu vollständiges Förderange-
bot. Das beginnt in der Erstaufnahme und endet
bestenfalls in Erwerbstätigkeit.

Zugegebenermaßen greifen in der Praxis immer
noch nicht alle Glieder optimal ineinander. Doch
die Stellen, an denen es klemmt, sind identifiziert,
und sie werden Stück für Stück bearbeitet.

Als Landesregierung haben wir allerdings stellen-
weise begrenzten Handlungsspielraum. Wir kön-
nen die zentralen Angebote, insbesondere die Inte-
grationskurse, nicht für Personen mit offener Blei-
beperspektive öffnen, beispielsweise für Menschen
aus Afghanistan. Während das Asylverfahren läuft,
haben diese Menschen keine Chance, die elementa-
ren Integrationsangebote von Beginn an wahrzu-
nehmen. Diese Zeit ist unwiederbringlich verloren.
Hier bleibt der Bund gefordert, seine bisherige Zu-
rückhaltung zu überdenken.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Diese vertane Zeit sorgt vor allem für Frust und
Ausgrenzung statt für Integration, Frust und Un-
verständnis eben nicht nur bei den Flüchtlingen,
sondern auch bei den vielen, vielen ehrenamtlichen
Betreuerinnen und Betreuern.

Der wichtigste Schritt für gelingende Integration ist
der Spracherwerb. Deshalb halten wir als Land ei-
gene Angebote insbesondere für diese Personen-
gruppen vor. Sonst hätten diese Menschen keine
Chance, absehbar auf eigenen Beinen zu stehen und
in unserer Gesellschaft anzukommen.

Natürlich setzt das voraus, dass diese Angebote
auch angenommen werden. Deshalb fordern wir
von allen hier ankommenden Menschen, dass sie
die ihnen gebotenen Chancen ergreifen und sich so
gut sie können hier einbringen. Daran, dass die
Menschen das tun, besteht kein Zweifel. Das bele-
gen auch die Zahlen aus dem BÜFAA.SH-Pro-
gramm, dem begleiteten Übergang der Flüchtlinge
in Ausbildung und Arbeit.

In den ersten drei Monaten haben über 1.100 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer einen Platz in der
Maßnahme angetreten. Am letzten Zuweisungstag,
dem 31. August 2016, waren 959 Teilnehmer ange-
meldet. Das ist ein gutes Zwischenergebnis, vor al-
lem angesichts dessen, dass im Verlaufe dieses Jah-
res diverse konkurrierende Förderangebote des
Bundes beziehungsweise der Bundesagentur aufge-
legt wurden, beispielsweise Perspektiven für
Flüchtlinge, Perspektiven für junge Flüchtlinge,
Kombination von Integrationskursen mit Maßnah-
men zur Aktivierung und beruflichen Eingliede-
rung.

Auch das erhöhte Angebot an Integrationskursen
wirkte sich massiv aus. Ob die durchaus ambitio-
nierten Ziele der Maßnahme erreicht werden kön-
nen, können wir zu diesem Zeitpunkt daher noch
nicht prognostizieren.

Die bedarfsgerechte Unterstützung der Flüchtlinge
auf ihrem Weg in den Arbeitsmarkt steht dennoch
weiterhin im Fokus. Von den Planungen des Bun-
des und der weiteren Arbeitsleistung des Bundes-
amtes für Migration und Flüchtlinge, die direkt auf
die Größe unserer Zielgruppen wirken, hängt auch
die Verwendung der für BÜFAA selbst benötigten
Mittel im Haushalt 2017 ab. Ob es weitere arbeits-
marktorientierte Förderprogramme für Flüchtlinge
geben wird, prüfen wir daher derzeit ergebnisoffen.

Meine Damen und Herren, schon an dieser Stelle
wird sichtbar: Die Integrationspolitik ist auch wei-
terhin von einer großen Dynamik geprägt. In eini-
gen Bereichen ist noch keine Lösung in Sicht, bei-
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spielsweise in Bezug auf die Wohnortzuweisung.
Das Mitte des Jahres verabschiedete Integrationsge-
setz des Bundes eröffnet den Ländern die Möglich-
keit, eine befristete Wohnsitzzuweisung für aner-
kannte Flüchtlinge per Verordnung zu regeln. Mir
ist bewusst, dass dieses Thema viele in vielerlei
Hinsicht bewegt: die Kommunen, aber auch viele
Unterstützerinnen und Unterstützer von Flüchtlin-
gen. Rechtlich ist das aber außerordentlich kom-
plex.

Deshalb haben wir mit den kommunalen Landes-
verbänden eine Arbeitsgruppe, eine Arbeitsgemein-
schaft eingerichtet, die dankenswerterweise hoch-
kompetent besetzt ist. Die zahlreichen rechtlichen
Herausforderungen bei der Umsetzung des § 12 a
des Aufenthaltsgesetzes werden dort sehr zielfüh-
rend angegangen.

Sie alle wissen, dass die Vorgaben aus der europäi-
schen Rechtsprechung hohe Anforderungen an ei-
ne integrationsorientierte Begründung für eine
Wohnsitzauflage darstellen. Die kommunalen Lan-
desverbände haben um mehr Beratungszeit gebeten.
Dem will ich gerne nachkommen; denn mir ist hier
an einer konsensualen Lösung gelegen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Meine Damen und Herren, wir haben einiges vor-
zuweisen. Vor allem setzen wir nicht auf Phrasen
von gestern, wir arbeiten an den Herausforderungen
von heute und morgen. Mit dem Integrationsge-
setz auf Bundesebene ist ein Handlungsrahmen
abgesteckt. Ob wir daneben ein eigenes rechtliches
Regelwerk brauchen, halte ich zumindest für zwei-
felhaft. Fakt ist, dass wir die Vorgaben des Bundes
angepasst an die Bedürfnisse Schleswig-Holsteins
umsetzen werden. Wir sind uns einig: Die Men-
schen, die nach Deutschland geflüchtet sind, um
hier zu leben, müssen wir in unsere Gesellschaft in-
tegrieren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die diesbezüglichen Vorschläge der CDU-Fraktion
eignen sich dafür aber nun auch nicht wirklich.
Ganz bestimmt müssen Kinder in ihrer sprachli-
chen Entwicklung unterstützt werden. Dafür eig-
net sich in der Tat die Betreuung in den Kinderta-
geseinrichtungen ausgezeichnet. Allerdings sind die
in § 6 des Entwurfs vorgeschlagenen Lerninhalte
doch äußerst fragwürdig. Danach sollen Kinder ler-
nen, sich entwicklungsangemessen in der deutschen
Sprache sowie durch allgemeine Mimik und Kör-
persprache auszudrücken. Ich erspare mir die Nach-

frage, was mit einer allgemein üblichen Mimik und
Körpersprache eigentlich gemeint sein soll.

(Zuruf Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Auch die in § 11 zum Thema Sport formulierten
allgemeinen Weisheiten zum Wesen des Sports ha-
ben keinerlei gesetzliche Strukturen und Vorgaben.
Darüber hinaus benennen Sie im Absatz 1 aus-
drücklich Migrantinnen und Migranten als zu inte-
grierende Personengruppe. Da bin ich froh, dass die
Landesregierung gemeinsam mit unserem Landes-
sportverband bereits ein großes Stück weiter ist und
ausdrücklich Flüchtlinge einbezieht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Bereits im November 2015 wurde die Gruppe der
Asylbewerber und Geduldeten unabhängig von
Herkunft und Bleibeperspektive explizit als Integra-
tionsleistung durch den Sport mit in das Bundespro-
gramm „Integration durch Sport“ aufgenommen.
Mit ihrem Gesetzentwurf wollen Sie offenbar den
Empfängerkreis deutlich einschränken und Asylbe-
werber und Geduldete vom Sport ausschließen. Das
ist gestrig und diskriminierend.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Sehr fragwürdig und auch nicht auf der Höhe der
Zeit ist die in § 13 zur Integrationspauschale for-
mulierte Forderung, dass Asylsuchende wieder
sechs Wochen in einer Erstaufnahmeeinrichtung
oder einer Landesunterkunft untergebracht werden
sollen. Diese Praxis ist durch die schnelleren Asyl-
verfahren des Bundes mit entsprechenden Auswir-
kungen auf die Länder und Kommunen längst über-
holt. Ich meine auch, dass wir uns das mit dem In-
nen- und Rechtsausschuss vor Ort angesehen hätten
und es auch verstanden worden sei. Aber mögli-
cherweise - das ist hier die Frage - soll dies auch
ein Vorschlag sein, dass die Behörden die Beschei-
de lange Wochen zurückhalten und sich rechtswid-
rig verhalten. Das finde ich jedenfalls als Gesetzes-
vorschlag sehr gewagt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Gleiches gilt für die nicht näher begründete Erhö-
hung der Integrationspauschale. Hier stellen sich
doch in der Tat in der Praxis andere Fragen, zum
Beispiel wie die Behandlung des Familiennachzu-
ges erfolgen soll.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: So ist das!)
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Insgesamt scheint mir in der aus dem Süden über-
nommenen Vorlage wenig Hilfreiches für uns hier
in Schleswig-Holstein vorhanden zu sein; denn,
meine Damen und Herren, der Gesetzentwurf liefert
überwiegend große Phrasen, aber wenig Substanz
in der Sache.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Wolfgang Kubicki [FDP])

Ein Integrationsgesetz muss in seiner Kernintention
ein positives Signal an die Bevölkerung senden, ob
sie nun Migrationshintergrund hat oder nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Gesellschaftlicher Zusammenhalt gelingt, indem
Vielfalt gelebt wird und nicht durch Aktionismus
und Spaltung in „Die und Wir“.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ein Integrationsgesetz muss vielfältige Ebenen und
Zuwanderungsformen wie Arbeitszuwanderung,
Familiennachzug und die EU-Freizügigkeit berück-
sichtigen. Aufnahmepolitik muss sich deshalb zu
einer differenzierten Integrationspolitik ent-
wickeln. Daraus ergeben sich viele unterschiedliche
Anforderungen hinsichtlich der gesellschaftlichen
Adressaten und diversen Zielgruppen. Sie alle ha-
ben unterschiedliche Bedarfe mit Blick auf Teilha-
be an Bildung, Arbeit und Zivilgesellschaft.

Diese Landesregierung und insbesondere mein
Haus haben in den letzten Monaten viel an diesen
gesamtgesellschaftlichen Aufgaben gearbeitet. Ein
Beispiel hatte ich eben schon genannt, und zwar
den Flüchtlingspakt, den wir hier im vergangenen
Mai im Norden abgeschlossen haben. Das Land
und seine Partner haben diesen Pakt erfolgreich
umgesetzt, nicht eins zu eins und auch nicht Wort
für Wort. Die Umsetzung war und wird von einer
beispiellosen Veränderung der tatsächlichen und
rechtlichen Rahmenbedingungen bis zuletzt, gerade
auch aus Berlin begleitet.

Anfang des nächsten Monats setzen wir uns mit
dem bisher Erreichten in einer großen Flüchtlings-
konferenz in Lübeck auseinander. Gemeinsam mit
den kommunalen Landesverbänden, mit vielen Eh-
renamtlern, mit Wohlfahrtsverbänden und allen Be-
teiligten diskutieren wir gemeinsam die weiteren
Wege. Sie alle sind herzlich dazu eingeladen, mit
uns auf der Konferenz das weitere Vorgehen und
die Möglichkeiten der Umsetzung zu diskutieren
und Lösungen zu finden, die länger tragen als bis
zur nächsten Wahl. Denn wir als Landesregierung

setzen auf Zuwanderung als Chance, darauf, die
ganze Gesellschaft anzusprechen, einzubeziehen
und die Diversität anzuerkennen. Ängste vor den
Zuwanderern dürfen nicht für Jahre den gesell-
schaftlichen Umgang miteinander bestimmen.

Dabei will ich ganz ausdrücklich nicht die Augen
vor den Gefahren verschließen, vor Einzelnen, die
rücksichtslos für irgendwelche Hirngespinste alle
Grundlagen unserer Gemeinschaft mit Füßen treten.
Das Thema Sicherheit spielt hier eine entscheiden-
de Rolle. Wir brauchen gut ausgestattete Sicher-
heitsbehörden und Präventionsarbeit. All das haben
wir in der letzten Tagung im Landtag schon mitein-
ander diskutiert.

Aber ich finde, Joachim Kebschull, der Bürgermei-
ster aus Oersdorf hat das gut auf den Punkt ge-
bracht, indem er sagte: Ich lasse mich von dieser
Angst nicht bestimmen. - Ein ehrenamtlicher Bür-
germeister hier im Land, der ganz offen für seine
politische Überzeugung angegriffen wurde! Ich ha-
be größten Respekt vor dieser Haltung, die er damit
zum Ausdruck gebracht hat.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und SSW)

Meine Damen und Herren, das ist genau das, an
dem wir arbeiten müssen, dass nicht aus Paranoia
vor Zuwanderern Menschen auf offener Straße ver-
prügelt werden. Deshalb brauchen wir Integration,
die den komplexen Anforderungen unserer Zeit ent-
spricht, und kein Gerede von Leitkultur und landes-
üblicher Gestik und Mimik. - Danke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, ich hatte dem Minister
das Wort für die Berichterstattung zu den Punkten
d) und f) erteilt. Wir sollten uns im Ältestenrat noch
einmal darüber unterhalten - wir haben es schon
einmal gemacht -, ob es wirklich Sinn macht, dass
die Landesregierung zu einem Gesetzentwurf Stel-
lung nimmt, der noch gar nicht von der antragstel-
lenden Fraktion eingebracht worden ist.

Ich schlage Ihnen zur Worterteilung jetzt Folgendes
vor: Zunächst erteile ich jetzt das Wort der Fraktion
der CDU zu den Punkten a) und e), anschließend
der Fraktion der PIRATEN zu dem Punkt b), dann
der Fraktion der SPD als erstgenannte Fraktion des
Antrages zu c), wenn das so gewünscht ist. Es fol-
gen dann die Fraktion der FDP als Stellerin des Be-
richtsantrages zu d) und schließlich die Fraktionen
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in der Stärke. - Das scheint mir dann auch so akzep-
tiert zu sein. Dann werden wir so verfahren.

Ich eröffne die Grundsatzberatung. Das Wort für
die CDU-Fraktion hat nun der Fraktionsvorsitzende
und Abgeordnete Daniel Günther.

(Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da bin ich aber auf die Mimik ge-
spannt! Immer nur lächeln!)

Daniel Günther [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Nur eine starke, handlungsfähige Politik
macht Populisten überflüssig. Nicht nur über Pro-
bleme reden, sondern sie auch lösen. Ich wundere
mich tatsächlich darüber, wie wenig das Thema
Flüchtlingspolitik gerade bei den regierungstra-
genden Fraktionen in den letzten Monaten eine Rol-
le gespielt hat.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Was?)

Im letzten Jahr konnten wir uns hier im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und an anderen Orten kaum
vor den pastoralen Reden des Ministerpräsidenten
retten. Seit vielen Monaten lautet bei Ihnen Ihr
Motto: Still ruht der See.

(Zurufe SPD: Wo waren Sie denn die ganze
Zeit?)

Als ich gestern darauf angesprochen worden bin,
dass das Jahr 2016 zum Jahr der Integration aus-
gerufen wurde, fehlte mir offen gestanden die Vor-
stellungskraft, was Sie eigentlich unter diesem Jahr
verstanden haben, als Sie es ausgerufen und was
Sie an konkreten Lösungsvorschlägen vorgelegt ha-
ben.

Ich verstehe ja Ihr taktisches Kalkül, was dahin-
tersteckt: Die veränderte Stimmungslage im Land. -
Jeder glaubt, nicht unbedingt klug beraten zu sein,
das Flüchtlingsthema immer wieder in den Mittel-
punkt seiner Reden zu stellen, weil man damit deut-
lich weniger Sympathiepunkte einfährt, als es viel-
leicht noch im Jahr davor der Fall gewesen ist.

Ich erinnere mich auch an die Rede des Minister-
präsidenten hier im Schleswig-Holsteinischen
Landtag, als er gesagt hat, jetzt komme eine Deka-
de, in der wir einen Flüchtlingszustrom haben. In
jedem Jahr würden etwa eine Million Flüchtlinge
nach Deutschland kommen. - Das hat der Minister-
präsident für zehn Jahre erklärt. Und Sie, Herr
Dr. Stegner haben dazu groß applaudiert.

Ich sage Ihnen dazu: Ein Glück, dass unsere Bun-
deskanzlerin mit ihrer Politik auf Bundesebene

durchsetzen konnte, dass wir viel geringere Flücht-
lingszahlen haben in einer Größenordnung, wie sie
unsere Gesellschaft auch vernünftig in unserem
Land integrieren kann.

(Beifall CDU - Zurufe SPD - Dr. Ralf Steg-
ner [SPD]: Fabulistik in größter Form!)

- Herr Kollege Stegner, wenn Sie über Fabulistik
sprechen, dann sage ich Ihnen Folgendes: Ich hätte
mir vom sechsten stellvertretenden Bundesvorsit-
zenden der SPD einmal das erhofft, was der stell-
vertretende Ministerpräsident, Robert Habeck, ge-
macht hat, sich nämlich die SPD-Funktionäre in Ih-
rer Partei vorzuknöpfen, die sich bei dieser verän-
derten Stimmungslage plötzlich alle öffentlich hin-
gestellt und gesagt haben: Ich habe mich ja immer
frühzeitig von der Flüchtlingspolitik der Kanzlerin
distanziert.

Wie viele Ministerpräsidenten aus Ihrer Partei ha-
ben das jetzt plötzlich gesagt, um sich davon abzu-
setzen? Das hat der Kollege Habeck hart kritisiert.
Dazu hätte ich mir von Ihnen ein Wort an Ihre eige-
nen Parteifreunde gewünscht. Wie unglaubwürdig
ist das denn, was in Ihrer Partei passiert?

(Beifall CDU - Widerspruch SPD)

Auch zum nächsten Flüchtlingsgipfel musste die
Regierung von gesellschaftlichen Gruppen und der
Opposition getrieben werden.

Herr Minister Studt, ich habe Ihnen aufmerksam
zugehört, als Sie über unseren Gesetzentwurf ge-
sprochen haben. Sie haben definiert, was in einem
solchen Gesetzentwurf eigentlich drinstehen müs-
ste. Wir fragen uns da: Warum legen Sie einen sol-
chen Gesetzentwurf im Schleswig-Holsteinischen
Landtag nicht vor, sondern reden nur darüber, was
da hineingehört? Es wäre doch Ihre Pflicht als Lan-
desregierung, einen solchen Gesetzentwurf vorzule-
gen.

(Beifall CDU - Zuruf Dr. Ralf Stegner
[SPD])

Mein Eindruck ist, dass es Ihnen bei dem Flücht-
lingsgipfel weniger darum geht - das wird auch
deutlich, wenn man sich die Zahl der Teilnehmer
anschaut -, drängende, schon lange anstehende Fra-
gen zu klären, auch hinsichtlich der Zusammenar-
beit mit den Kommunen. Ich habe den Eindruck,
dass auch dieser Flüchtlingsgipfel eher dazu dient,
Filmaufnahmen zu machen, weil das Material für
die entsprechenden Videoclips des Ministerpräsi-
denten mittlerweile ausgegangen ist.
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(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Und jetzt kommen
wir zur Begründung!)

Wir vertreten eine andere Philosophie, weil wir
wissen: Wenn wir uns um konkrete Probleme küm-
mern, halten wir die Populisten klein. Nachdem in
der ersten Phase insbesondere die Kommunen ge-
fordert waren, besteht jetzt die besondere Heraus-
forderung für das Land Schleswig-Holstein in der
vertieften Integration, die wir in unserem Land
durchführen müssen. Deswegen brauchen wir auf
unserer Ebene ein sehr viel klareres Regelwerk.
Wir müssen landeseinheitliche Ziele setzen und uns
darüber verständigen, wie wir diese Ziele miteinan-
der erreichen. Dem dient der Gesetzentwurf, den
die CDU-Landtagsfraktion vorgelegt hat.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenbe-
merkung von Frau von Kalben?

Daniel Günther [CDU]:

Ich gestatte keine Zwischenfrage der Abgeordneten
von Kalben.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie den Bericht gelesen, der
heute vorliegt?)

Jetzt geht es darum, dass die Integration erfolgreich
verläuft. Auch dazu hören wir von Ihnen nichts.
Das Einzige, was Sie heute vorgelegt haben, sind
besorgte Anträge zu bundesweiten Fragen. Deswe-
gen sage ich zu Ihrer Forderung, auf den subsidi-
ären Schutz für syrische Flüchtlinge zu verzich-
ten: Diese Forderung geht an der Realität vorbei. Es
ist eine Tatsache, dass nicht jeder Flüchtling, der
aus Syrien kommt, politisch verfolgt worden ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das ist ein blühen-
des Land, Syrien! Ein Hort des Friedens in
Syrien! - Serpil Midyatli [SPD]: Gucken Sie
sich einmal Aleppo an!)

Aber natürlich bekommt er Schutz bei uns, weil
sein Leben in Syrien in Gefahr ist. Dafür genau gibt
es diesen subsidiären Schutz, und ich halte das für
richtig. Es gibt keinen Grund, davon abzuweichen.

(Beifall CDU)

Aber anstatt sich um die Probleme hier in Schles-
wig-Holstein zu kümmern, bekommen Sie das Cha-
os, das Sie in diesem Bereich angerichtet haben,
nicht organisiert. Das haben wir bei unserer Anfra-
ge zur Rückführung ausreisepflichtiger Personen
gesehen. Obwohl es überhaupt kein Problem wäre,

solche Zahlen zusammenzutragen, wissen Sie nicht,
wie viele abgelehnte Asylbewerber aus welchen
Herkunftsstaaten in Schleswig-Holstein leben. Zu
unserer Frage nach der Duldung sagten Sie: Es gibt
5.000 Duldungen. - Auf die Frage nach den Grün-
den sagten Sie: In 3.200 Fällen sind es andere
Gründe, die Sie nicht weiter definieren können.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

In 828 Fällen führen Sie den Abschiebestopp an,
obwohl Sie den vor zwei Jahren angeblich abge-
schafft haben. Dass Sie jetzt noch nicht einmal wis-
sen, wo sich diese Personen aufhalten, deren Ab-
schiebung gescheitert ist, löst bei uns nur noch
Kopfschütteln aus.

(Beifall CDU - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Viel-
leicht sollten Sie das einmal Herrn de
Maizière fragen?)

Ich weiß, dass Sie das Wort „Abschiebung“ nicht in
den Mund nehmen wollen. Ich weiß auch, dass Sie
kein Abschiebegefängnis in Schleswig-Holstein ha-
ben wollen,

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

weil Sie sich gut dabei fühlen - das zeigt auch Ihr
Applaus -, wenn wir stattdessen Abschiebeeinrich-
tungen in anderen Bundesländern nutzen. Wir müs-
sen die abzuschiebenden Menschen nach Eisenhüt-
tenstadt schicken.

(Serpil Midyatli [SPD]: Wie viele denn?
0,0!)

Das ist doch nicht besser. Es ist doch besser, wenn
man das im eigenen Land macht.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Sie werden sich daran gewöhnen müssen, dass
nicht nur Sympathisanten unserer Partei, sondern
auch Sympathisanten Ihrer Partei von uns erwarten,
dass wir - das muss möglich sein, wenn die Integra-
tion gelingen soll -

(Zurufe SPD - Glocke Präsident)

einen Unterschied machen zwischen denen, die hier
dauerhaft leben - um deren Integration müssen wir
uns kümmern -, und denen, die wir wieder in ihre
Heimat zurückschicken müssen, weil sie nicht das
Recht haben, hier dauerhaft zu leben. Dafür müssen
wir die Kraft haben. Um diese Frage drücken Sie
sich herum, und das halten wir für falsch.

(Beifall CDU)
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Fördern und Fordern ist unser Prinzip. Andere
Länder wie Bayern und Baden-Württemberg haben
es uns vorgemacht. Ich bin dankbar, dass die SPD
unseren Gesetzentwurf gelesen hat. Herr Stegner, in
dem Gesetzentwurf wird formuliert: Unsere Leit-
kultur sind die ersten 20 Artikel des Grundgesetzes.
- Lesen Sie sich unseren Gesetzentwurf durch. Un-
sere Leitkultur ist das Grundgesetz. Genau das steht
in unserem Gesetzentwurf. Lesen Sie sich das ein-
mal durch, bevor Sie so etwas sagen.

(Beifall CDU)

Frau Midyatli hat dankenswerterweise unseren Ge-
setzentwurf gelesen. Sie hat am 5. Oktober 2016
formuliert:

„Der Gesetzentwurf ist durchzogen vom
Geist der Restriktion und Sanktionierung.“

Sie mögen versucht haben, das negativ zu formulie-
ren. Aber ich sage Ihnen: Die Menschen erwarten
von uns klare Regeln in der Integration. Genau
darum geht es in dem Gesetzentwurf der CDU-
Fraktion. Wir nehmen das, was Sie dazu gesagt ha-
ben, als Kompliment.

(Beifall CDU)

Ich habe die Kritikpunkte zu unserem Gesetzent-
wurf im Vorfeld gelesen. Im Wesentlichen waren
das keine inhaltlichen Gründe, sondern juristische
Spitzfindigkeiten, über die wir gern miteinander
diskutieren können. Meine Aufforderung an Sie al-
le, an die regierungstragenden Fraktionen und die
anderen Oppositionsfraktionen, lautet: Legen Sie
etwas Eigenständiges vor, dann können wir uns im
Ausschuss darüber unterhalten, wie wir es vielleicht
besser formulieren könnten.

(Beifall CDU)

Wer sich ernsthaft über Formulierungen wie „das
Erlernen von Körpersprache und Mimik“ lustig
macht, dem sage ich sehr deutlich: Wer sich dar-
über lustig macht, hat sich mit praktischen Fragen
der Integration überhaupt noch nicht beschäftigt.
Genau das ist es, was man den Menschen beibrin-
gen muss. Solche Kulturtechniken müssen be-
herrscht werden.

(Beifall CDU - Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Bringen Sie einmal ein
praktisches Beispiel!)

Wer das Problem lokaler Dialekte negiert, hat noch
niemals mitbekommen, wie schwierig es ist, wenn
man aus einem Deutschkurs mit stolzgeschwellter
Brust herauskommt und dann feststellt, wie sich die
Praxis darstellt. In der Praxis sieht das nämlich

ganz anders aus, als man sich das vorgestellt hat.
Natürlich ist das Problem in Bayern größer; aber
auch in Schleswig-Holstein müssen wir uns um die-
se Probleme kümmern, Frau Kollegin Erdmann.

Ich habe die Kritik daran, dass wir bei unserem Ge-
setzentwurf manches aus dem bayerischen Gesetz
abgeschrieben haben, nicht verstanden. Die waren
mal wieder schneller als wir in Schleswig-Holstein.
Baden-Württemberg und Bayern haben schon lange
Gesetzentwürfe für Integrationsgesetze vorgelegt.
Ich muss Sie von Rot-Grün leider enttäuschen: Der
bayerische Gesetzentwurf ist deutlich besser auf
die Situation in Schleswig-Holstein bezogen als das
Gesetz, das unter grüner Verantwortung in Baden-
Württemberg gemacht worden ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Deswegen haben
Sie es ja auch abgekupfert!)

- Deswegen haben wir aus dem bayerischen Gesetz-
entwurf viele Formulierungen übernommen. Dazu
bekennen wir uns absolut.

Herr Kollege Kubicki, auch Sie haben das kritisiert.
Sie halten unsere Formulierung zur Bezahlung von
Dolmetschern für teilweise rechtlich problema-
tisch. Ich halte es politisch gesehen erst einmal für
richtig, dass Kurse für Menschen, die sich über Jah-
re einer Integration verweigern, nicht vom Steuer-
zahler bezahlt werden. Das kann doch nicht die
Aufgabe des Steuerzahlers sein. Das müssen wir
doch rechtlich sicherstellen können.

(Beifall CDU - Wolfgang Kubicki [FDP]:
Das steht gar nicht da drin!)

- Doch, das steht bei den Dolmetschern und genau-
so bei der Problematik der Sprachstandserhebungen
drin. Die Eltern sollen ein Bußgeld zahlen, wenn
sie ihre Kinder nicht dafür anmelden, Herr Kollege
Kubicki. Ich frage mich, wie Sie Ihre Forderung
nach Haftstrafen bei Integrationsverweigerern um-
setzen wollen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Inkasso!)

In der „Welt“ vom 24. Juli 2016 steht, der Rechts-
staat müsse nach Ansicht von Herrn Kubicki „viel
entschlossener seine Sanktionsmöglichkeiten bei
Integrationsverweigerung nutzen“.

(Beifall CDU)

Weiteres Zitat von Wolfgang Kubicki:

„Ein Rechtsstaat, der toleriert, dass man sich
über unsere Regeln hinwegsetzt, verliert das
Vertrauen der Bevölkerung … Wenn Aufklä-
rung über unsere gesellschaftlichen Gepflo-
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genheiten und unsere Lebensweise nicht
fruchtet, muss man über entsprechende Sank-
tionen gegenüber den Eltern nachdenken.“

(Beifall CDU - Zuruf Wolfgang Kubicki
[FDP])

Genau das steht in unserem Gesetzentwurf drin,
Herr Kollege Kubicki.

Jede erfolgreiche Integration lebt vom Spracher-
werb. Wir kümmern uns um genau diese Men-
schen. Wir kümmern uns darum, dass denen gehol-
fen wird, die unsere Hilfe brauchen. Ich sage Ihnen
sehr deutlich: Wir haben in unseren Gesetzentwurf
nicht nur das Fordern aufgenommen, sondern auch
das Fördern, weil wir wissen, dass es auch das um-
gekehrte Problem gibt.

(Unruhe - Glocke Präsident)

Wir wissen, dass es Menschen gibt, die sich inte-
grieren wollen, aber keine Deutschkurse in ausrei-
chender Zahl angeboten werden. Das ist genau der
Grund, warum wir auch diese Angebote in unseren
Gesetzentwurf reingeschrieben haben. Fördern und
Fordern, das ist das Prinzip der CDU-Fraktion. Dar-
an sollten Sie sich einmal abarbeiten.

(Beifall CDU)

Mich wundert, dass Sie unseren Initiativen, mit de-
nen konkret geholfen werden könnte, nicht bereits
Ihre Zustimmung gegeben haben.

Was ist denn mit dem Problem der Berufsschulen
und mit dem Recht, Berufsschulen auch bis zum
27. beziehungsweise bis zum 25. Lebensjahr zu be-
suchen? Da haben Sie die Initiative der CDU-Frak-
tion in diesem Bereich abgelehnt. Dabei wussten
Sie doch, dass genau dieses Problem unser gravie-
rendstes Problem ist. Viele junge Männer kommen
genau in diesem Alter nach Deutschland. Sie hin-
dern diese daran, einen vernünftigen Schulab-
schluss nachmachen zu können und sich damit ge-
nauso zu integrieren, wie wir das wollen. Sie ver-
weigern sich genau diesen Vorschlägen der CDU-
Fraktion.

(Beifall CDU - Zuruf Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Genau das ist das Problem.

Nichts für ungut: Wir reden schon seit ewigen Zei-
ten über das Thema der Wohnortzuweisung. Wir
haben das in unserem Gesetzentwurf geregelt.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Das kann man aber
nicht in einem Landesgesetz regeln!)

Wenn der Herr Innenminister sagt, das sei alles
fürchterlich kompliziert und man müsse noch zig
Gespräche mit Kommunen führen, entgegne ich:
Unseres Gesetzes hätte es tatsächlich nicht bedurft.
- Sie hätten das auf dem Verordnungswege regeln
können. Warum machen Sie das nicht? Bayern und
Baden-Württemberg haben das schon lange ge-
macht. Es mag auch dort kompliziert sein, aber die-
se Länder machen das, weil sie wissen, dass die
Kommunen die Unterstützung des Landes brau-
chen.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das Gesetz - -)

Handeln Sie endlich, Herr Minister!

(Beifall CDU)

Ich weiß, dass Sie die von uns vorgeschlagene Er-
höhung der Integrationspauschale kritisieren. Ich
bin sehr gespannt darauf, wie Sie in die Verhand-
lungen im Rahmen des Flüchtlingsgipfels mit den
Kommunen gehen werden. Ich bin wirklich sehr
gespannt, wie Sie sich in dieser Frage gegenüber
den Kommunen positionieren.

Ich bleibe dabei: Unsere Forderung war immer,
dass die Flüchtlinge sechs Wochen in Erstaufnah-
meeinrichtungen sind. Dabei bleiben wir, weil es
richtig ist.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Bevor die Flüchtlinge auf die Kommunen verteilt
werden, ist ein Mindestmaß an Integrationsfähig-
keit erforderlich. Sie müssen das Notdürftige kön-
nen. Das ist in den Erstaufnahmeeinrichtungen zu
leisten. Deshalb ist es richtig, dass es bei einer Zeit
von mindestens sechs Wochen bleibt, wie wir es in
unseren Gesetzentwurf geschrieben haben.

(Beifall CDU - Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN]: Das ist längst beschlos-
sen!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Daniel Günther [CDU]:

Wir haben heute und in den kommenden Wochen
im Ausschuss die Gelegenheit, uns ernsthaft mit
den drängenden Fragen der Integration zu befassen.
Ich hoffe sehr, dass das hier nicht im Klamauk en-
det.

(Lachen Birgit Herdejürgen [SPD])
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Denn dieses Thema ist viel zu wichtig dafür. Die
Menschen erwarten Lösungen von uns. Wenn wir
ihnen deutlich machen, dass wir sie finden wollen,
indem wir um die besten Lösungen im Ausschuss
ringen, haben wir eine gute Chance, Populisten ent-
sprechend kleinzuhalten.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Dann wünsche ich
Ihnen viel Spaß im Ausschuss!)

Darüber waren wir uns alle vor acht Monaten einig.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, bitte formulieren Sie Ihren letz-
ten Satz.

Daniel Günther [CDU]:

Jetzt können Sie das konkret beweisen, indem Sie
sich der konstruktiven Diskussion mit uns stellen. -
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Piratenfraktion hat jetzt Frau Abgeordnete
Angelika Beer das Wort.

Angelika Beer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Daniel Günther, ich komme auf Ihre Rede
gleich noch zurück. Nur in einem einzigen Punkt
muss ich Ihnen Recht geben: Es ist schon merkwür-
dig, dass die moralischen Reden unseres Minister-
präsidenten durch Ignoranz und Abwesenheit abge-
wechselt werden.

Werte Kolleginnen und Kollegen, mit unserem An-
trag für ein Partizipations- und Integrationsge-
setz, das wir heute auch in Schleswig-Holstein be-
raten, fordern wir die Landesregierung und den
Ministerpräsidenten - er bekommt diese Ausführun-
gen leider nicht mit, aber Robert ist ja da - zum
Handeln auf. Wir bieten dieser Regierung und die-
sem Ministerpräsidenten eine Brücke sowie einen
gesellschaftlichen und politischen Weg an, die vor
uns liegenden Wahlkampfmonate nicht auf dem
Rücken der Flüchtlinge auszutragen.

(Beifall PIRATEN)

Unser Vorschlag, ein Dialogforum unter Federfüh-
rung des Ministerpräsidenten einzusetzen, an dem
Migrations- und Integrationsverbände, muslimische
Verbände und Vertreter aller interessierten Gruppen
teilnehmen und mitdiskutieren können, ist das wirk-

samste Mittel gegen das Gift, das aus den Federn
von CDU/CSU kommt und nun auch in Form des
CDU-Spitzenkandidaten Ingbert Liebing bei uns im
Norden angekommen ist.

(Beifall PIRATEN)

Es ist das Gift der gesellschaftlichen Spaltung, der
Ausgrenzungen, der Desintegration. Dieses Gift
versucht, im Wettkampf mit der AfD den rechten
Rand zu mobilisieren, es sucht Stimmen am rechten
Rand.

(Ministerpräsident Torsten Albig betritt den
Plenarsaal)

Es wirkt wie ein gefährlicher Brandbeschleuniger.

(Beifall PIRATEN)

Werte Kolleginnen und Kollegen, wir bieten Ihnen
mit unserem Antrag eine Brücke an, in den näch-
sten Monaten ein Integrationskonzept zu ent-
wickeln, um damit die Demokratie und die vor uns
liegenden Aufgaben zu schützen und zu stärken.

Herr Ministerpräsident, schön ist, dass Sie jetzt da
sind.

(Serpil Midyatli [SPD]: Es ist jetzt gut!)

Sie würden damit Neuland für Schleswig-Holstein
betreten. Dieses Vorgehen kann wie gesellschaftli-
cher Kitt wirken. Verabschieden Sie sich von den
Reden, die Sie gern halten. Verabschieden Sie sich
von Konferenzen, deren Titel zwar gut klingen, mit
deren Substanz wir aber die Aufgaben nicht mei-
stern können.

Schauen Sie sich NRW an. Dort gibt es einen Inte-
grationsausschuss. Einen Integrationsausschuss
haben die hiesigen Koalitionsfraktionen abgelehnt.
Der Integrationsausschuss in NRW hat im Septem-
ber einen Integrationsplan verabschiedet. So etwas
brauchen wir für Schleswig-Holstein auch. Daran
wollen wir gern mitarbeiten.

Machen Sie sich mit uns auf den Weg für mehr
Teilhabe für Menschen mit Migrationshintergrund
mit diesem Integrationsprozess, der seinen Namen
auch verdient. Unser Vorschlag reicht weiter als die
inzwischen ausgesetzten Verhandlungen um einen
Staatsvertrag mit den muslimischen Verbänden in
Schleswig-Holstein.

Wir bieten mit unserem Vorschlag die Chance, un-
ter anderem mit den 85.000 muslimischen Bürgern
und den muslimischen Flüchtlingen, die bei uns vor
Krieg und Verfolgung Zuflucht suchen, eine
moderne Basis zu schaffen. Wir wollen eine moder-
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ne Regelung, Rechte und Pflichten aller im Dialog
zu finden und festzulegen.

(Beifall PIRATEN)

Herr Ministerpräsident, Sie haben diesen Schritt
bisher verweigert. Aber wir sind überzeugt: Ein
Flüchtlingspakt ist kein Ersatz für Integration und
Partizipation.

(Beifall PIRATEN)

Trauen Sie sich doch zu diesem breiten gesell-
schaftlichen Dialog, denn eigentlich stimmen wir
überein: Auch der Islam gehört zu Schleswig-Hol-
stein.

Korrigieren Sie Ihren Fehler auf Bundesebene, der
Großen Koalition weiter die Hand für Desintegrati-
on und Asylrechtsverschärfungen zu reichen. Sie
haben darauf verzichtet, den Vermittlungsausschuss
anzurufen, um das Integrationsgesetz der Bundes-
regierung zu verhindern oder zumindest zu ent-
schärfen. Jetzt ist Ihr Handeln bei uns im Land ge-
fragt.

(Beifall PIRATEN)

Sie können und Sie müssen diese Lücke, die Sie bei
uns im Land gerissen haben, schließen. Das zeigt
der Gesetzentwurf der CDU. Dieses Gift hat weder
im Plenum noch in der gesellschaftlichen Debatte
etwas zu suchen. Wir wollen uns davon distanzie-
ren.

(Beifall PIRATEN)

In Ihrer Einladung für die Veranstaltung am 9. No-
vember schreiben Sie, Herr Albig - ich zitiere -:

„Seit unserer Flüchtlingskonferenz am 6. Mai
2015 hat sich vieles verändert. Nach gut ei-
nem Jahr fragen wir: Was haben wir richtig
gemacht und was können wir besser ma-
chen?“

Unser Antrag ist eine der Antworten genau darauf.
Denn eines muss uns klar sein: Mit einer fünfstün-
digen Konferenz in der Lübecker MUK ist weder
Integration noch Partizipation gewährleistet.

(Serpil Midyatli [SPD]: Ist es auch nicht! Sie
tagte ein ganzes Jahr! Und Sie tun dann
so - -)

Verehrte Kollegen und Kolleginnen von der CDU-
Fraktion, zu Ihrem Gesetzentwurf habe ich schon
Einiges gesagt. Er sollte am besten dorthin ver-
schwinden, woher er kam, nämlich in Seehofers
Schublade.

(Beifall PIRATEN)

Der Begriff „deutsche Leitkultur“ ist verbrannt. Ihr
Gesetzentwurf ist das Gegenteil von Integration,
nämlich Exklusion. Sie haben ein krudes Verhält-
nis - entschuldigen Sie, wenn ich das so sagen muss
- zu den Begriffen „Fördern“ und „Fordern“. Ich
komme darauf gleich zurück.

An dieser Stelle möchte ich die gemeinsame Erklä-
rung von PRO ASYL und den Flüchtlingsräten in
Erinnerung rufen und Ihnen vorschlagen, diese
nicht nur zu lesen, sondern sie auch als Grundlage
unseres Handelns zu nehmen. Die Überschrift lau-
tet: Anerkennungskultur statt rechtspopulisti-
schem Etikettenschwindel. - Wenn die CDU diesen
Spruch vereinnahmen würde, würde uns das sicher-
lich allen helfen.

(Beifall PIRATEN)

Sie setzen auf „Fordern statt Fördern“. Das dient
nicht der gesellschaftlichen Integration der Flücht-
linge und Migranten, sondern grenzt diese weiter
aus. Migranten und Flüchtlinge werden aufgefor-
dert, unsere Sprache und Kultur, unsere Mimik und
Körpersprache zu lernen. Wenn es aber darum geht,
dass Flüchtlinge von Tag eins an Sprachunterricht
erhalten, dass ihnen, und zwar allen, zumindest die
Chance gegeben werden soll, Sprachunterricht zu
erhalten, dann scheitert es am Geld,

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und am Perso-
nal!)

an den nicht vorhandenen Lehrkräften - genau, Herr
Kubicki - und letztlich am politischen Willen. Die
Forderung, dass das Integrationsgesetz auch auf
deutsche Staatsbürger mit Migrationshintergrund
angewandt werden soll, ist, rechtlich gesehen, ein
äußerst fragwürdiger Stammtischpopulismus.

(Beifall PIRATEN)

Damit kann man vielleicht in Heidenau Stimmen
gewinnen, in Schleswig-Holstein aber sicherlich
nicht.

Lieber Daniel Günther, was ist denn Ihre Leitkul-
tur, die im Gesetzentwurf erwähnt wird? Etwa
Trinkgelage am Ballermann oder auf dem Oktober-
fest, Ausschreitungen von Fans bei Fußballspielen,
der Hass gegen andersdenkende Journalisten und
Politiker in sozialen Medien, wie auf Facebook
vielmals verbreitet? Die Forderung nach der Ak-
zeptanz Ihrer Leitkultur dient doch nur dazu, in
Wahlkampfzeiten die Lufthoheit an deutschen
Stammtischen zurückzuerobern. Sie werden heute
in den „KN“ wie folgt zitiert:
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„Wir können nur Wähler vom AfD zurückge-
winnen, wenn wir konkrete Politik machen.“

Ich sage Ihnen, Herr Günther: Wenn Sie AfD-Poli-
tik machen, um Wähler zurückzuholen, dann stär-
ken Sie die AfD und die Populisten und niemanden
anders.

(Beifall PIRATEN)

Deswegen habe ich einen ganz anderen Vorschlag
an Sie: Gucken Sie doch einmal, was auf Facebook
gepostet wird, zum Beispiel heute unter der Seite
„Neumünster wehrt sich“. Schauen Sie sich an, wie
die Rechtsextremisten für die Demo gegen Flücht-
linge am 22. Oktober in Neumünster mobilisieren.
Ich lade Sie ein, genau dorthin zu kommen. Kom-
men Sie zur Gegendemo. Wir wollen versuchen,
die Nazis zu blockieren. Das ist Zivilcourage. Das
ist besser als die deutsche Leitkultur, die Sie ver-
breiten.

Auch die Forderung nach der Durchsetzung der
Ausreisepflicht ist in Anbetracht der Tatsache,
dass viele Staaten sich schlichtweg weigern, ihre
Bürger zurückzunehmen, nichts anderes als Popu-
lismus.

Im November 2014 hat die Landesregierung end-
lich die Abschiebehaftanstalt in Rendsburg ge-
schlossen. Sie wollen die Uhr einfach anhalten und
zurückdrehen. Was wollen Sie damit erreichen?
Das sind die Forderungen der AfD, die im Übrigen
den Katalog der CDU/CSU-Innenminister zum Teil
sehr kritisch beleuchtet hat. Aber dort haben Sie mit
Sicherheit Unterstützung: Abschieben, Ausländer
raus, das ist immer gut.

Die Forderung nach einer solchen Einrichtung ist ja
nicht nur populistischer Unsinn, sondern sie igno-
riert auch die europäische Rechtsprechung und ist
in Anbetracht der oben genannten Probleme bei der
Rückführung nicht umsetzbar. Wir werden sehen,
wie es in zwei Wochen läuft, wenn in Kooperation
von Schleswig-Holstein und Hamburg die ersten
gemeinsamen Abschiebungen über Container direkt
auf dem Flughafengelände in Hamburg erfolgen.
Ich bin sicher, dass es Flüchtlingsinitiativen gibt,
die versuchen werden, dort aufzuklären, dass Ab-
schiebung nicht Mittel der Politik ist, sondern eine
Verweigerung der Integration hier bei uns.

Werte Kolleginnen und Kollegen, wie kann es an-
gesichts der jetzigen weltpolitischen Lage sein, dass
Sie schlichtweg ignorieren, was in Syrien passiert?
Das, was Sie gesagt haben, war einfach Unfug,
Herr Daniel Günther. Dass Sie Afghanistan oder
Eritrea aus der Analyse vollkommen ausblenden,

wissen Sie, was das ist? Das ist ein Schlag in das
Gesicht der Menschen, die Flüchtlingen helfen und
die alles tun, damit die Menschen, die geflohen
sind, ihre Traumata überwinden und mit unserer
Unterstützung hier irgendwo wieder Fuß fassen
können.

Was die Integration angeht, liebe Kolleginnen und
Kollegen, so möchte ich noch einmal ein aus mei-
ner Sicht völlig absurdes Beispiel aus der aktuellen
Realität erwähnen. Wir PIRATEN haben das Pro-
jekt der Flüchtlingsambulanz in Neumünster für
die Flüchtlinge aber auch für uns begrüßt und un-
terstützt, weil dies ein Leuchtturmprojekt der Inte-
gration von - in dem Fall - syrischen Flüchtlinge ist.
Wir bedauern, dass dieses Projekt nur ein Jahr lang
gefördert wurde und dass es nun - das ist die Speer-
spitze - vorzeitig beendet wurde, weil die deutsche
Bürokratie den Menschen, die sich bei uns integrie-
ren wollen, Steine in den Weg legt.

Dass die syrischen Ärzte ihre berufliche Qualifika-
tion nachweisen müssen, ist doch völlig unumstrit-
ten. Natürlich müssen sie das. Dass sie dies auf-
grund der Situation in Syrien nicht sofort machen
können, ist ebenfalls klar; denn sie kommen an die
Unterlagen nicht heran. Daher ist das Angebot ei-
nes neunmonatigen Kurses zur Vorbereitung auf
die Gleichstellungsprüfung natürlich zu begrüßen.
Aber was ist passiert? Die betroffenen Mediziner
müssen erst einmal drei Monate lang arbeitslos
sein, damit sie überhaupt die Teilnahme an diesem
Kurs finanzieren können. Das heißt unter dem
Strich, diese Flüchtlingsambulanz ist geschlossen,
obwohl die Integration genau dort vorbildlich ge-
lungen ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gehe jetzt
nicht ausdrücklich auf den Bericht des BÜFAA ein.
Ich glaube, dass viele Ansätze sinnvoll sind. Wir
werden es weiter begleiten; denn wir sehen darin
ein wesentliches Element, um dann, verknüpft mit
einem Integrations- und Partizipationskonzept, wei-
ter positiv arbeiten zu können. Wir wollen weiter.

Wir brauchen breite gesellschaftliche Bündnisse,
um die vor uns liegenden Herausforderungen zu
meistern. Ich nenne davon nur einige: Ausreichend
Wohnraum, nicht nur für Flüchtlinge und Migran-
tinnen und Migranten, sondern auch für sozial
schwächere Mitmenschen muss geschaffen werden.
Gucken wir uns die Mietpreisentwicklung in
Schleswig-Holstein an. Für viele ist das überhaupt
nicht mehr finanzierbar.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])
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- Ja gut, die Eigentumsquote ging massiv in die Hö-
he. Das zeigt aber auch, dass die Spaltung zwischen
Arm und Reich in unserer Gesellschaft immer grö-
ßer wird.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Es muss mehr Geld in Bildung und Ausbildung in-
vestiert werden, und zwar auf allen Ebenen. Auch
die Beschäftigungspolitik - ich will das an dieser
Stelle nur kurz anreißen - ist im Zeitalter der Auto-
matisierung und Digitalisierung eine Herausforde-
rung. Auch diesbezüglich haben die, die zu uns ge-
flohen sind und die ein Recht haben zu bleiben, das
Recht, beteiligt zu werden.

Ich komme zum Schluss, verehrte Kolleginnen und
Kollegen. Wir begleiten die Landesregierung kri-
tisch, aber in vielen Punkten wohlwollend. Ich fin-
de es bedauerlich, dass nach den vielen Diskussio-
nen, die wir hier geführt haben, auch mit interfrak-
tionellem Konsens, was Grundsätze der Menschen-
rechte betrifft, die CDU nun versucht, mit einem
Rechtsruck der AfD Paroli zu bieten. Sie werden
daran scheitern.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es gehört zur traurigen Wahrheit, dass es in unse-
rem Land Menschen gibt, die keine angeblich be-
sorgten Bürgerinnen und Bürger sind, wie sie sich
selbst nennen, sondern schlicht Rassisten, denen die
Würde und das Leben anderer Menschen nichts
wert ist. Das müssen wir dann auch klar so benen-
nen, und denen müssen wir aus meiner Sicht ganz
klar sagen: Ressentiments gegen andere Men-
schen wird es mit uns niemals geben.

(Beifall im ganzen Haus)

Eure Ansichten teilen wir nicht, und wir werden da-
für kämpfen, dass ihr nie wieder in diesem Land et-
was zu sagen habt oder gar die Mehrheit stellt.

Leider ist es so, dass die Spaltung in unserer Ge-
sellschaft stärker zu spüren ist. Manchmal denkt
man, diese 10 bis 15 % seien die Mehrheit, weil die
wirkliche Mehrheit schweigt, manche zudem
klammheimlich zustimmen und die mediale Auf-
merksamkeit unverhältnismäßig stark auf die ge-

richtet ist, die außerhalb unseres demokratischen
Konsenses stehen.

Denken Sie an den 3. Oktober, den Tag der Deut-
schen Einheit, eigentlich ein Tag der Freude und
zum Feiern. In Dresden wurde er in diesem Jahr zu
einem Tag des Fremdschämens. Oder wie empfin-
den Sie es, wenn selbsternannte „Patrioten“ Verfas-
sungsorgane bepöbeln und dunkelhäutige Diploma-
ten mit Affenlauten schmähen, lautstark die Ab-
schiebung beziehungsweise Ausweisung dieser Di-
plomaten fordern und unsere Staatsgäste auf das
Unflätigste beleidigen?

Hierfür hat Bundestagspräsident Lammert die rich-
tigen Worte gefunden - ich zitiere ihn -:

,,… diejenigen, die heute am lautesten
schreien und pfeifen und ihre erstaunliche
Empörung kostenlos zu Markte tragen, haben
offensichtlich das geringste Erinnerungsver-
mögen daran, in welcher Verfassung diese
Stadt und dieses Land sich befunden haben,
bevor die Deutsche Einheit verwirklicht wor-
den ist.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich
gibt es Bürgerinnen und Bürger mit berechtigten
Sorgen, die wir ernst nehmen müssen und über de-
ren Lösung wir auch nachzudenken haben. Da geht
es um Arbeit. Da geht es um bezahlbares Wohnen.
Da geht es um Rente und vieles andere. Doch häu-
fig bekommen diese Menschen von Rechtspopulis-
ten Angebote. Das sind aber keine Lösungen, son-
dern Sackgassen und Holzwege. Sie schüren die
Ängste nur noch mehr. Die Rechten haben für alles
einen Sündenbock, aber für nichts eine Lösung. Wir
haben die Aufgabe, diesen Menschen tatsächliche
Lösungen anzubieten, statt zu versuchen, aus diesen
Ängsten auch noch politisches Kapital zu schlagen.

An die Adresse von Ihnen, Herr Oppositionsführer,
Kollege Günther, muss ich sagen: Im Zweifel wäh-
len diese Menschen das populistische Original und
nicht die gerade eben noch seriöse demokratische
Kopie.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt PIRATEN)

Sowohl der Gesetzentwurf, aber auch Ihre Rede be-
legen leider in erster Linie, dass Sie einmal mehr
genau die Ängste und Ressentiments bedienen, die
unserer politischen Verantwortung als demokrati-
sche Parteien in diesen schwierigen Zeiten wider-
spricht. Und das ärgert und enttäuscht mich sehr,
und ich frage mich, Herr Günther: Was und wen
wollen Sie damit eigentlich erreichen? - Wir brau-
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chen keine fragwürdigen Schnellschüsse mit
schlecht gemachten Stammtischgesetzen. Was wir
brauchen, ist eine ernsthafte Integrationsdebatte.
Ich war 2005 der erste Integrationsminister dieses
Landes. Wir haben damals schon unser Integrati-
onskonzept von 2002 diskutiert, und es gab darüber
seriöse Debatten etwa mit dem damaligen Sprecher
der CDU-Seite, dem Kollegen Armin Laschet aus
NRW.

Ich habe im März dieses Jahres in diesem Hause
einen bundesweiten Integrationspakt mit den fünf
Elementen gefordert: Erstens. Wir heißen Geflüch-
tete in Schleswig-Holstein willkommen. Zweitens.
Wir lassen auch weiterhin kein Kind zurück: von
der Kita über die Schule, von der Ausbildung bis zu
den Hochschulen. Drittens. Qualifizierung und gute
Arbeit sind und bleiben Stärken unserer Wirtschaft.
Viertens. Wir gestalten das friedliche Zusammenle-
ben in unserem Land. Fünftens. Eine starke Zivilge-
sellschaft stärkt unsere Demokratie und gibt
Rechtsextremismus und Rassismus keine Chance. -
Das waren Elemente aus einem Integrationskon-
zept.

Was reden Sie eigentlich dauernd davon, dass wir
Gesetze bräuchten? Das, was Sie fordern, machen
wir längst - ohne solche Gesetze, mit den Gesetzen,
die wir schon haben, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Und ja, die Union greift manche dieser Punkte auf.
Ich will Ihnen, Herr Kollege Günther, nur allzu
gern glauben, dass Sie versucht haben, ein seriöses
Angebot zu formulieren. Aber es gibt viele Punkte,
die uns trennen, und viele Fragen, über die wir
ernsthaft reden müssen. Ich kann mir sehr schwer
vorstellen, wie wir bei Ihren Vorschlägen zusam-
menkommen sollen. Dabei wäre es diese Sache,
nämlich die große Aufgabe der Integration, wirk-
lich wert, dass wir als demokratische Parteien damit
ernst machen würden, damit wir im nächsten Früh-
jahr die Rechtspopulisten und Demokratiefeinde
von Einfluss in diesem Parlament fernhalten kön-
nen, meine sehr verehrten Damen und Herren. Das
wäre sehr wünschenswert. Aber Sie greifen zum
falschen Weg.

Wir müssen nämlich eine ernsthafte und würdige
Debatte führen, denn es geht hier um nicht weniger
als das Schicksal von Menschen, von Familien mit
Kindern, die vor Not, Folter, Bombenkrieg oder ter-
roristischer Bedrohung auf abenteuerlichen und ge-
fährlichen Wegen zu uns geflüchtet sind. Und es

geht um die Lebenschancen derjenigen, die hier ge-
boren und aufgewachsen sind. Und vor allem geht
es um das friedliche Zusammenleben von uns allen
in dieser Gesellschaft.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Und ich sage Ihnen: Die SPD wird immer für den
sozialen Zusammenhalt des Landes eintreten. Das
tun wir seit 153 Jahren, und das wird sich niemals
ändern. Das kann ich Ihnen sagen.

(Beifall SPD)

Und ich bin mehr denn je davon überzeugt: Wenn
diese Küstenkoalition mit den Grünen und dem
SSW in besonderer Weise bundesweit Akzente ge-
setzt hat, dann dadurch, dass wir gezeigt haben,
dass wir die Spielräume für Humanität in diesem
Land maximieren - was den Umgang mit Flüchtlin-
gen und allen denjenigen angeht, die zu uns kom-
men.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Nun muss man Ihnen zugutehalten, Herr Günther,
dass wir nicht mehr Ihre lächerlichen bis brandge-
fährlichen Vorschläge von Abschiebe-TV über
Schweinefleisch-Pflicht in Kantinen bis zum Bur-
ka-Verbot in dem Entwurf wiederfinden - erfreuli-
cherweise. Aber Ihr kurioses Sicherheitspapier mit
dem einmaligen Höhepunkt, die öffentliche Sicher-
heit durch mit Knüppeln bewaffnete Parkwächter
zu steigern, ist ja noch nicht vom Tisch. Und darin
wollen Sie zum Beispiel die doppelte Staatsbür-
gerschaft generell abschaffen. Das ist geradezu ein
Aufruf an in Deutschland geborene junge Türken,
sich zu radikalisieren und ins Erdogan-Lager über-
zulaufen - also genau das Gegenteil von Integrati-
on. Das müssen Sie vom Tisch nehmen und nicht
immer noch hier im Land präsentieren, meine sehr
verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD und SSW)

Oder wollen Sie das für Herrn McAllister auch ab-
schaffen? Das wäre ja die Konsequenz, wenn man
das generell abschafft.

Die Sicherheitsfragen und das Integrationsthema zu
vermischen, ist ohnehin problematisch. Da helfen
syrische Flüchtlinge in Leipzig, einen gefährlichen
Terrorverdächtigen festzusetzen - kein Wort des
Dankes durch den CDU-Innenminister, dafür pau-
schale Verdächtigungen gegen Flüchtlinge aus den
Reihen der Union. Was ist das eigentlich für ein öf-
fentliches Beispiel?
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(Beifall SPD und SSW)

Und ich muss sagen: Nach all den - offensichtlich
teilweise von Ihnen eingesehenen - Fehltritten hat
die CDU in der letzten Woche einen Gesetzentwurf
eingereicht und signalisiert: Ja, wir wollen einmal
über Integration diskutieren. Dass Sie dann aber
doch wieder den alten Reflexen folgen, finde ich
sehr enttäuschend. Wenn man Ihr Integrationsge-
setz liest - und ich habe es mir wirklich angeguckt,
Herr Kollege Günther -, dann sind Restriktion und
Sanktionierung das, was am stärksten betont wird.
Seit Köln heißt Ihr dreifaches A: abschrecken, ab-
schotten, abschieben. Das ist im Wesentlichen das,
was Sie sagen. Da muss ich Ihnen ehrlich sagen:
Die Gängelung von Flüchtlingen und Zuwanderern
hat für Sie offensichtlich Priorität.

Und was die Forderung nach Einrichtung einer Ab-
schiebehaftanstalt in einem Integrationsgesetz zu
suchen hat, müssen Sie mir vielleicht noch einmal
erklären, das verstehe ich wirklich nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Oder habe ich das so zu verstehen, dass Sie Flücht-
linge ohne Bleibeperspektive in die deutsche JVA-
Bevölkerung integrieren wollen? Ist das Ihr Integra-
tionsansatz?

Hanebüchen ist auch manche Regelung, die Sie für
,,Gastarbeiter" - heute meist deutsche Staatsbürger
und längst im Rentenalter - vorschlagen. Auch wir
sind dafür, die deutsche Sprache zu erlernen - und
das möglichst schnell, vom ersten Tag an, wenn es
geht. Dass aber für Sie Ausländer, egal wie lange
sie hier sind und wie sehr sie sich um Integration
bemüht haben, immer nur ,,Gäste" in diesem Land
sein sollen, zeigt, wie weit der Weg ist, den Sie
noch vor sich haben. Diese Sorte Gastfreundschaft
ist nicht die unsere, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Auch die handwerkliche Qualität Ihres Entwurfs
lässt sich wirklich schwer ertragen. Vieles von dem,
was in dem Gesetzentwurf gefordert wird, ist be-
reits geltendes Recht. Anderes hat in dem Ge-
setzestext schlicht nichts zu suchen. Dass es in
Schleswig-Holstein ein Kindertagesstättengesetz
gibt, das die Aufgaben der frühkindlichen Bildung
und die Anforderungen an das Personal regelt, ist
Ihnen offenbar entgangen. Das liegt vielleicht dar-
an, dass Sie Anleihen bei Ihrer bayerischen Schwe-
sterpartei gemacht haben, wo die Verhältnisse na-

türlich ein bisschen anders aussehen als im Norden.
Das wussten die nicht so genau. Aber mussten Sie
das kopieren, Herr Kollege Günther? Sie müssten
das wenigstens wissen! Sie sind ja schon ein paar
Tage im Landtag.

(Beifall SPD)

Nun kann man fragen: „Wo bleibt das Positive?“,
um mit Kurt Tucholsky zu reden. Viele Ihrer Forde-
rungen im Bildungsbereich sind bereits gesetzliche
Realität. Das ist positiv. Das ist übrigens auch gut
so, weil manches doch nicht nur für Flüchtlinge,
sondern für alle Menschen wichtig ist. Wir machen
Politik für alle Menschen, nicht nur für die Flücht-
lingskinder, sondern für alle Kinder in Schleswig-
Holstein. Das ist unser Ansatz, das ist übrigens In-
tegration, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Und das gerade Gesagte gilt ganz besonders für
diejenigen Ihrer Vorschläge, die bereits über das
Schulgesetz und gerade auch über unser neues
Lehrkräftebildungsgesetz umgesetzt worden sind.
Das haben Sie bis vor Kurzem noch bekämpft, das
wollte Ihr Spitzenkandidat zurücknehmen. Darüber
ist das aber schon abgedeckt. Ich freue mich, Herr
Kollege Günther, dass Sie sich damit gegen Ihren
Kandidaten und für den Schulfrieden entscheiden.
Es ist immer mal wieder spannend, den Wasser-
stand zwischen Eckernförde und Sylt zu beobach-
ten. Aber Sie müssen sich schon entscheiden, ob
Sie das eine oder das andere wollen, und können
nicht zwei Dinge gleichzeitig einbringen, die sich
widersprechen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sprache ist eine
wichtige Voraussetzung für Teilhabe, keine Frage.
Sie ist damit auch Voraussetzung für eine erfolgrei-
che Integration. Deshalb fördert das Land auch über
die Programme des Bundes hinaus Sprachkurse
für Flüchtlinge. Aber es fehlen bundesweit
120.000 Plätze. Sie wollen unter Androhung von
Sanktionen zum Teil deutsche Staatsbürger zur
Teilnahme an solchen Kursen verpflichten. Dabei
gibt es schon für die Flüchtlinge nicht genug Plätze.
Außerdem wollen Sie einen „Sprachkurs-Inkasso-
dienst“ einrichten. Wie soll das eigentlich gehen,
wer soll das kontrollieren? Was für einen Staat stel-
len Sie sich eigentlich vor? Rechtswidrig ist das
auch. Helfen Sie lieber mit, Herrn de Maizière und
Herrn Schäuble davon zu überzeugen, dass sie die
Kohle dafür herausrücken, dass wir genügend Geld

10800 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 129. Sitzung (neu) - Mittwoch, 12. Oktober 2016

(Dr. Ralf Stegner)



bekommen, um die Flüchtlingssprachkurse zu fi-
nanzieren.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Sie fordern also manches, was längst Realität ist.
Aber es gibt auch klar Trennendes. Ich sage Ihnen:
Abschiebehaft ist für uns nicht die richtige Lösung.
Flüchtlinge haben nichts verbrochen. Sie gehören
nicht in Haft, wenn sie keine Straftaten begangen
haben, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Und der Flüchtlingsbeauftragte bleibt ein unab-
hängiger Beauftragter des Landtags und zuständig
für alle Flüchtlinge, Asylsuchende und Zuwanderer
- und nicht nur für diejenigen mit gesichertem Auf-
enthaltsstatus. Und er wird auch künftig nicht nur
die Integration von Menschen mit gesichertem Auf-
enthalt fördern, sondern weiterhin die Belange aller
Flüchtlinge vertreten. Statt diese Institution zu kriti-
sieren und wie rechtskonservative Regierungen sol-
che Sachen aus der Mottenkiste zu holen, sollten
wir lieber Herrn Schmidt und seinen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern für ihre Arbeit herzlich dan-
ken, die sie in diesem Land leisten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Sven Krumbeck [PIRATEN])

Der Kollege Kubicki hat ausdrücklich recht: juri-
stisch nicht bedeutsam, viele Ziele, wenige Maß-
nahmen, keine Lösungen, nur Scheinlösungen ge-
gen sogenannte Integrationsverweigerer. Das ist für
ein Integrationsgesetz für eine Volkspartei wirklich
zu wenig, das ist reiner Populismus, das ist
schwach, und da machen wir natürlich auch nicht
mit.

Vielleicht sollten Sie sich künftig etwas weniger an
den bayerischen Ideen Ihrer CSU-Schwester orien-
tieren, und statt Papiere aus der bayerischen Staats-
kanzlei abzukupfern, sollten Sie, lieber Herr Kolle-
ge Günther, mit Ihrer CDU sich lieber Ihrer huma-
nitären Verantwortung stellen. Und an diesem
Punkt - da haben Sie übrigens vorhin an der
falschen Stelle gejubelt - hat die Frau Bundeskanz-
lerin ausdrücklich meinen Respekt. Bei aller Kritik,
die ihre Politik sonst verdient, gerade was Finanz-
hilfen an Länder und Kommunen angeht, muss man
Angela Merkel an der Stelle gegen ihre Parteifreun-
de aus der Union in Schutz nehmen, was die Huma-
nität angeht.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Wir bekennen uns ausdrücklich zu einer humani-
tären Migrationspolitik. Das schulden wir übri-
gens den vielen ehrenamtlichen Helferinnen und
Helfern in Schleswig-Holstein, die mit ihrem groß-
artigen Einsatz so vielen Menschen geholfen haben.
Die Politik sollte das auch tun.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Was sollen die eigentlich von uns halten, wenn wir
sagen: abschotten, abschieben, abschrecken - nach
all dem, was sie hier im Land tun? Sie sind großar-
tig und übrigens viel mehr als diese lautstarken
Leute, die da von rechts brüllen.

Ich muss Ihnen ehrlich sagen, die zunehmende Pra-
xis, syrische Flüchtlinge lediglich subsidiär zu
schützen, die besorgt uns sehr. Darum ging die
Auseinandersetzung zwischen Sigmar Gabriel und
Thomas de Maizière. Ich frage Sie, die Partei mit
dem großen C, was Sie daran richtig finden, Fami-
lienzusammenführung von Eltern und minderjäh-
rigen Kindern einzuschränken. Was ist daran ei-
gentlich richtig?

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Immer wenn wir etwas hinkriegen, wenn wir es
zum Beispiel schaffen, dass Menschen, die hier in
der Ausbildung sind, eine fünfjährige Bleibeper-
spektive kriegen, dann setzen wir das gegen die
Union nur durch, wenn der Familiennachzug einge-
schränkt wird und Schikanen kommen. Warum
müssen Sie für jede gute Sache eine Schikane an
anderer Stelle haben? Das kann ich überhaupt nicht
verstehen. Daher stellen wir hier im Landtag unse-
ren Antrag.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Dass Abgeordnete der Union im Bundestag von
„Umvolkung“ reden und über eine Koalition mit
der AfD nachdenken, ist ein trauriger Tiefpunkt der
C-Partei in Deutschland.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist doch bei
der SPD genauso!)

- Im Deutschen Bundestag reden unsere Abgeord-
neten so nicht. Weil Sie dazwischenrufen, will ich
klar sagen: Mir wäre es lieber, der Sarrazin wäre
lieber gestern als heute aus der Partei raus. Ich habe
damit nichts am Hut. Ich spreche von Abgeordne-
ten, die im Deutschen Bundestag Gesetze beschlie-
ßen und fordern, man solle von „Umvolkung“ re-
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den. Das ist AfD-Stil. Wenn man so redet, dann
kommen die auch in die Parlamente.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser
Leitbild bleibt klar. Wir wollen das friedliche Zu-
sammenleben aller Menschen in einer offenen, in
einer freiheitlichen, in einer demokratischen Gesell-
schaft. Wir setzen auf sozialen Zusammenhalt und
eine Politik für alle Menschen, für die, die hier
sind, und für die, die zu uns kommen. Dafür brau-
chen wir keinen Streit um eine folkloristische Leit-
kultur. Bei unserer Leitkultur geht es nicht um Mi-
mik und Gestik. Man kann in der Schule lernen,
dass man bei Rot nicht über die Straße geht; das
muss ich nicht in ein Landesgesetz schreiben.

Unsere Leitkultur sind die ersten 20 Artikel des
Grundgesetzes: Menschlichkeit, sozialer Rechts-
staat, Meinungs- und Religionsfreiheit, Gleichheit
von Frau und Mann und vor allem die Würde des
Menschen, die in diesem Land für jeden Menschen
gilt. Das ist unsere Leitkultur und nichts anderes.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das steht im Mittelpunkt des Flüchtlingspakts, den
der Ministerpräsident mit den Kommunen und an-
deren ausgehandelt hat und der jetzt fortgeschrie-
ben wird. Das steht im Mittelpunkt dessen, was an
praktischer Politik durch diese Landesregierung
und diese Koalition erfolgt. Da brauchen wir nicht
Gesetze zu schreiben. Wir handeln lieber für die
guten Dinge, die nötig sind. Da gibt es Arbeitsgrup-
pen zu allen möglichen Themen.

Lassen Sie mich damit schließen, dass Albert
Schweitzer einmal gesagt hat:

„Humanität besteht darin, dass niemals ein
Mensch einem Zweck geopfert wird.“

Das ist so, und das muss so bleiben. Herr Kollege
Günther, auch wenn ich Ihren parteipolitischen
Zweck verstehen kann, dass Sie von der Union sich
die Konkurrenz von Rechts vom Leibe halten wol-
len, so kann das nicht um den Preis geschehen, dass
wir den demokratischen Konsens in diesem Hause
dafür opfern. Das tun wir nicht.

Wir haben eine große Herausforderung, die Integra-
tion in Schleswig-Holstein zu bewältigen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident, das ist mein letzter Satz. - Das
Wichtigste ist der soziale Zusammenhalt in unse-
rem Land. Darum geht es, dass Menschen in Frie-
den leben können, dass alle Perspektiven haben und
dass das für alle gilt, was in Artikel 1 Satz 1 des
Grundgesetzes steht: „Die Würde des Menschen ist
unantastbar.“ - Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende,
Wolfgang Kubicki, das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Kollege Dr. Stegner, Sie haben
in Ihrer Rede viel Kluges gesagt. Ich glaube aller-
dings, dass wir die Debatte für die Bevölkerung
nicht erfolgreich bestreiten werden, wenn wir an-
fangen, zwischen guten und bösen Menschen zu
unterscheiden, die einen, die für Recht und Huma-
nität eintreten, und die anderen, die wir in den Sen-
kel stellen, weil sie andere Auffassungen haben. Ich
glaube nicht, dass die Menschen das hinnehmen
werden. Denn vieles von dem, was Daniel Günther
angesprochen hat, wird auch weit in die Bereiche
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP hin-
ein gedacht und diskutiert. Die Menschen wehren
sich dagegen, dass sie moralisch kategorisiert wer-
den und als schlechte Menschen diffamiert, denun-
ziert werden, wenn sie Probleme und Sorgen haben,
ansprechen und versuchen, zu Lösungen zu kom-
men.

(Beifall FDP und CDU)

Ungeachtet der Populismusschelte an die Union,
auf die ich zurückkommen werde, Daniel Gün-
ther - -

(Zurufe)

- Ich werde auf die Populismusschelte noch zurück-
kommen. Wir können uns dem Gesetzentwurf der
Union auch rational nähern und ihn in die Tonne
treten,

(Beifall FDP, Lars Winter [SPD] und Lars
Harms [SSW])

ohne dass wir das mit dem moralischen Zeigefinger
machen müssen.
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, es liegt auf der
Hand, dass die Integration hunderttausender
Flüchtlinge eine historische Herausforderung ist.
Es ist doch klar - darüber haben wir schon häufiger
gesprochen -, dass wir ein Mengen- und Zeitpro-
blem haben und jetzt dankenswerterweise eine Ent-
lastung haben, weil nicht mehr so viele Menschen
in so kurzer Zeit zu uns kommen. Das würde so-
wohl die staatlichen Einrichtungen als auch die Be-
reitschaft der Menschen, sich dem Problem anzu-
nehmen, erheblich strapazieren.

Es ist die Aufgabe von uns hier im Landtag - selbst-
verständlich, wo denn sonst? -, den Rahmen für die
Integration zu setzen und zu zeigen, wo die Leit-
planken sind, und die richtigen Weichen zu stellen.
Eines sollte dabei aber klar sein: Erfolgreiche Inte-
gration setzt Teilhabe und Partizipation voraus.
Integration allein durch Teilhabe und Partizipation
wird nicht funktionieren.

Integration ist auch eine Bringschuld von denjeni-
gen, die zu uns gekommen sind. Deshalb sind För-
dern und Fordern kombiniert mit der Sanktionie-
rung von Integrationsverweigerung genauso wich-
tig wie gleichberechtigte Teilhabe.

Mit Blick darauf ist der Gesetzentwurf der Union
durchaus ein zu begrüßender Beitrag. Die Einfüh-
rung einer Wohnsitzauflage ist ein richtiger
Schritt, um kommunale Integrationsangebote auf
konkret und planbar vorhandene Menschen auszu-
richten, birgt aber gleichzeitig wieder ein Problem
mit weiteren Forderungen der Union. Denn wenn
ich die Menschen im Land verteile, habe ich das
Problem, dass ich gewährleisten muss, dass sie von
dort, wo sie sind, auch dahin kommen, wo die
Sprach- und die Integrationsangebote vorgehal-
ten werden.

(Beifall FDP)

Auch über die Höhe der Integrationspauschale müs-
sen wir zweifelsohne reden. Die Kommunen leisten
den größten Beitrag und müssen finanziell entspre-
chend entlastet werden. Auch da ist die Wohnsitz-
auflage wichtig. Denn wenn wir Agglomerationen
haben, gerade in den Ballungsgebieten, in den Städ-
ten, belasten wir die kommunalen Haushalte über
Gebühr. Auch das muss man im Auge behalten. Die
Frage ist nur. Wozu brauchen wir dafür ein eigenes
Gesetz?

Lieber Herr Kollege Günther, das noch größere
Problem ist: Ihr Gesetzentwurf ist in gewisser Hin-
sicht ein Etikettenschwindel. Ihnen geht es nicht
um Integration, Ihnen geht es in erster Linie darum,

sich Ihrer eigenen Wert- und Moralvorstellungen zu
vergewissern.

Ihr gesamter Gesetzentwurf ist von einem appellati-
ven Charakter durchzogen. Es werden zahlreiche
Ziele formuliert, ohne dass diese mit konkreten
Maßnahmen oder Verhaltenspflichten hinterlegt
werden.

(Beifall FDP und Dr. Kai Dolgner [SPD])

Sie betreiben im wahrsten Wortsinn bloße Symbol-
politik ohne praktische Wirksamkeit.

Schon Ihr Integrationsziel ist völlig nebulös. Sie
wollen alle Migranten und Flüchtlinge im Rahmen
ihres „Gastrechts“ - was auch immer das heißen
mag - auf die „Achtung der Leitkultur der Grund-
werte“ verpflichten - „Achtung der Leitkultur der
Grundwerte“! Was genau die „Leitkultur der
Grundwerte“ sein soll, definieren Sie aber nicht.
Wenn Sie es aber offenbar selbst nicht wissen, wie
wollen Sie das dann von den verpflichteten Flücht-
lingen erwarten?

(Tobias Koch [CDU]: Grundwerte sollten
uns klar sein! - Weitere Zurufe)

- Ich komme gleich darauf zurück. - Allein um Ver-
fassungs- und Gesetzestreue scheint es Ihnen jeden-
falls nicht zu gehen, denn dann brauchten Sie den
Begriff der Leitkultur nicht. Es muss mehr sein als
Verfassung und Gesetz.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Selbst wenn ich annehmen würde, Sie meinten mit
Leitkultur eigentlich eine Wertordnung im Sinne
unseres Grundgesetzes, dann ist das immer noch
rechtlich bedenklich, Herr Kollege Koch, weil un-
ser Grundgesetz eben auch dem Gebot der Inklusi-
on verpflichtet ist und gerade Pluralität und kultu-
relle sowie religiöse Vielfalt gewährleisten soll.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Ihr Integrationsziel, das ja leitend für das ganze Ge-
setz sein sollte, ist eine Leerformel, ein juristisches
Nullum, das letztlich sogar gegen das rechtsstaatli-
che Bestimmtheitsgebot verstoßen dürfte.

Diese Substanzlosigkeit durchzieht Ihren gesamten
Gesetzentwurf. Das Land soll wahlweise unterstüt-
zen, Maßnahmen ergreifen oder fördern. Welche
Maßnahmen genau getroffen werden sollen, was
diese kosten und wie sie finanziert werden, verraten
Sie nicht.
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Was dann noch übrig bleibt, hat einen sehr begrenz-
ten Neuigkeitswert. In der Sache erfolgt kein Neu-
anfang, es werden einfach altbekannte Forderungen
wiederholt und zusammengefasst. Das Gesetz
besteht unterm Strich aus völlig unbestimmten De-
tailregelungen, die den hochtrabenden Titel eines
Integrationsgesetzes in keiner Weise rechtfertigen.

(Beifall FDP, PIRATEN und Lars Harms
[SSW])

Was fehlt, ist ein umfassendes, schlüssiges Inte-
grationskonzept. Wenn Ihnen nur einfällt, dass der
Erwerb von Sprache wichtig ist und Flüchtlinge,
die nach sechs Jahren ein bestimmtes Sprachniveau
nicht erreichen, die Kosten zurückerstatten müssen,
ist das gerade bei diesem essenziellen Bereich ein
Offenbarungseid. Sie definieren gar nicht, nach
welchem Standard - A 2 ist ja in Ordnung -, Sie de-
finieren gar nicht, wie das Angebot aussehen soll,
welche Standards beim Angebot vorgehalten wer-
den sollen. Sie fragen nicht nach den Gründen,
warum das Niveau nicht erreicht worden ist. Wenn
ich das konsequent zu Ende denke, müssten Sie ei-
gentlich auch von Gymnasiasten, die das Abitur
nicht schaffen, die Kosten der Ausbildung zurück-
fordern oder von Studenten, die das Examen nicht
schaffen.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW - Martin Habersaat
[SPD]: Bringen Sie die nicht auf Ideen! - Zu-
ruf Christopher Vogt [FDP])

Sie können keine rechtlichen Sanktionsmöglichkei-
ten an etwas knüpfen, was Sie vorher nicht be-
stimmt haben.

Was wir brauchen, sind konkrete Verhaltenspflich-
ten auf der einen und konkrete subjektive Ansprü-
che auf der anderen Seite. Bei alledem müssen wir
die Integrationsanforderungen präzise definieren.
Erst dann können wir auch die Verweigerung von
Integration sanktionieren. Ohne definitive Be-
stimmtheit darf es in einem Rechtsstaat nach Arti-
kel 103 Grundgesetz keine Sanktionen geben.

Es reicht eben nicht aus, nur von „ermöglichen“
oder „Angeboten“ zu sprechen, wir müssen Flücht-
lingen klare Regeln an die Hand geben, damit sie
sich orientieren können, damit sie schnell unsere
Sprache erlernen und ausreichend Bildung erwer-
ben, um dann später als selbstbestimmte Mitbürger
selbstverständlicher Teil unserer Gesellschaft wer-
den zu können.

Wir brauchen eine Neustrukturierung und Harmoni-
sierung des DaZ-Unterrichts. Zum einen müssen

hier dringend fachliche Standards gesetzt werden.
Zum anderen muss sichergestellt werden, dass für
jede Klasse geeignete Fachkräfte zur Verfügung
stehen. Es kann nicht sein, dass die Qualität des
Unterrichts allein vom Engagement des Lehrperso-
nals abhängt.

(Zuruf Serpil Midyatli [SPD])

Ich habe an dieser Stelle schon einmal berichtet,
wie das Zertifikat der IHK Kiel „Deutsch für Fort-
geschrittene“ in der praktischen Umsetzung aussah.
Ich wollte eine Auszubildende einstellen, die tat-
sächlich kein Wort Deutsch sprach und mit der ich
mich auf Englisch unterhalten musste.

(Zurufe Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Anke Erdmann [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

- Doch, es passt, denn wenn wir keine Standards
definieren, können wir nicht einfach sagen: Wer
sechs Jahre Deutschkurs hinter sich hat und, von
wem auch immer, eine entsprechende Zertifizie-
rung bekommt, hat die Vorgaben, die wir mit Inte-
gration wollen, erreicht.

Mindestens genauso wichtig ist, dass wir im Be-
reich der Arbeitsmarktintegration besser werden.
Hier hapert es am meisten. Wenn die Integration
über Arbeit nicht gelingt und Flüchtlinge ohne be-
rufliche Perspektive in Deutschland verharren müs-
sen, wenn es leichter ist, unter Seinesgleichen zu
bleiben, dann müssen wir mit der Bildung von wei-
teren Parallelgesellschaften rechnen. Das können
wir auf keinen Fall dulden.

Deshalb brauchen wir zum Ersten flächendeckende
Angebote von Qualifizierungs- und Ausbildungs-
maßnahmen, kombiniert mit berufsspezifischen
Sprachkursen. Zum Zweiten benötigen wir mehr
Fort- und Weiterbildungsangebote. Zum Dritten be-
nötigen wir die schnellere Anerkennung ausländi-
scher Berufsabschlüsse. Daran hapert es nach über
einem Jahr der Beschäftigung mit dieser Materie
nach wie vor.

Ich will nicht verschweigen, dass die Landesregie-
rung in bestimmten Bereichen durchaus reagiert
und nachgesteuert hat. Besonders betrifft das den
Zugang zu Informations- und Unterstützungsange-
boten über Onlineportale. Zur Wahrheit gehört aber
genauso, dass Integrationsmaßnahmen in vielen Be-
reichen nur in Ansätzen vorhanden sind.

Hinzu kommt, dass oft Maßnahmen gefördert wer-
den, ohne dass der tatsächliche Bedarf bekannt und
das notwendige Fachpersonal vorhanden ist. Es
macht aber keinen Sinn, unter dem Deckmantel der
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Integration völlig planlos und unkritisch ein Kon-
junkturprogramm für die Wohlfahrtsverbände auf-
zulegen. Die bekommen 1,5 Millionen € für
Sprachförderung, können aber weder sagen, wie
viele Teilnehmer an den Kursen teilnehmen, noch,
ob sie genügend qualifiziertes Lehrpersonal für die
Kurse haben.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Man muss doch nur einmal durchs
Land fahren!)

- Wir haben das doch abgefragt!

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ich weiß!)

- Genau. Die Verbände können uns nicht sagen, wie
viel Fachpersonal sie vorhalten und wie viele Men-
schen an den Kursen teilnehmen. Die Wirksamkeit
wird nicht evaluiert. Nicht einmal die Abbrecher-
quote wird von den Verbänden erfasst.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das waren keine Kurse! - Zuruf San-
dra Redmann [SPD])

Nach Abzug aller Maßnahmen des Bundes oder der
Kommunen bleiben nicht viele Initiativen übrig, die
originär vom Land stammen. Diese landeseigenen
Modellprojekte sind bislang regelmäßig nur sehr
begrenzt wirksam oder, wie im so wichtigen Be-
reich der Arbeitsmarktintegration, schlecht geplant.

Herr Minister Meyer: Sie haben natürlich recht,
wenn Sie sagen, dass hier primär die Bundesagen-
tur für Arbeit zuständig sei. Wenn die Bemühungen
des Landes hier aber groß angekündigt werden,
müssen Sie sich daran messen lassen. Sie haben
dieses Jahr zum Jahr der Integration ausgerufen. Sie
haben erklärt, die Landesregierung werde hier mas-
siv etwas unternehmen. An diesen Aussagen müs-
sen Sie sich nach einem Jahr der Tätigkeit messen
lassen.

Fakt ist, dass Sie beim Programm BÜFAA.SH nur
die Hälfte der anvisierten Teilnehmerzahl errei-
chen. Da müssen wir fragen, warum das so ist. Fakt
ist, dass Ihr Wirtschaftsministerium inzwischen
nicht einmal selbst davon ausgeht, dass mit dem
Programm überhaupt nennenswerte Erfolge für den
Berufseinstieg von Flüchtlingen erzielt werden. Der
Grund dafür ist, dass Sie vergessen haben, Ihr Pro-
gramm mit den Angeboten der anderen Akteure ab-
zustimmen. Das ist planlos. Sie schaffen bürokrati-
sche Papiertiger, die Handlungsfähigkeit suggerie-
ren sollen. Was Sie in Wahrheit machen, ist eine
sinnlose Förderung ins Blaue hinein.

Da hilft Ihnen auch nicht die simplifizierende Al-
les-wird-gut-Rhetorik des Ministerpräsidenten, für
den die Flüchtlinge eine Vitaminspritze für die Be-
triebe darstellen. Das ersetzt keine Politik.

Es wäre schön, wenn die Flüchtlinge in den Betrie-
ben ankommen könnten. Es gibt viele Regelungs-
notwendigkeiten. Die Vorrangprüfung muss weg.
Wir müssen einmal gucken, was mit den Integrati-
onskosten in den Betrieben passiert. Diese Kosten
können wir den Unternehmen nicht auferlegen. Die
muss der Staat übernehmen.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Ja, wir reden seit einem Jahr darüber, Frau von
Kalben.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Nicht in allen Bereichen! Die Vorrangprüfung ist
nicht in allen Bereichen weg. Es gibt nach wie vor
zehn Berufsfelder, auf denen die Vorrangprüfung
vorgenommen werden muss. Ich kann Ihnen das
vielleicht noch einmal erklären.

Was wir auf jeden Fall brauchen, ist eine Harmoni-
sierung der verschiedenen Maßnahmen und ein ge-
meinsames Integrationskonzept aller Akteure. Das
ist längst überfällig.

Jetzt komme ich zum Antrag der Koalitionsfraktio-
nen. Was wir bei der Debatte über Integration nicht
vergessen dürfen, ist, über die identitätsstiftenden
Voraussetzungen unseres Verfassungsstaates und
über die Frage nach den Bedingungen und Folgen
der Zugehörigkeit von Einwanderern und Zuwande-
rern oder Flüchtlingen zu reden.

Unsere Demokratie ist von der Bereitschaft ihrer
Bürgerinnen und Bürger abhängig, Mehrheitsent-
scheidungen und die Umverteilungsmechanismen
des Sozialstaates anzuerkennen. Diese Bereitschaft
dürfen wir nicht überstrapazieren. Deshalb müssen
wir die Zuwanderung steuern.

Das geht vor allem über die Begrenzung des Fami-
liennachzugs im Rahmen der rechtlichen Möglich-
keiten. Die EU-Richtlinie zur Familienzusammen-
führung erlegt dem nationalen Gesetzgeber Ver-
pflichtungen nur für Flüchtlinge auf, nicht jedoch
für subsidiär Schutzberechtigte. Daher kann der na-
tionale Gesetzgeber den Familiennachzug für sub-
sidiär Schutzberechtigte stärker begrenzen. Die
Bundesregierung hat es unter Beteiligung der SPD
getan. Lieber Herr Kollege Dr. Stegner: Die SPD
hat dem zugestimmt!
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(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich habe ja gerade
über den Preis geredet!)

Das gilt natürlich auch für syrische Flüchtlinge, je
nachdem, welche Fluchtgründe sie geltend machen.
Die Rechtslage ist hier unmissverständlich. Flücht-
ling im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention ist,
wer individuell verfolgt ist. Das kann der syrische
Regimegegner genauso sein wie der Christ im IS-
beherrschten Gebiet Syriens.

Die Rechtsstellung als Flüchtling wird aber eben
nicht gewährt, wenn Menschen wegen Kriegs- oder
Bürgerkriegsgefahren aus ihrem Heimatland flie-
hen, also vor Gefahren, die die dort lebenden Men-
schen unabhängig von ihrer religiösen Prägung, po-
litischen Ausrichtung oder einem anderen flücht-
lingsrelevanten Merkmal treffen. Das trifft auf die
meisten Flüchtenden aus Syrien zu, die sich oft auf
die allgemeinen Umstände im Land beziehen. Hier
wird seit März 2016 wieder nur subsidiärer Schutz
gewährt.

Das wurde so von der SPD im Bundestag mitgetra-
gen. Die Landesregierung hat im Bundesrat auch
keinen Vermittlungsausschuss verlangt. Und nun
fällt den Regierungsfraktionen hier in Schleswig-
Holstein auf einmal auf, dass sie das doch nicht so
gut finden.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Herr Kollege Dr. Stegner und Frau von Kalben: Sie
verkennen dabei völlig, dass es im Landtag, unter-
stützt mit Ihren Stimmen, noch eine völlig entge-
gengesetzte Beschlusslage gibt. Wir haben uns hier
mehrheitlich für die Einführung eines vorüberge-
henden Schutzes für syrische Flüchtlinge entschie-
den. Diese Rechtsstellung führt zu einer Beschrän-
kung des Familiennachzugs, genauso wie es inzwi-
schen auch beim subsidiären Schutz der Fall ist.
Dem haben Sie hier in einem einmaligen Akt politi-
scher Klarsicht zugestimmt. Jetzt vollziehen Sie ei-
ne Kehrtwende, ohne dass Sie das ausreichend be-
gründen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Richtig ist, dass in Deutschland bisher zehn Ver-
waltungsgerichte über diese Praxis entschieden ha-
ben und Syrer in jedem Fall Flüchtlingsschutz er-
hielten, und zwar allein deshalb, weil ihnen nach
Ansicht der Gerichte erst durch die Stellung eines
Asylantrags eine individuelle Verfolgung droht.
Das sollte man der Vollständigkeit halber auch er-
wähnen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Kubicki, gestatten Sie eine Zwi-
schenbemerkung des Herrn Abgeordneten Dr. Steg-
ner?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Gern.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr geehrter Herr
Kollege Kubicki, ich will Sie darauf auf-
merksam machen, dass wir hier zum einen
immer dafür eingetreten sind, die humanitär-
en Spielräume zu maximieren. Die Bundesre-
gierung hätte das auch anders entscheiden
können. Zum anderen habe ich gesagt, dass
die SPD dem in der Tat zugestimmt hat, weil
das der Preis der Union dafür war, dass wir
für Flüchtlinge, die hier eine Ausbildung ma-
chen, einen fünfjährigen Aufenthaltsstatus
gewährleisten.

Diesen Preis haben wir bezahlt, ich habe das
kritisiert. Das hindert uns aber nicht daran,
hier im Landtag die Haltung unserer Koaliti-
on zu dieser Frage, die wir nicht geändert ha-
ben, zu wiederholen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

- Herr Kollege Dr. Stegner, zu einem rechtsstaatli-
chen System gehört unabhängig von der jeweiligen
Motivationslage, dass man rechtliche Regelungen
beachtet. Wenn Sie das nicht mehr wollen, bewe-
gen wir uns in einem sehr gefährlichen Rahmen.
Sie können kritisieren, dass es diese Regelung gibt,
aber für eine Partei, die am Gesetzgebungsprozess
mitwirkt, zu erklären, sie nicht zu beachten, ist für
mich in einem Verfassungsstaat wie der Bundesre-
publik Deutschland nicht nur nicht hinnehmbar,
sondern eigentlich unvorstellbar. Das ist meine Kri-
tik.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Gestatten Sie eine Nachfrage des Abgeordneten
Dr. Stegner?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.
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Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich habe nicht da-
von gesprochen, dass wir rechtsstaatliche Be-
dingungen nicht beachten sollen. Ich habe
zum einen davon gesprochen, dass man hu-
manitäre Spielräume anders gewähren kann.
Das ist nämlich Verwaltungshandeln. Zum
anderen habe ich gesagt, dass sich die Praxis
des Umgangs mit den konkreten Flüchtlingen
danach unterschieden hat, ob ganz besonders
viele kamen und wir die Verfahren beschleu-
nigen wollten oder nicht. Dazu gab es zum
Beispiel Beschlüsse der Innenministerkonfe-
renz. Da hat sich die Haltung der Union zu
dieser Frage geändert, nicht die Haltung der
Sozialdemokraten.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Ich nehme das zur Kenntnis und verstehe das. Ich
kenne Ihre Position und die Position Ihrer Fraktion
in diesem Hause ja auch. Ich bestehe nur darauf,
dass wir das Recht beachten, und dazu komme ich
noch einmal, wenn es um Ihren Antrag geht.

Wahr ist, dass die Verwaltungsgerichte entspre-
chend entschieden haben. Wahr ist aber auch, dass
das OVG Münster eine völlig andere Rechtsauffas-
sung vertritt und unverfolgt ausgereisten Syrern
ausdrücklich nur subsidiären Schutz gewährt und
ihnen darüber hinaus einen Anspruch auf Abschie-
beschutz zuerkennt. Mehrere Verfahren an weiteren
Oberverwaltungsgerichten sind anhängig. Die
Rechtsbeschwerden sind hier jeweils zugelassen
worden. Wir wollen einmal sehen, wie sich die
Rechtsprechung hier entwickelt.

Mit anderen Worten: Egal, welche Rechtsstellung
ein syrischer Flüchtling jeweils erhält, er wird in
keinem Fall nach Syrien zurückgeschickt. Das muss
man wissen. Das Schlimme ist, dass Sie hier Ver-
waltungshandeln, das auf Recht und rechtsstaatli-
chem Verfahren basiert, unter dem Deckmantel ei-
ner Humanität als Menschenrechtsverletzung
desavouieren. Es werden Gesetze angewendet, und
Sie prangern dies als etwas Inhumanes an. Damit
nicht genug: Sie wollen, dass von der Beachtung
der geltenden Rechtslage „unverzüglich Abstand“
genommen wird. Sie wollen weder die Entschei-
dung der Oberverwaltungsgerichte abwarten noch
das geltende Recht ändern, sondern die Verwaltung
quasi anweisen, die Gesetze im Sinne einer von Ih-
nen selbst vorgegebenen vermeintlichen humanitär-
en Flüchtlingspolitik nicht anzuwenden.

In Zeiten, in denen viele Bürgerinnen und Bürger
den Eindruck haben, in der Flüchtlingspolitik gebe

es eine Herrschaft des Unrechts, was im Kern
falsch ist, will die rot-grün-blaue Küstenkoalition
kurzerhand den Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung über den Haufen werfen.

Das ist der Inhalt Ihres Antrags. Lesen Sie ihn noch
einmal durch. Das ist grotesk. Sie können doch
nicht alle Fälle einfach verallgemeinern und der
Verwaltung irgendwelche allgemeingültigen Aussa-
gen vorgeben, nur weil diese politisch opportun
sind oder Ihnen politisch opportun erscheinen.

(Beifall FDP)

Ich sage es noch einmal: Wenn wir die Geltung des
Rechts nicht durchsetzen, und zwar auch in unseren
eigenen Reihen, dann dürfen wir uns nicht wun-
dern, dass Menschen glauben, sie dürften das Recht
in die eigenen Hände nehmen.

Jetzt komme ich zum populistischen Teil, dem
Schluss der Rede von Daniel Günther. Ich bin wirk-
lich traurig darüber, dass die Union zu differenzier-
ter Betrachtung nicht mehr in der Lage ist. Wenn
ich mich darauf berufe, dass das Bundesverfas-
sungsgericht erklärt hat, dass das hessische Schul-
gesetz rechtmäßig und verfassungsmäßig ist, weil
es vorgibt, dass Eltern, die ihre Kinder dauerhaft
der Schulpflicht entziehen, auch mit Haft belegt
werden können, dann hat das nichts damit zu tun,
dass ich den Gesetzentwurf der Union unterstütze,
dass man Flüchtlinge in Haft nehmen muss, wenn
sie einen Abschluss nicht schaffen. Selbstverständ-
lich. Das waren übrigens christlichen Glaubensge-
meinschaften, also Sekten aus der christlichen Leh-
re der 12 Apostel, bei denen der Staat sein Recht
durchgesetzt hat, den Erziehungsauftrag, der vom
Grundgesetz vorgegeben ist, zu erfüllen. Das müs-
sen wir erwarten, und das müssen wir gegenüber je-
dermann durchsetzen, und zwar völlig unabhängig
davon, woher er kommt, woran er glaubt und was
er dafür für Belege hat.

Das hat aber mit dem Gesetzentwurf der Union und
den Sanktionsmöglichkeiten zur Sprachförderung
absolut nichts zu tun, weil die Voraussetzung dafür,
dass man Sanktionsüberlegungen überhaupt in Be-
tracht ziehen kann, ist, dass ein entsprechendes qua-
lifiziertes Angebot zur Verfügung steht, was gegen-
wärtig nicht der Fall ist. Insofern ist der Gesetzent-
wurf an dieser Stelle wirklich populistisch. - Herzli-
chen Dank.

(Beifall FDP und vereinzelt SSW)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Jetzt kommen wir zur Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Das Wort hat die Frau Fraktionsvorsit-
zende Eka von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich dan-
ke der Landesregierung ausdrücklich für ihren Be-
richt. Herr Studt, ich danke Ihnen auch für die Re-
de, die Sie hier gehalten haben. Sie hat sehr deut-
lich gemacht, dass wir hier für eine wirklich huma-
nitäre Flüchtlingspolitik stehen. Das unterstützen
wir genauso. Vielen Dank, Herr Studt!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Leider hat die Aktuelle Stunde, die aus meiner
Sicht nicht so wahnsinnig aktuell war, alles ver-
schoben. Wir sind sehr in die Mittagszeit gerutscht.
Lieber Herr Günther, trotzdem: Ihr Vorwurf, dass
wir an dieser Stelle im Landtag nicht besonders viel
über Integration reden, ist schon ein bisschen
merkwürdig. Ich habe mir das noch einmal angese-
hen. Meine gefühlte persönliche Wahrnehmung war
sowieso eine andere, weil in der Regel ich für mei-
ne Fraktion zu diesen Themen rede. Wir haben im
März eine ausführliche Debatte dazu gehabt, außer-
dem im Juni und im Juli. Wir haben also fast in je-
der Tagung dieses Landtags darüber debattiert. Zu
meinen, wir redeten hier nicht über Integration, ist -
so glaube ich - ziemlich abwegig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Herr Stegner hat in seiner Rede bereits auf den
3. Oktober als wichtigen Meilenstein in der Debatte
zu diesem Thema verwiesen. Ich möchte noch ein-
mal auf die Katastrophe hinweisen, die wir jeden
Abend in den Nachrichten in Syrien sehen. Anläs-
slich dieser Bilder könnte man schier verzweifeln.
Die Lage vor Ort ist genauso unerträglich wie in
den Lagern vor den Außengrenzen der EU, wo die
Flüchtenden auf Schutz und auf ein warmes Dach
über dem Kopf warten. Wenn wir also davon aus-
gehen, dass in diesem Jahr weniger Menschen als
Flüchtlinge nach Deutschland kommen, dann ist
das Flüchtlingsthema damit überhaupt nicht obso-
let. Die Flüchtlinge sind nicht weg, sie sind nur
nicht hier.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Ich bin dankbar, dass wir hier vor Ort etwas Kon-
kretes tun können, dass wir anpacken können und

dass die Landesregierung so vieles anpackt. Ich
freue mich auch, dass sich die CDU nach einigen
Ausfällen - Stichwort Verabschiedungskultur - nun
wieder konstruktiv an der Integrationsdebatte betei-
ligen will. Der letzte Beitrag ihres Vorsitzenden
zum „Abschiebungs-TV“ war allerdings unter aller
Kanone.

Lieber Herr Kubicki, es geht in dieser Diskussion
nicht um gute oder böse Ansichten oder Gesetze,
sondern es geht um hilfreiche Beiträge und um we-
niger hilfreiche Beiträge. Es geht auch darum, dass
wir natürlich unterschiedliche Haltungen zu den
Problemen haben können. Liebe CDU, meiner Mei-
nung nach haben Sie ein Gesetz eingereicht, an dem
man sich abarbeiten kann. Für das Gesetz gilt aller-
dings: außen Hui, innen auch mal Pfui. Nur den Be-
griff Integrationsgesetz in die Überschrift zu
schreiben, reicht nicht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Wenn dann hauptsächlich „Restriktion“ und
„Sanktion“ drinsteht, tun Sie nichts, um den gesell-
schaftlichen Zusammenhang konstruktiv zu stärken.
Im Gegenteil.

Herr Günther, Sie fordern klare Regeln. Ja, diese
fordern auch wir. Dazu gehören aber Rechte und
Pflichten, nicht in erster Linie nur Pflichten. Ich
weiß, das wollen Sie nicht hören. Sie gehen gern
auf das Vorurteil ein: Die wollen sich alle nicht in-
tegrieren. - Das ist aber nicht unsere Haltung. Dafür
sind Sie sich dann nicht zu schade, in Bayern abzu-
schreiben. Ich habe Verständnis dafür, dass Sie
Synergieeffekte nutzen wollen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das haben die
Grünen auch gemacht!)

- Das ist richtig, wir machen das auch gern. Die PI-
RATEN haben uns auch schon den einen oder an-
deren Vorschlag vorgelegt. Das ist geschenkt, es ist
nicht falsch, gute Ideen abzukupfern. Das gilt für
gute Ideen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Wenn
das aber die moderne und urbane CDU in Schles-
wig-Holstein werden soll, dann sage ich: Gute
Nacht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

In diesem Gesetz können Sie es nicht lassen. Alles,
was Sie zur Integrationsdebatte beitragen, klingt
nach Kampf der Kulturen. Ich möchte jetzt die
wahnsinnigen Ernährungsvorschläge nicht anfüh-
ren. Sie bedienen Ängste vor der kulturellen
Fremdheit der Flüchtlinge und stellen diesen das
vermeintliche Bollwerk deutscher Leitkultur der
Grundwerte gegenüber. Ganz bewusst nutzen Sie
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nicht das Wort Grundrechte. Das geht Ihnen näm-
lich nicht weit genug.

Das treiben Sie dann mit dem Erlernen der „allge-
mein üblichen Mimik“ auf die Spitze. Ich zitiere
aus dem Gesetz, § 6 Absatz 2:

„Kinder sollen lernen, sich entwicklungsan-
gemessen in der deutschen Sprache sowie
durch die allgemein übliche Mimik und Kör-
persprache auszudrücken.“

Ich weiß nicht, ob damit der „Schweigefuchs“ oder
Ähnliches gemeint ist. Haben Sie Angst, dass es zu
schrecklichen Missverständnissen in Kindergärten
kommt, weil im Vorderorient Nicken nach oben ei-
ne Ablehnung darstellen soll? Oder haben Sie
Angst, dass die Kinder Wut, Trauer, Freude, Über-
raschung, Ekel oder Angst nicht ausreichend kom-
munizieren können? Gibt es ein Wörterbuch der
deutschen Mimik und Körpersprache, das Sie den
Fachkräften in den Kitas an die Hand geben möch-
ten?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Ihre Sorgen möchte ich haben. Dass Sie ein Gesetz
schreiben, damit Kindern beigebracht wird, dass
man in Schleswig-Holstein „Moin!“ sagt und „Jo“,
ist nahezu Realsatire.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Frau Abgeordneten Astrid Damerow?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte.

Astrid Damerow [CDU]: Frau Kollegin, das
Thema Mimik und Gestik ist hier mehrfach
angesprochen worden. Vielleicht zu Ihrer
Aufklärung.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Entschuldigung, ist Ihr Mikrofon an? - Ich kann Sie
kaum verstehen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Es ist jetzt an.

Astrid Damerow [CDU]: Frau Kollegin, ist
Ihnen das sprachpädagogische Konzept für
Kindertagesstätten des Evangelisch-Lutheri-
schen Kindertagesstättenwerks Schleswig-
Holstein bekannt? - Vermutlich nicht. Mir
war es bisher auch nicht bekannt. Aber im
Rahmen der Erarbeitung unseres Gesetzent-
wurfs haben wir uns damit befasst. Ich zitiere
daraus:

„Eine wichtige Grundlage für den Erfolg
beim Erwerb der deutschen Sprache bilden
die Fähigkeiten in der Erstsprache. Kinder
haben bereits viele Erfahrungen in dieser
Sprache gemacht: Sie kennen wichtige Kom-
munikationsregeln, Mimik und Gestik und
haben das Wissen über Konzept…“

So geht es weiter. Ich wollte nur darauf hin-
weisen, dass das, woran Sie sich seit Tagen,
in unserem Gesetzentwurf abarbeiten,
durchaus seit Langem Niederschlag in der
Konzeption der frühkindlichen Bildung ge-
funden hat.

(Zurufe SPD)

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ich gebe zu, ich kenne das Konzept der evangeli-
schen Kindergärten nicht, obwohl darin bestimmt
viel Richtiges und Wichtiges steht. Ich glaube auch,
dass es durchaus der Fall ist, dass Kinder Mimik
haben. Ich habe drei Kinder und zwei Enkel. Sie al-
le haben eine wunderbare Mimik, wie wir alle auch.
Trotzdem habe ich noch nicht verstanden, was Sie
mit dem Erlernen der deutschen oder der hier allge-
meingültigen Mimik meinen.

(Beifall Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Ich habe auch nicht verstanden, was Sie unter einer
allgemeinen Leitkultur, Umgangsformen und Son-
stigem verstanden haben. Können Sie ein Beispiel
dafür nennen, wo es im Kindergarten eine deutsche
Mimik zu erlernen gibt?

Vorhin wurde gesagt, wir wollen keine Beispiele
abfragen. Ich hätte dieses Beispiel dennoch gern. -
Kommt aber nicht? - Gut. Vielleicht ja später ir-
gendwann. Irgendjemand wird hoffentlich das Rät-
sel der Mimik auflösen können.

Meine Damen und Herren, natürlich ist der Erwerb
der deutschen Sprache wichtig, und zwar für Kin-
dergartenkinder ebenso wie für Seniorinnen und
Senioren. Aber es liegt doch nicht an uns, dass hier
nicht flächendeckend alles getan wird, um das zu
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ermöglichen. Lieber Herr Günther, vielleicht hätten
Sie den Bericht lesen sollen, zu dem Sie gar nicht
Stellung genommen haben, weil Sie nur zu Ihrem
Beitrag geredet haben. Dann hätten Sie gewusst,
dass da ganz viel passiert. Es sind Ihre Kolleginnen
und Kollegen im Bund, liebe CDU, die mit einer
Verhinderungspolitik auf der Bremse stehen.
Sprachkurse nur für Privilegierte, nur für einige we-
nige. Die Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins
Kröpfchen. Sie schaffen es, sogar noch unter den
Geflüchteten Eliten zu bedienen.

Viel zu wenige Plätze gibt es in Sprach- und Inte-
grationskursen des Bundes. Selbst diejenigen, die
einen Anspruch haben, warten viel zu lange und
müssen sich mit elendig viel Bürokratie rumschla-
gen, um überhaupt nur die Erlaubnis für eine Teil-
nahme zu erhalten. Deshalb ist Ihr Gesetzentwurf
der falsche Ansatz.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Sie, liebe CDU, sind integrationsunwillig. Sie legen
den Menschen Steine in den Weg und zeigen hin-
terher mit dem Finger auf die, die Sie selber behin-
dern. Das geht so nicht!

Wir fordern Sprachkurse für alle von Anfang an.
Wenn alle Asylsuchenden von Anfang an einen An-
spruch auf Teilnahme an den Integrationskursen
hätten, könnte man sich eine Menge Bürokratie
sparen, die tatsächlich Entlastung schaffen würde.
Setzen Sie sich dafür bei Ihren Kolleginnen und
Kollegen im Bund ein, anstatt hier Kindergarten-
kindern allgemein übliches Kopfschütteln oder
Nicken beibringen zu wollen!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Natürlich sind nicht alle Forderungen in Ihrem Ge-
setz verkehrt. Ich finde den Ansatz auch gar nicht
verkehrt, den Menschen in einem Gesetz einen An-
spruch auf Integration zu verschaffen. Der Unter-
schied zwischen Ihrem Gesetzentwurf und unserer
Politik ist: Sie fordern, wir machen das schon. Das
ist der große Unterschied! Der einzige Punkt,
warum ich finde, man könnte das in ein Gesetz gie-
ßen, ist, dass es für zukünftige Generationen auch
so festgeschrieben wird, was durch diese Regierung
schon passiert.

Der Bericht der Landesregierung zeigt, was die
Landesregierung im letzten Jahr auf die Beine ge-
stellt hat. Und das kann sich sehen lassen. Das zeigt
sich schon im letzten Jahr an der Aufnahme. Kein
Mensch musste hier in Zelten oder auf Schiffen

schlafen. Diese Landesregierung hat in kürzester
Zeit Erstaufnahmeeinrichtungen im ganzen Land
quasi aus dem Boden gestampft.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Zugegebenerweise, Herr Kubicki, haben uns dabei
auch viele leer stehende Kasernen geholfen. Des-
halb auch ein großer Dank an diejenigen, die uns
insoweit bei der Erstaufnahme unterstützt haben.

Ich finde bei aller Kritik im Detail: Die Bilanz die-
ser Landesregierung kann sich sehen lassen. Die In-
tegrationspauschale wurde erhöht. Lücken in der
Sprachförderung für Erwachsene wurden geschlos-
sen. Programme zur Integration in den Arbeits-
markt, in Ausbildung, ins Studium wurden aufge-
legt. In Kitas und Schulen wurde richtig investiert.
Koordinatorenstellen wurden eingerichtet. Das Eh-
renamt wurde gestärkt. Die Mittel für Traumathera-
pie wurden erhöht. In den sozialen Wohnungsbau
wurde investiert. Schleswig-Holstein hat als erstes
Flächenland die Gesundheitskarte eingeführt. Wir
haben die Kommunen bei der Erstunterbringung fi-
nanziell unterstützt und und und.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Hier wird gehandelt, und das sind keine sinnlosen
Maßnahmen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Da kommt Ihr abgeschriebener Gesetzentwurf ein
wenig hinterhergekleckert. Klar, ein Integrationsge-
setz gibt es in Schleswig-Holstein noch nicht. Dazu
fordern uns auch die PIRATEN auf. Wir werden im
Ausschuss diskutieren, wie ein modernes Integrati-
ons- und Partizipationsgesetz aussehen muss.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
PIRATEN und SSW)

Ich danke deshalb den PIRATEN auch für diesen
Ansatz, die Partizipation mitzudenken, auch wenn
aus meiner Sicht Ihr Antrag viel zu einseitig auf
den Dialog mit dem Islam abstellt. Das ist ein wich-
tiges Thema; das wissen Sie. Sie wissen auch, dass
mir persönlich das sehr am Herzen liegt. Ich denke
aber, wenn man sich mit diesem Thema beschäftigt,
dann ist es wichtig, dass man sich wirklich die
Breite der Themen anguckt und nicht nur diesen
Punkt.

Ich wurde in einem Pressegespräch im Landtag ge-
fragt, ob es denn vielleicht am Ende eine Möglich-
keit gebe, gemeinsam mit der CDU in einem
großen Konsens ein Integrationsgesetz zu schaffen.
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Und ja, es gibt einen Punkt im Gesetzentwurf, über
den wir durchaus noch ins Gespräch kommen kön-
nen.

(Wortmeldung Dr. Patrick Breyer [PIRA-
TEN])

- Nein, ich möchte keine Zwischenfragen zulassen.

Das wäre der Punkt, die Integrationspauschale
wieder stärker auf Integration zu konzentrieren und
nicht als Integrations- und Aufnahmepauschale, wie
dies zurzeit ist. Da wäre es wunderbar, wenn Sie
uns in den von Ihnen geführten Kommunen, die
von uns immer fordern, dass wir das als Aufnahme-
pauschale machen, dass das Geld auch für Wohn-
raum ausgegeben wird, insoweit unterstützen wür-
den, damit das Geld zukünftig auch wirklich für In-
tegration ausgegeben wird. Dann bin ich voll bei
Ihnen. Ich entnehme Ihrem Gesetzentwurf, dass das
zukünftig so sein soll. Es wäre dann aber schön,
wenn Sie uns - zumal wir darüber zurzeit noch mit
den Kommunen streiten - insoweit ein bisschen Un-
terstützung geben könnten.

Aber, liebe CDU, lieber Herr Arp, wenn Sie heute
Morgen hier die Hand in Bezug auf andere Koaliti-
onsthemen ausgestreckt haben: Es gibt bei uns
Grenzen. Dieser Gesetzentwurf, der total auf Re-
striktion setzt, ist mit Sicherheit nicht etwas, was
wir als Grüne mitmachen.

Was überhaupt nicht geht, das ist eine Wiedereröff-
nung der Abschiebehaftanstalt in Schleswig-Hol-
stein. Geflüchtete gehören nicht in den Knast, wenn
sie nichts verbrochen haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Meine Damen und Herren, wir investieren in Inte-
gration, wir schaffen Angebote, weil wir davon aus-
gehen, dass die Menschen, die zu uns kommen, und
die, die hier sind, sich integrieren wollen. Wir wer-
den auch mit einem Integrationsgesetz unsere gute
Politik fortsetzen und nicht kleinlich den Menschen
das „heimische“ Lächeln beibringen. Das ist derma-
ßen von vorgestern; das ist keine moderne Integrati-
onspolitik. Schauen Sie sich die Anforderungen des
Altenparlaments an: Die fordern Sprachkurse für
alle, die zu uns kommen. Das ist konstruktive Inte-
grationspolitik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Leider zeigt sich auch an der Bundespolitik der
CDU, wie perfide über das Schicksal des Einzelnen
hinweggegangen wird. Das zeigt sich leider auch
dramatisch an der gestiegenen Zahl von Syrerinnen

und Syrern, die nur noch als subsidiär schutzbe-
rechtigt anerkannt werden. Sie erhalten also nur
einen behelfsmäßigen Schutz. Erhielten vor einem
Jahr noch 0,1 % der syrischen Geflüchteten subsidi-
ären Schutz, stieg der Anteil dramatisch im Laufe
des Jahres 2016, und zwar mit dramatischen Folgen
für die Betroffenen.

Die Aufenthaltserlaubnis wird vorerst nur für ein
Jahr erteilt. Das ist bereits ein bürokratischer Un-
sinn, weil Syrerinnen und Syrer unproblematisch
nach einem Jahr eine Verlängerung erhalten, weil
es offensichtlich ist, dass die Menschen in einem
Jahr nicht massenhaft nach Aleppo zurückgehen
können.

Viel schlimmer aber ist: Anfang des Jahres hat die
Große Koalition dafür gesorgt, dass subsidiär
Schutzberechtigte ihre Familien zwei Jahre lang
nicht nachholen dürfen. Wir haben damals genau
nachgefragt. Da das BAMF im Jahr 2015 bei seinen
positiven Bescheiden nicht den subsidiären Schutz,
sondern zu fast 99 % den Flüchtlingsschutz nach
der Genfer Konvention gewährte und das BAMF,
das Bundesamt für Migration, den Medien gegen-
über versicherte, dass es keine Anweisung von
oben gebe, ab sofort tendenziell in Richtung
schlechterer Schutzstatus zu entscheiden, lag der
Schluss nahe, dass das Asylpaket II für die Groß-
zahl der Geflüchteten faktisch keine Auswirkung
auf den Familiennachzug haben werde. Weit ge-
fehlt, wie wir nun wissen.

Das ist schon ein merkwürdiger Zusammenhang.
Bei allem, was Sie rechtlich vorgetragen haben und
was ich überhaupt nicht infrage stellen will, ist es
aber schon politisch ein merkwürdiger Zusammen-
hang, dass erst die Rechte der subsidiär Schutzbe-
rechtigten zurückgeschnitten werden. Unter Hin-
weis auf die geringe Zahl der Betroffenen sagt man
dann aber, die Sache mit dem Familiennachzug
werde ja nur ganz wenige treffen. Es sei nicht so
schlimm, wenn das mal zwei Jahre lang ausgesetzt
werden würde. Und dann erhöht sich quasi über
Nacht völlig überraschend die Anzahl der Men-
schen, die nur noch den subsidiären Schutz erhal-
ten. Wenn das keine Methode hat, dann weiß ich es
auch nicht.

Diese perfide Entscheidungspraxis ist nicht nur
sachlich falsch. Die Gerichte der Länder ächzen un-
ter der Verfahrenslast und müssen die Suppe aus-
löffeln, die das Bundesamt ihnen eingebrockt hat.
Seit Ende Juli sind in Schleswig-Holstein die Kla-
gen von syrischen Geflüchteten steil gestiegen, und
die Gerichte geben den Klagen in der Regel auch
regelmäßig statt.
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Die Gewährung des subsidiären Schutzes ist auch
politisch falsch. Sie belastet in besonderer Weise
die Menschen, die zu uns geflohen sind, und ver-
hindert nachhaltig deren Integration.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kein Mensch kann sich integrieren, der in ständiger
Sorge um seine Familienangehörigen im Bomben-
hagel lebt. Wir fordern den Bundesinnenminister
auf, diese inhumane Praxis sofort zu beenden. Dem
dient auch unser Antrag. Es wäre ein gutes Signal,
liebe CDU, wenn Sie uns insoweit als klares Signal
unterstützen, dass wir die Menschen hier zusammen
mit ihren Familien integrieren wollen. Famili-
ennachzug ist unbestrittenermaßen ein super wichti-
ger Beitrag zur Integration. Den einzuschränken, ist
auch angesichts des C in Ihrem Namen wirklich un-
erhört.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich komme zum
Schluss.

(Wortmeldung Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bevor wir zum Schluss kommen, erlauben Sie viel-
leicht dem Herrn Abgeordneten Dr. Stegner noch
eine Zwischenbemerkung?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Da ich knapp in der Zeit bin, gern.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Liebe Frau Kolle-
gin von Kalben, es ist ja nicht nur so, dass
die Gerichte den Klagen stattgeben, und zwar
fast allen, sondern dass wir, wenn wir über
Familiennachzug reden, ausschließlich über
minderjährige Kinder und Ehepartner reden
und nicht etwa, wie gelegentlich suggeriert
wird in der Frage, wie wichtig es sei, das zu
begrenzen, über Onkel, Tante und Großfami-
lie. Wir reden über Ehepartner und minder-
jährige Kinder. Das ist das Einzige, um das
es geht. Und dieses nicht zu fördern, ist für
mich sehr schwer zu vereinbaren mit dem C
im Parteinamen von Parteien, die das beken-
nen.

- Lieber Herr Stegner, ich danke Ihnen für diese
Frage. Ich kann das nur bestätigen auch angesichts
dessen, was wir zurzeit an schrecklichsten Flucht-
routen und Fluchtkatastrophen auf dem Mittelmeer
erleben. Es ist nachgewiesenermaßen so, dass sich
jetzt mehr Frauen und Kinder auf den Weg zu uns

machen, seitdem der Familiennachzug einge-
schränkt wurde.

Das ist völlig inhumane Politik. Wenn wir etwas
machen müssen, dann müssen wir doch gerade sa-
gen, dass wir etwas für diejenigen schaffen müssen,
die hier schon durch ihre Familienangehörigen gute
Integrationsmöglichkeiten haben. Wir sollten für
legale Fluchtwege sorgen und nicht dafür, dass die
Frauen und Kinder in Booten sitzen müssen, von
denen viele kentern. - Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Menschen, die zu
uns kommen, wollen sich integrieren, und wir wol-
len sie dabei unterstützen. Das ist eine große Auf-
gabe, die Schleswig-Holstein, da bin ich mir sicher,
gut lösen wird, sodass am Ende alle davon profitie-
ren werden. - Danke schön.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wer bei der CSU abschreibt, ist im Regel-
fall nicht auf der sicheren Seite, wenn es um gute
und nachhaltige Politik geht. Im Bereich der Migra-
tionspolitik gilt dies dann auch im Besonderen.
Dass die Landes-CDU dies trotzdem getan hat,
zeugt erst einmal von einer grundsätzlichen Schwä-
che der Landes-CDU. Aber dann sind da ja auch
noch die Fehler, die sich da einschleichen. Dazu
aber später mehr. Erst einmal hört es sich natürlich
gut an, wenn man laut Gesetzestext als Land Ange-
bote der Migrationsberatung, Deutschkurse oder
Sportförderung zu unterstützen hat. Auch dass sich
das Land gegen Diskriminierung und gegen Rassis-
mus einsetzen soll, ist natürlich richtig, aber das ge-
schieht jetzt schon.

Die Küstenkoalition hat die Mittel für die Migrati-
onsberatung aufgestockt. Die Küstenkoalition ge-
währt im Land Schleswig-Holstein auch Deutsch-
kurse für Flüchtlinge, die sonst keinen Anspruch
darauf hätten. Die Küstenkoalition hat die Förde-
rung des Sports verbessert und auch die Sportstät-
tenförderung finanziell besser unterlegt. Die Kü-
stenkoalition hat die Programme zur Bekämpfung
von Radikalismus und Homophobie besser ausge-
stattet. Und die Küstenkoalition hat auch die Rück-
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kehrberatung im Land mit Erfolg verbessert. Dafür
ist also kein Gesetz nötig, sondern eine gute Regie-
rung und eine gute Koalition, und beides hat das
Land Schleswig-Holstein schon.

(Beifall SSW und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Übrigen, meine Damen und Herren, kann man
ja auch die Erfolge im vorliegenden Bericht unter
Drucksachennummer 18/4619 nachlesen.

Mit dem sogenannten Integrationsgesetz will die
CDU nur noch einmal deutlich machen, dass es ihr
um Abschreckung geht, und zwar nicht nur in Be-
zug auf zu uns kommende Migranten, sondern auch
um Abschreckung der einheimischen Bevölkerung
vor Migranten. Da wird eine Bekämpfung von
Vollverschleierung gefordert, obwohl die Vollver-
schleierung bei uns überhaupt keine Rolle spielt.
Da spielt man nur mit Ängsten und Vorurteilen und
will das Thema am Kochen halten.

(Beifall SSW, SPD und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

In die gleiche Richtung geht die immer wiederkeh-
rende Forderung der CDU nach einer Abschiebe-
haftanstalt. Aber auch dazu noch einmal, meine
Damen und Herren, zum Mitschreiben: Man knastet
unschuldige Menschen nicht ein. Eine Haftanstalt
ist für Verbrecher da, nicht für Flüchtlinge.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt SPD)

Flüchtlinge sind nicht per se Verbrecher, und des-
halb brauchen wir auch keinen Abschiebeknast.

Was vorgeschrieben ist, ist ein Ausreisegewahrsam
- und bei uns mit humanen Rahmenbedingungen.
Dass die CDU kategorisch per Gesetz fordert, ein
solches Ausreisegewahrsam nur in eigener Verant-
wortung, also ohne Kooperation mit Hamburg zu
betreiben, schlägt dem Fass den Boden aus. Verbal
wird immer wieder die Zusammenarbeit mit Ham-
burg hervorgehoben, aber wenn es darauf an-
kommt, dann wird jede Kooperation mit den Ham-
burgern wieder von der CDU torpediert.

Aber kommen wir nun zu den Fehlern beim Ab-
schreiben des CSU-Gesetzentwurfs. Die notwendi-
gen Kosten für einen Übersetzer bei Behörden sol-
len durch die Behörde nicht mehr selbst getragen
werden. Dies soll sogar gelten, wenn dem andere
gesetzliche Regelungen entgegenstehen. Bedingung
für die Kostenpflicht für den Bürger ist das Errei-
chen des 18. Lebensjahrs, und zwar unabhängig da-
von, ob man Ausländer ist oder nicht, und dass man

sich in den letzten sechs Jahren drei Jahre hier im
Land aufgehalten hat. Dies betrifft zum Beispiel al-
le volljährigen Minderheitenangehörigen im Land
Schleswig-Holstein, für die wir diese Kostenaufla-
ge gerade abgeschafft haben. Immerhin, meine Da-
men und Herren und lieber Kollege Garg, könnten
sich dann auch alle Kinder unter 18 Jahren der Min-
derheitenangehörigen in ihrer Sprache an die Ver-
waltung wenden. Da sieht man einmal wieder, wel-
cher Unsinn dabei herauskommt, wenn man ab-
schreibt.

Aber auch der Satz „Die Verwendung der lokalen
Dialekte wird unterstützt und gepflegt“, der für die
Kindergärten eine Rolle spielen soll, hat für Bayern
mit seinen vielen verschiedenen Dialekten von
Bayerisch über Fränkisch und Schwäbisch bis zu
Hessisch eine Bedeutung. In Schleswig-Holstein
haben wir nur einen Dialekt, nämlich Plattdeutsch.
Der Satz mit der Mehrzahl in dem von der CSU ab-
geschriebenen CDU-Gesetzestext ist also inhaltlich
falsch. Das ist aber, lieber Kollege Kubicki, auch
nicht der Kern. Es fehlt im Gesetz im Übrigen ein
Hinweis auf die Minderheitensprachen Dänisch,
Romanes und Friesisch, die bei uns auch gespro-
chen werden. Die Minderheitensprachen gehören
für die CDU also anscheinend nicht zur Leitkultur.
Wir können also nur von Glück reden, dass unser
Kindertagesstättengesetz in Fragen der Vermittlung
der deutschen Sprache und der Regional- und Min-
derheitensprachen auf dem neuesten Stand ist, auch
das dank der Küstenkoalition.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber wenn wir schon bei den Kitas sind, dann wirkt
es schon merkwürdig, dass die verpflichtende Teil-
nahme von Kita-Kindern an Fördermaßnahmen
zum Spracherwerb eingefordert wird, aber die CDU
diese Fördermaßnahmen nicht finanzieren will.
Man spricht im Gesetzestext nebulös von „gegebe-
nenfalls bestehender finanzieller Unterstützung“.
Wer diese finanzielle Unterstützung leistet und wie
hoch sie ist, wird von der CDU verschwiegen.
Denn das kostet Geld und müsste glatt gegenfinan-
ziert werden. So viel Seriosität kann man aber nun
wirklich nicht von der CDU hier im Landtag ver-
langen. Obwohl, meine Damen und Herren, wer die
Teilnahme an verpflichtenden Fördermaßnahmen
verlangt, muss diese Fördermaßnahmen auch finan-
ziell unterlegen und die Gelder zur Verfügung stel-
len. Hier, meine Damen und Herren, schiebt die
CDU das Problem dann aber genüsslich an die
Kommunen und die Träger der Kindertagesstätten
weiter. Das braucht nun wirklich niemand! Das
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Einzige, das überbleibt, ist, dass die Kinder in den
Kindergärten deutsche Mimik und Körpersprache
lernen sollen. Das ist ja wirklich super! Das ist der
einzige, wenn man ihn so nennen will, Inhalt in die-
sem Gesetzentwurf.

Etwas, was Sie beim Abkupfern von der CSU-Vor-
lage glücklicherweise unterlassen haben, ist die
Aufnahme der dortigen Präambel. Dort ist unter an-
derem von Leitkultur und christlichem Abendland
die Rede. Aber natürlich finden sich diese Worte
auch im Gesetzestext der CDU wieder: Leitkultur
und Vermittlung von religiösen Werten. Das ist so
ein bisschen wie die Debatte um den Gottesbezug
in der Landesverfassung durch die Hintertür. Nein,
es ist nicht Aufgabe von Kindergärten, religiöse
Werte zu vermitteln, es sei denn, sie sind konfessio-
nell getragen. Es ist allgemeine Aufgabe von Kin-
dergärten, Schulen und allen anderen Bildungsein-
richtungen, gesellschaftliche Werte zu vermitteln.
Und die beruhen auf der Aufklärung, der Gleichheit
vor dem Gesetz, der Demokratie, und eben auch der
Trennung von Kirche und Staat. Genau das alles
unterscheidet uns von den Staaten, aus denen die
Menschen zu uns flüchten.

Man kann wohl schon merken, dass der Gesetzent-
wurf der CSU, pardon der CDU, nicht wirklich Be-
geisterungsstürme auslöst. Aber man könnte ja den
ganzen vorher genannten Unsinn einfach streichen,
vielleicht bleibt dann ja etwas Vernünftiges über.
Aber jemanden grundsätzlich sechs Wochen in ei-
ner Erstaufnahme oder einer Landesunterkunft fest-
zusetzen, obwohl vielleicht schon anderenorts bes-
sere Integrationsmöglichkeiten bestehen, ist nicht
von dieser Welt. Am besten wird jemand integriert,
wenn er oder sie schnell in eine Gemeinschaft inte-
griert wird, schnell in Kontakt mit Einheimischen
kommt, schnell eine Ausbildungsmöglichkeit er-
hält, schnell in den Sportverein aufgenommen wer-
den kann, schnell eine Arbeit erhält und so weiter
fort. Das alles ist nicht in den Zentraleinrichtungen
möglich, und deshalb ist es falsch, die Menschen
dort länger als nötig festzuhalten.

Im Gegenteil, in vielen Fällen muss eine Wohnort-
zuweisung schnell erfolgen, damit die Integrations-
maßnahmen beginnen können. Dabei ist es dann
wichtig, dass der Hauptzuweisungsgrund nicht ir-
gendein prozentualer Proporz auf Basis von Ein-
wohnerzahlen ist, sondern dass man die Menschen
dorthin schickt, wo Integration am besten möglich
ist. Das kann in einer großen Stadt sein, das kann
aber auch in einem Dorf sein. Nicht immer ist es
gut, wenn Menschen in Stadtteilen untergebracht
werden, in denen sie zwar auf Landsleute treffen,

aber kaum eine Chance auf Kontakt zu Einheimi-
schen haben. Andererseits kann es durchaus sein,
dass Menschen in ländlichen Regionen besser inte-
griert werden können, weil man dort seinen Nach-
barn noch kennt und auch hilft. Es muss also darum
gehen, dass man sich vorher Gedanken um die Inte-
gration macht und dann auch die Mittel dafür be-
reitstellt.

Hier sage ich dann auch ganz klar, dass die Inte-
grationspauschale genau für solche Maßnahmen
gedacht ist. Auch mir ist klar, dass die Integrations-
pauschalen von manchen Orten auch für Personal-
und Sachkosten in der kommunalen Verwaltung
verwendet werden. Hier versickert Geld, das ei-
gentlich für Maßnahmen der Integration gedacht ist.
Es tut wirklich nicht not, dass man diese eigentlich
zweckfremde Nutzung des Geldes auch noch ins
Gesetz schreibt und damit diese Zweckentfremdung
auch noch nachträglich gutheißt.

(Beifall SSW)

Meine Damen und Herren, wir sollten vielmehr die
betreffenden Kommunen ermutigen, guten Beispie-
len aus der kommunalen Familie zu folgen. Das
wäre die eigentliche Botschaft, die nötig wäre und
die auch dort ins Gesetz gehört, meine Damen und
Herren.

Noch ein Letztes zu diesem Gesetzentwurf: Der
Flüchtlingsbeauftragte soll in Zukunft nur noch
für auf Dauer hier lebende Ausländer zuständig
sein. Das heißt, er soll sich nicht mehr für die
Flüchtlinge ohne gesicherten Aufenthaltsstatus ein-
setzen können, obwohl gerade diese Menschen die
meiste Hilfe benötigen. Das zeigt noch einmal das
politische Bild, das die CDU vertritt: Dem Flücht-
ling soll nach Möglichkeit jegliche Hilfe verwehrt
werden, um ihn abzuschrecken. Das allerdings ist
nicht unsere Flüchtlingspolitik.

(Beifall SSW und PIRATEN)

Und auch hier hat die CDU wieder einmal falsch
abgeschrieben. Einmal findet sich in § 19 des Ge-
setzentwurfs noch die derzeit bestehende schles-
wig-holsteinische Berichtspflicht, die alle zwei Jah-
re aufgelöst wird, in Bezug auf den Flüchtlingsbe-
auftragten. Auf der anderen Seite hat man in § 23
den Integrationsbericht aus dem bayerischen Ge-
setzentwurf kopiert, der eine Berichtspflicht in je-
dem Jahr vorsieht. Das an sich ist schon ein Wider-
spruch. Nimmt man diesen Integrationsbericht,
kann man feststellen, dass eine Hand nicht wusste,
was die andere tut. Vergessen hat man bei dem In-
tegrationsbericht, dass unser Beauftragter beim
Landtag angesiedelt ist, der Beauftragte in Bayern
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aber bei der Staatskanzlei angesiedelt werden soll.
Das ist wohl der Grund, dass im kopierten Text von
der CSU auch eine Billigung des Berichts durch das
Kabinett vorgesehen ist.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Warum sollten die
das merken?)

Diese Absegnung durch das Kabinett, die in den
CDU-Entwurf hineinkopiert wurde, würde sicher-
lich - mit Recht - von unserem Landtagspräsidenten
aufs Schärfste als Einflussnahme der Landesregie-
rung auf Angelegenheiten des Landtags zurückge-
wiesen werden. Ich glaube, Sie können sicher sein,
dass Herr Schlie da eingreifen würde. Daran kann
man sehen, dass Kopieren nicht unbedingt das
Schlaueste ist. Es macht vielleicht Sinn, vor dem
Kopieren zu lesen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es bleibt dabei: Der Gesetzentwurf der CDU ist in-
tegrationsfeindlich, enthält Selbstverständlichkei-
ten, die jetzt schon erfüllt werden, und ist zudem
auch noch schlecht von der CSU kopiert. Und
schlechte Kopien wählt man nicht.

Viel wichtiger ist es doch, neben der täglichen
Flüchtlings- und Integrationsarbeit zu schauen, ob
es noch an der einen oder anderen Stelle hakt oder
ob es direkte Fehlentwicklungen gibt. Der vorlie-
gende Bericht zur Umsetzung des Flüchtlingspakts
zeigt ja die Entwicklung genau auf und führt den
Beweis, dass immer wieder schnell und unbürokra-
tisch auf neue Situationen reagiert wird. Hier muss
ich wirklich einmal alle Beteiligten, sowohl die vie-
len hauptamtlichen als auch die zahlreichen ehren-
amtlichen Helfer, für ihr Engagement loben. Dass
man sich hier einbringt, ist schon vorbildlich, aber
wie professionell das hier in Schleswig-Holstein
geschieht, ist wirklich beeindruckend.

(Beifall Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Trotzdem gibt es hier und da Entwicklungen, die
wirklich kein Mensch braucht. Auf eine solche Ent-
wicklung weisen wir in unserem Antrag hin. In den
vergangenen Jahren haben syrische Flüchtlinge ei-
gentlich immer einen vollumfänglichen Flücht-
lingsschutz erhalten. Neuerdings entscheidet das
BAMF anscheinend zunehmend anders. Es wird
nämlich nur noch subsidiärer Schutz gewährt, was
dazu führt, dass der Nachzug von Familienangehö-
rigen erschwert wird und die formalrechtliche Blei-
bemöglichkeit auf einen kürzeren Zeitraum be-
grenzt ist.

Das alles wäre rechtlich in Ordnung, wenn sich die
Rahmenbedingungen in Syrien geändert hätten und
daher eine Änderung des Rechtsstatus angezeigt
wäre. Nach Medienberichten argumentiert das
BAMF in vielen Fällen, dass das syrische Regime
geflüchteten Syrern Pässe ausstelle und ihnen somit
eine Rückkehr nach Syrien ermögliche. Sie würden
demnach nicht als Feinde betrachtet und müssten
bei einer Rückkehr nicht unbedingt mit einer Ver-
folgung rechnen, was Voraussetzung für eine Aner-
kennung als Flüchtling ist - so weit das BAMF.

Die Rechtsprechung spricht aber hier eine völlig
andere Sprache. Die Richter stellten fest, dass allein
die Ausreise und der Asylantrag in Deutschland in
Syrien immer noch als Ausdruck einer regimefeind-
lichen Gesinnung gewertet würden. Mit beachtli-
cher Wahrscheinlichkeit würde jemand bei einer
Rückkehr nach Syrien verfolgt werden. Rückkehrer
würden außerdem vom Geheimdienst befragt. Eine
Verfolgung ist also keineswegs ausgeschlossen.

Diejenigen, die Rechtsmittel gegen diese neuen
Entscheidungen des BAMF einlegen, haben des-
halb regelmäßig Erfolg damit. Das heißt, diese
Menschen bekommen dann wieder den Status, den
man vorher auch gewährt hatte. Die neue Vorge-
hensweise des BAMF führt nur zu einer Verunsi-
cherung der Betroffenen und zu einer enormen
Mehrarbeit bei den zuständigen Gerichten. Genau
das ist etwas, was niemand braucht. Es kann doch
nicht sein, dass unsere Gerichte immer mehr Asyl-
verfahren zu bewältigen haben und dann auch noch
ohne Not hausgemachte Verfahren hinzubekom-
men, die nur unnötige Arbeit machen und dann
auch noch für alle anderen den Rechtsweg zeitlich
verlängern. Wenn also schon die Humanität bei
dem einen oder anderen auf Bundesebene nicht
handlungsleitend ist, dann sollte man doch zumin-
dest daran denken, dass Gerichte genug anderes zu
tun haben, als ständig Entscheidungen des BAMF
zu korrigieren.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb ist unsere Aufforderung: Die Praxis des
BAMF muss geändert werden. Das ist richtig, das
ist notwendig und ein richtiges Signal Richtung
Bundesebene. Das ist ein wesentlich wichtigeres
Signal, das wir hier aussenden sollten. Der Entwurf
eines Integrationsgesetzes ist überhaupt kein Sig-
nal. Dieser Gesetzentwurf ist höchstens ein Zeichen
dafür, dass die CDU noch nicht in der Realität an-
gekommen ist.
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(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Ich schließe die Beratungen. Ich stelle zunächst
fest, dass der Berichtsantrag zu d), Drucksache
18/4735, durch die Berichterstattung der Landesre-
gierung seine Erledigung gefunden hat.

Jetzt kommen wir zu den Abstimmungen. Zunächst
einmal geht es um eine Abstimmung zum Gesetz-
entwurf der CDU, Drucksache 18/4734. Es ist be-
antragt worden, den Gesetzentwurf dem Innen- und
Rechtsausschuss zu überweisen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
ist einstimmig.

Jetzt kommen wir zu den Sachanträgen, zunächst
zur Abstimmung über den Antrag zu b), Antrag der
Piratenfraktion, Drucksache 18/4621. Es ist bean-
tragt worden, diesen dem Innen- und Rechtsaus-
schuss zu überweisen. Wer so beschließen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das ist ebenfalls
einstimmig.

Wir kommen zu einem weiteren Sachantrag, zu
dem Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN sowie der Abgeordneten des
SSW, Drucksache 18/4733. Wer der Überweisung
an den Innen- und Rechtsausschuss zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen.

(Zurufe SPD: Sachabstimmung!)

- Ja, Sachabstimmung. Ich frage zunächst einmal
nach der Überweisung. Ich bitte noch einmal um
das Handzeichen. - Selbstverständlich kommt dann
gleich die Sachabstimmung. - Das ist die Fraktion
der CDU. Das reicht nicht ganz.

Wir machen jetzt eine Sachabstimmung. Richtig? -
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, die Abgeordneten des SSW und die Abge-
ordneten der Piratenfraktion. - Wer ist dagegen? -
Das sind die Fraktionen von CDU und FDP. Damit
ist der Antrag angenommen.

Wir kommen jetzt zu einem weiteren Sachantrag,
nämlich zum Antrag der Fraktion der CDU, Druck-
sache 18/3817. Wer diesem Antrag seine Zustim-
mung geben möchte - -

(Serpil Midyatli [SPD]: Empfehlung des Bil-
dungsausschusses!)

- Genau, das ist die Empfehlung des Bildungsaus-
schusses. Deswegen zögerte ich einen Moment. Die
Drucksachennummer ist 18/3817. Wer der Empfeh-
lung des Ausschusses folgen will, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. - Bitte schön, Frau Abgeord-
nete.

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Die Empfehlung des Bildungsausschusses ist die
Drucksache 18/4466.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Richtig. Das stimmt. Aber es geht um diesen An-
trag. Die Empfehlung des Bildungsausschusses hat
die Drucksachennummer 18/4466. Wer dieser Aus-
schussempfehlung seine Zustimmung geben will,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. - Das sind
die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und die Abgeordneten des SSW. Wer ist ge-
gen diese Empfehlung? - Wer enthält sich? - Das
sind die anderen Fraktionen. Keiner ist gegen die-
sen Antrag. Damit ist der Antrag angenommen.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung zum Bericht
der Landesregierung. Es ist beantragt worden, den
Bericht der Landesregierung mit der Drucksachen-
nummer 18/4619 ebenfalls dem Innen- und Rechts-
ausschuss zur abschließenden Beratung zu überwei-
sen. Wer so verfahren will, den bitte ich um das
Handzeichen. Das ist einstimmig.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Zustimmung zur Ernennung zum weiteren Mit-
glied des Landesrechnungshofs Schleswig-Hol-
stein

Antrag der Landesregierung
Drucksache 18/4660

Ich weise darauf hin, dass nach § 63 Absatz 1 der
Geschäftsordnung über einen Sachantrag offen ab-
gestimmt wird. Hilfsweise empfehle ich, nach
§ 63 Absatz 3 unserer Geschäftsordnung über den
Personalvorschlag offen abzustimmen. Gibt es dazu
Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. Dann ver-
fahren wir so. Wer dem Antrag der Landesregie-
rung seine Zustimmung geben will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenstimmen sehe ich kei-
ne. Dann ist das einstimmig so beschlossen.

Ich wünsche Ihnen eine gute Mittagspause. Wir se-
hen uns um 15 Uhr wieder. Die Sitzung ist unter-
brochen.

(Unterbrechung: 13:39 bis 15:05 Uhr)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die Sitzung ist wieder eröffnet.

Bitte begrüßen Sie mit mir auf der Tribüne Studie-
rende der Fachhochschule für Verwaltung und
Dienstleistung Altenholz und Schülerinnen und
Schüler der Oberschule zum Dom in Lübeck. - Sei-
en Sie herzlich willkommen im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag!

(Beifall)

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 15:

Entwicklung einer OER-Strategie

Antwort der Landesregierung auf die Große Anfra-
ge der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/4163

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Dann erteile ich zunächst zur Beantwortung der
Großen Anfrage Frau Ministerin Britta Ernst das
Wort.

Britta Ernst, Ministerin für Schule und Berufsbil-
dung:

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Lernen mit digitalen Medien ist ein Schwerpunkt
der Bildungspolitik in Schleswig-Holstein. Insofern
freuen wir uns, dass im Rahmen einer Großen An-
frage zu Open Educational Resources wieder ein-
mal über dieses Thema diskutiert wird.

Dennoch fassen wir den strategischen Ansatz breit.
Dazu gehören der Einsatz im Unterricht und die
Ausbildung von Medienkompetenz. Dabei bilden
die OER einen wichtigen Baustein.

Lassen Sie mich aus der Antwort auf die Große An-
frage zitieren, in der es um die Erwartungen geht,
die wir im Bereich Schule mit OER verknüpfen:

„Die rechtssichere Möglichkeit, im Unter-
richt ein Gesetz der OER-Materialien zu be-
arbeiten, neu zusammenzustellen und so ge-
staltete Unterrichtseinheiten ohne Einschrän-
kungen an andere weitergeben zu können, er-
schließt neue Möglichkeiten der Unterrichts-
vorbereitung und -gestaltung.

Langfristig ist so eine erhöhte Verfügbarkeit
von qualitativ hochwertigen, direkt nutzbaren
Lernmaterialien zu erwarten.“

So formulieren wir die Perspektive. Ganz aus-
drücklich gibt es im Bereich der beruflichen Bil-
dung große Einsatzfelder, da man dort die Möglich-
keit der Praxisnähe verstärken können wird.

Schleswig-Holstein ist in diesem Bereich nicht
schlecht aufgestellt. Wenn man sich in anderen
Bundesländern umschaut und auch die bildungspo-
litische Debatte über OER ein wenig verfolgt, sieht
man: Die Versorgung mit lizensierten Medien ist
gut. In Schleswig-Holstein können alle Lehrkräfte
kostenfrei auf das Medienportal mit circa 27.000
digitalen Medien zugreifen. Über die Mediathek ist
schon in Teilbereichen ein Zugriff auf OER mög-
lich. Das betrifft den Tiroler Bildungsservice, der
über 35.000 Bilder liefert.

Wir haben auch im Rahmen unseres Projektes „Ler-
nen mit digitalen Medien“ das Teilprojekt zur Er-
probung digitaler Schulbücher mitbearbeitet, das
dazugehört. Denn wir haben mit den Schulbuchver-
lagen wichtige Kooperationspartner, wenn es dar-
um geht, die vorhandenen Bildungsstandards mit
gutem Unterrichtsmaterial zu begleiten.

Dieser Modellversuch läuft. Daran beteiligen sich
212 Lehrkräfte, 40 Schulen und 550 Lehrwerke, die
eingesetzt werden und die uns wichtige Impulse ge-
ben, wie wir künftig Lehrmaterial haben, das nicht
nur aus Büchern besteht, sondern das vielfältig ist,
das sich aber trotzdem an den Bildungsstandards
orientiert. Dennoch müssen wir ganz ehrlich sagen:
Auf der einen Seite ist der reale Einsatz solchen
Lehrmaterials ausbaufähig - auch in unserem Bun-
desland. Auf der anderen Seite wird das Lernen mit
digitalen Medien immer mehr zur Selbstverständ-
lichkeit. Davon habe ich mich bei meinen Schulbe-
suchen überzeugt, und Sie selbst sind auch häufig
unterwegs und sehen, wie ganz selbstverständlich
mit iPads, Notebooks und Whiteboards in vielen
Unterrichtsstunden gearbeitet wird.

Unsere 20 Modellschulen sind die Leuchttürme,
die mit Landesmitteln vorangehen. Wir werden das
fortsetzen. Wir werden im nächsten Jahr 500.000 €
für diesen Bereich zur Verfügung haben und nach
den Herbstferien eine weitere Ausschreibung star-
ten, damit sich weitere Schulen als Modellschulen
bewerben können, die uns Hinweise geben, wie
man hierbei gut vorankommt.

Insofern wird sich das Bildungsministerium auch
dafür einsetzen. Wir begleiten das zum Beispiel
auch durch den Medienkompetenztag oder andere
wichtige Veranstaltungen, die wir in Berlin ge-
macht haben.
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Dennoch muss man sagen, dass es nach wie vor of-
fene Fragen mit Blick auf OER gibt, die nicht ab-
schließend gelöst sind. Das betrifft die Qualitäts-
kontrolle, die Urheberkennzeichnungspflicht und
die Rechtssicherheit. Ich will ausdrücklich sagen,
dass es sich dabei um sehr ernst zu nehmende Fra-
gen handelt, die nach konkreten Antworten verlan-
gen. Deshalb vertreten wir die bereits dargelegte
Position, dass es nicht sinnvoll ist, dass sich jedes
der 16 Bundesländer allein dieser Herausforderung
stellt,

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

sondern dass wir die Zusammenarbeit mit dem
Bund und die Kooperation mit weiteren Bundeslän-
dern wollen.

Ich freue mich auch, über die Initiative von Frau
Wanka, in diesem Bereich auch finanziell tätig zu
werden. Das betrifft vor allen Dingen die Investiti-
onen, bei denen wir deutlich sagen müssen: Das
muss eine Gemeinschaftsleistung von Bund, Län-
dern und Kommunen sein. Erst damit schaffen wir
die Voraussetzungen, um diese Materialien anzu-
wenden. Denn ohne WLAN können wir lange über
Open Educational Resources diskutieren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
PIRATEN und SSW)

Insofern sind wir mitten auf dem Weg. Die Kultus-
ministerkonferenz unter Präsidentschaft von Sena-
torin Bogedan aus Bremen hat das Thema zum
Schwerpunkt gemacht. Im Dezember wird der Be-
richt zum Lernen mit digitalen Medien vorliegen.
Sie wissen, dass unser Staatssekretär Loßack neben
dem hessischen Staatssekretär die Federführung
hat. Dann werden wir weiter diskutieren - ich hoffe
auch im Ausschuss -, welche Konsequenzen wir
ziehen.

Denn es wird nicht so sein, dass der Bund eine ein-
zige Plattform für OER macht. Es wird nicht so
sein, dass jedes Land eine eigene Plattform für
OER macht. Darüber müssen wir diskutieren. Ich
muss ehrlicherweise sagen: Für mich ist in einem
ersten Schritt wichtig, dass man an einer einzelnen
Schule gemeinsam den Unterricht vorbereitet, die
Materialien austauscht und sie zur Verfügung hat.
Damit bekommen die Schulen unter anderem eine
kostenlose Möglichkeit bereitgestellt.

Für die Fachdidaktik brauchen wir weitere Modu-
le, um weiterzukommen. Auf Bundesebene werden
eher Diskussionen geführt, auf vorhandene Struktu-
ren hinzuweisen, und Vernetzungsserver bereit-

stellt, damit der Zugriff von überall möglich ist.
Aber es gibt nicht die Grundidee, eine einzige Platt-
form zu schaffen, auf die man alles stellt. Ich glau-
be persönlich, dass solche Unterfangen nicht erfolg-
reich sein werden. Insofern ist der Gedanke, dort zu
einer Vernetzung zu kommen, aus meiner Sicht
richtig. Ich bin gespannt darauf, wie die abschlie-
ßende Beschlussfassung der KMK aussieht. Wir
werden auf der Grundlage in Schleswig-Holstein
weiterarbeiten. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit um 1 Minute überzogen.
Das steht jetzt allen Fraktionen zu, zunächst der
Fraktion, die die Große Anfrage gestellt hat. Das
macht der Abgeordnete Sven Krumbeck für die Pi-
ratenfraktion.

Sven Krumbeck [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Bevor wir morgen über die Zukunft
der Wissenschaft sprechen, möchte ich heute mit
Ihnen über die Zukunft der Bildung sprechen. Bil-
dung ist, wie Sie wissen, liebe Kolleginnen und
Kollegen, die Grundvoraussetzung für eine erfolg-
reiche Teilhabe an unserer Gesellschaft. Sie ist un-
ser wertvollstes Gut, und sie ist unser Aushänge-
schild. Mit Bildung gestalten wir gesellschaftliche
Struktur, und die Gesellschaft wiederum gestaltet
unsere Bildung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist an der Zeit,
unser Bildungssystem bewusst zu gestalten. Ganz
von vorne müssen wir nicht beginnen. Die Bil-
dungsministerin hat die Zeichen der Zeit erkannt.
Digitale Bildung steht auf ihrer Agenda. Das begrü-
ßen wir PIRATEN sehr.

(Beifall PIRATEN, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Die Modellschulen „Digitales Lernen“ erfreuen
sich großer Beliebtheit. Die Einführung von digita-
len Medien an Schulen in unserem Bundesland ist
auf einem guten Weg. Das reicht aber noch nicht,
um die Schülerinnen und Schülern gemeinsam auf
unsere mittlerweile stark technisierte und digitali-
sierte Gesellschaft vorzubereiten.

Wenn wir national und international mithalten und
unseren Kindern die bestmögliche Ausbildung mit
auf den Weg geben wollen und wenn wir im Be-
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reich der Weiterbildung innovativ sein wollen, da-
mit müssen wir etwas leisten, was die Landesregie-
rung in ihrer Antwort auf die Große Anfrage der PI-
RATEN zur Entwicklung einer OER-Strategie als
Kulturwandel bezeichnet hat. Die Landesregie-
rung bezieht sich hierbei auf den kollegialen Um-
gang zwischen den Lehrenden, der sich durch die
Arbeit mit OER verändern kann. Das ist eine gute
Beobachtung, eine wichtige Beobachtung der Lan-
desregierung. Ja, der Austausch zwischen Lehrkräf-
ten wird sich durch die gemeinsame Erarbeitung
und Bearbeitung von frei zugänglichen Bildungs-
materialien verändern. Er wird sich aber auch zwi-
schen Lehrkräften und Schülerinnen und Schülern
sowie unter Schülerinnen und Schülern selbst än-
dern.

Nicht zuletzt wird sich die Art und Weise des Un-
terrichts ändern. Durch den flexiblen Einsatz von
Bildern, Filmen, Präsentationen und Büchern kön-
nen Unterrichtsstunden interaktiv gestaltet werden.
Wissen wird nicht mehr von einer allwissenden un-
nahbaren Instanz vermittelt; vielmehr wird die
Lehrkraft zum vertrauenswürdigen Lernbegleiter.

Frontalunterrichtszeiten sind dann hoffentlich passé
- zugunsten der Schülerinnen und Schüler. Blogs,
eigene Lernvideos, neue Online-Plattformen kön-
nen durch OER einfach und offen gestaltet werden.
Schülerinnen und Schüler lernen, eigenverantwort-
lich zu arbeiten. Sie lernen durch die Verwendung
von digitalen Medien an den Schulen, kritisch und
reflektiert mit der Digitalisierung umzugehen.

(Beifall PIRATEN und Jürgen Weber [SPD])

Auch im Bereich der Weiterbildung sieht die Lan-
desregierung ein erhebliches Potenzial. Das sehen
wir genauso. Berufliche Weiterbildung sowie le-
benslanges Lernen sollten immer auf dem aktuellen
Stand der bildungspolitischen Entwicklung sein;
denn Medienkompetenz geht nicht nur Lehrer und
Schüler etwas an. Medienkompetenz geht jeden et-
was an, der in unserer Gesellschaft beruflich Fuß
fassen und in seinem Beruf dauerhaft erfolgreich
sein will.

Das ist ja alles schön und gut, werden Sie nun wohl
einwerfen. Aber was ist mit den urheberrechtli-
chen Komponenten? Uns PIRATEN ist bewusst,
dass das Urheberrecht in Deutschland nicht nur hi-
storisch verankert, sondern für viele unumstößlich
ist. Hier empfehlen wir PIRATEN schon seit Jah-
ren, einen längeren Blick nach Großbritannien oder
in die USA zu werfen, wo das Fair-Use-Prinzip
genutzt wird. Beim Fair-Use-Prinzip kann urheber-
rechtlich geschütztes Material auch ohne Zustim-

mung des Urheberrechtsinhabers genutzt werden,
wenn es etwa dem Bereich der Bildung oder Wei-
terbildung dient. Eine Lockerung des deutschen Ur-
heberrechts hin zu einer angemessenen Verwen-
dung und eines geschützten Austauschs von Lehr-
materialien innerhalb dafür vorgesehener Medien-
pools kann nur eine Bereicherung für alle sein.

(Beifall PIRATEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, OER ist kein neu-
er Zugang zu Bildung. Es ist ein erweiterter Zu-
gang. Durch den bereits existierenden Medienpool
des IQSH und der Kommunikationsplattform
SchulCommSy und die Zusammenarbeit der Lan-
desregierung mit dem Kompetenzzentrum Fach-
kräftesicherung und Weiterbildung sowie der Cam-
pus Partner GmbH haben wir eine solide Basis, auf
der wir aufbauen können. Lassen Sie uns die Zu-
kunft der Bildung gemeinsam gestalten. Geben Sie
OER Inhalt. Aussprechen müssen Sie den Begriff ja
nicht.

(Beifall PIRATEN und Jürgen Weber [SPD])

Zum Schluss möchte ich noch eine Sache in Erin-
nerung rufen. Die Landesregierung sieht in ihrer
Antwort auf die Große Anfrage die Verwendung
von OER als zukunftsweisende Möglichkeit für die
Hochschulen in unserem Land. Das, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, sollten wir morgen nicht verges-
sen. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat jetzt die Frau Abgeord-
nete Heike Franzen das Wort.

Heike Franzen [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal möchte ich den PIRATEN für ihre
Große Anfrage danken. Damit greifen Sie ein The-
ma auf, das, glaube ich, für die Zukunft eine wichti-
ge Rolle spielt und in diesem Parlament noch mehr
Raum einnehmen sollte, nämlich den freien Zugang
zu Unterrichtsmaterialien, deren individuelle Ver-
wendung und Gestaltung. Vielen Dank an die PI-
RATEN, dass Sie dieses Thema aufgreifen.

(Beifall PIRATEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wie Un-
terricht gestaltet wird, welche Materialien wann
und wie zum Einsatz kommen und wie sie bearbei-
tet werden, das liegt in der täglichen Entscheidung
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von Lehrkräften. Dabei können OER-Materialien
ein gutes Instrument sein. OER-Materialien im
Unterricht zu bearbeiten, neu zusammenzustellen
und so gestaltete Unterrichtseinheiten auch anderen
wieder zur Verfügung zu stellen, erschließt
durchaus neue Möglichkeiten der Unterrichtsvorbe-
reitung und der Unterrichtsgestaltung. OER hat also
ein großes Potenzial, zur Qualitätsentwicklung von
Lehrmaterialien beizutragen und die Nutzung digi-
taler Medien im Unterricht zu unterstützen. Dazu
kann die Mediathek des IQSH einen großen Beitrag
leisten - Sven Krumbeck hat es gerade schon ange-
sprochen -, indem sie diese Medien zur Verfügung
stellt und vor allem die Qualität der Angebote vor-
her geprüft wird; denn auch Qualität muss sicherge-
stellt werden. Das klingt zunächst einmal sehr ein-
fach.

Ich bin in der letzten Zeit allerdings öfter mal ge-
fragt worden: Was ist eigentlich OER? - Ich möchte
aus der Antwort auf die Große Anfrage zitieren -
das ist nicht so einfach zu verstehen -:

„Dieser folgend, sind OER ,Lehr-, Lern- und
Forschungsressourcen in Form jeden Medi-
ums, digital oder anderweitig, die gemeinfrei
sind oder unter einer offenen Lizenz veröf-
fentlicht wurden, welche den kostenlosen Zu-
gang sowie die kostenlose Nutzung, Bearbei-
tung und Weiterverbreitung durch andere oh-
ne oder mit geringfügigen Einschränkungen
erlaubt.‘“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diesen Satz habe
ich geübt. So kompliziert wie dieser Satz nämlich
ist, so kompliziert ist durchaus auch der Sachver-
halt.

(Serpil Midyatli [SPD]: Das ist etwas für den
Sprachkurs, den wir jetzt für alle verpflich-
tend einführen!)

- Vielen Dank, Frau Midyatli. Den können wir dann
ja zusammen belegen.

(Serpil Midyatli [SPD]: Gerne!)

So kompliziert dieser Sachverhalt auch ist, so muss
man feststellen, dass einige Fragestellungen für die
Verwendung von OER-Materialien noch gar nicht
zufriedenstellend geklärt sind. Dabei geht es um die
Qualitätskontrolle, Urheberrechtskennzeichnun-
gen und auch die Rechtssicherheit für die Verwen-
der. Ich glaube, das ist auch eins der zentralen The-
men, das wir klären müssen.

Bereits im September 2013 arbeitete eine Arbeits-
gruppe des Bundesforschungsministeriums und der
Kultusministerkonferenz an diesem Thema und hat

im letzten Jahr einen Bericht dazu vorgelegt. Vor-
schläge für eine einfachere, rechtssichere Lösung
sollen erarbeitet werden. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, das ist auch notwendig, damit die Bil-
dungseinrichtungen, die solche Medien nutzen,
rechtssicher arbeiten können. Insbesondere die Fra-
ge des Urheberrechtes ist hier zu berücksichtigen.

Herr Krumbeck, da bin ich ein bisschen anderer
Auffassung als Sie: Urheber bleiben auch bei einer
Veröffentlichung von OER Rechteinhaber. Natür-
lich muss auch der Rechteinhaber darstellen kön-
nen, was mit seinem persönlichen und geistigen Ei-
gentum geschehen darf und nicht geschehen darf.
Im Augenblick ist es so, dass, um solche Inhalte zu-
gänglich zu machen, meist Lizenzen über das
Creative-Commons-Lizenzsystem vergeben wer-
den. Da muss man natürlich schon sagen, dass die
Nutzungsbedingung und der Umfang an Auflagen,
den es gibt, um die entsprechenden Materialien zu
nutzen, so groß und so kompliziert sind, dass das
für den alltäglichen Einsatz an den Schulen zu
kompliziert ist. Ich glaube, daran müssen wir noch
ein Stück arbeiten.

Darüber hinaus sind OER nicht die einzige Mög-
lichkeit, den Unterricht zu gestalten. Das ist ein
Medium, aber das ist ein wichtiges Medium, wenn
wir wollen, dass Schulen digitalisiert werden und
Schüler auf den Beruf vorbereitet werden. Dafür
sind sie ein wichtiges Medium. Trotzdem müssen
die rechtlichen und qualitativen Fragen sicherge-
stellt werden.

Es gibt auch andere Akteure, die wir berücksichti-
gen müssen, sowohl den Bund als auch die EU-
Ebene, die mitentscheiden müssen. Ich bin aber der
Auffassung, dass das zu lösen ist. Wir würden uns
vorstellen, wenn es zu einer Lösung kommt, dass es
auf Bundesebene einen Online-Pool gibt, der sich
mit den anderen Ländern, den Mediatheken der an-
deren Länder, verknüpft. Ich glaube, es macht we-
nig Sinn, wenn jedes Land eine eigene Strategie
fährt, sondern ist besser, hier gemeinsam voranzu-
gehen. Da sind tatsächlich die KMK und auch das
Bundesministerium ein Stück gefordert.

Meine Damen und Herren, bis jetzt steckt das The-
ma hier in Schleswig-Holstein in der Anwendung
noch in den Kinderschuhen. Es ist durchaus aus-
baufähig. Aber die Antwort auf die Große Anfrage
zeigt auch viele Initiativen auf, insbesondere an un-
seren Hochschulen, die solche Medien bereits deut-
lich häufiger nutzen und zum Einsatz bringen. Ich
glaube, dass wir alle ein Stück weit davon profitie-
ren könnten, wenn wir diese Medien mehr nutzten.
Das kann aber nur unter der Voraussetzung gesche-
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hen, dass das rechtssicher ist. Es ergibt wenig Sinn,
wenn unsere Bildungseinrichtungen letztlich Ge-
fahr laufen, gegen Urheberrecht zu verstoßen.

Insofern unterstützen wir diese Initiative der PIRA-
TEN. Wir freuen uns insbesondere auch darüber,
dass die Bundesbildungsministerin, Frau Wanka -
heute konnten wir es alle schon hören - entspre-
chende Mittel zur Digitalisierung unserer Schulen
zur Verfügung gestellt hat. Das freut uns besonders.
Ich glaube, das können unsere Schulen gut gebrau-
chen. Zusammen mit einer guten OER-Strategie auf
Bundesebene haben wir damit einen guten Weg,
den wir weiter beschreiten können. Ich freue mich
auf die Beratungen im Bildungsausschuss. - Vielen
Dank.

(Beifall CDU, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Mar-
tin Habersaat das Wort.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
staune immer wieder über Josef Kraus. Ich weiß
nicht, ob alle von Ihnen den kennen, das ist der Prä-
sident des Lehrerverbandes in Deutschland.

(Sven Krumbeck [PIRATEN]: Oh ja! - Hans-
Jörn Arp [CDU]: Grüßen Sie ihn einmal von
uns!)

Der hat sich heute wieder geäußert. Ich weiß, er ist
der CDU nahestehend, war fast einmal CDU-Kul-
tusminister. Er hat heute gesagt:

„Man muss zur Kenntnis nehmen, dass es
bislang keine einzige belastbare Studie gibt,
die nachweist, dass Schüler digital besser ler-
nen.“

Meine Damen und Herren, wenn ich den Kollegen
Arp so höre, dann merke ich, es gibt vielleicht auch
in Schleswig-Holstein Leute, die hoffen, dass das
Internet wieder weggeht.

(Heiterkeit)

Bisher habe ich solche Leute bei uns kaum kennen-
gelernt, auch nicht im Lehrerverband.

In Schleswig-Holstein hat Bildungsministerin Britta
Ernst das digitale Lernen zu einem ihrer Schwer-
punkte gemacht. In Schleswig-Holstein hat Staats-
sekretär Rolf Fischer gemeinsam mit den Hoch-
schulen Open-Access-Richtlinien entwickelt. In

Schleswig-Holstein werden alle Schulen ans Breit-
bandnetz angeschlossen. Und in Schleswig-Hol-
stein haben wir bereits im Frühjahr 2012 im Koali-
tionsvertrag formuliert:

,,Für den Lehr- und Lernmittelbereich wer-
den wir den Gedanken der ,Open Educational
Resources‘ nutzbar machen.“

Die Wirkungsmacht dieses Dokuments wurde kurz
danach deutlich, als nämlich der UNESCO-Welt-
kongress zu Open Educational Resources interna-
tionale Vereinbarungen forderte, die ,,die weltweite
Wiederverwendung, Überarbeitung, Vermischung
und Weiterverbreitung von Bildungsmaterialien
durch offene Lizenzen ermöglichen, ... und gleich-
zeitig die Rechte jedes Urheberrechtsinhabers re-
spektieren.“ - Genau darin liegt die Schwierigkeit.
Auf der einen Seite geht es um eine möglichst freie
Verwertbarkeit, auf der anderen Seite gibt es das
Urheberrecht - und es gibt das Urheberrecht aus
gutem Grund.

Im Koalitionsvertrag auf Bundesebene zwischen
SPD, CDU und CSU von 2013 finden sich die
schönen Sätze:

,,Die digitale Lehrmittelfreiheit muss ge-
meinsam mit den Ländern gestärkt werden.
Grundlage hierfür ist ein bildungs- und for-
schungsfreundliches Urheberrecht und eine
umfassende Open-Access-Politik. Schulbü-
cher und Lehrmaterial auch an Hochschulen
sollen, soweit möglich, frei zugänglich sein,
die Verwendung freier Lizenzen und Forma-
te ausgebaut werden.“

Das war sehr weitgehend. Ich glaube, heutzutage
würde man mit der CSU keine Formulierung in Sa-
chen Open Access mehr hinbekommen, in der nicht
das Wort „Obergrenze“ auftaucht.

(Heiterkeit Eka von Kalben [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Die Entscheidung darüber, inwieweit den Nutzern
die Möglichkeit eingeräumt wird, ihre Werke kos-
tenfrei zu nutzen, bleibt bei den Urhebern. Damit
ist klar, dass sich dadurch die Rechtsverhältnisse
zwischen Autoren und ihren Verlagen ändern wer-
den, auch im Hinblick darauf, inwieweit die VG
Wort Nutzungsentschädigungen zahlt. Der Wider-
spruch, der darin liegt, sich für Open Educational
Resources einzusetzen und gleichzeitig das gelten-
de Urheberrecht zu verteidigen, muss jedenfalls so
geklärt werden, dass er nicht bei Lehrerinnen und
Lehrern hängen bleibt, die eine Stunde vorbereiten
wollen und nicht das Gefühl haben dürfen, mit ei-
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nem Bein im Gefängnis zu stehen oder Strafen be-
fürchten zu müssen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und PIRATEN)

Dazu gibt es erste Vorschläge des Bundesfor-
schungsministeriums und erste Vorschläge der
KMK. So ganz überzeugt mich das alles noch nicht,
aber die KMK arbeitet ja auch noch weiter. Bei der
KMK haben wir schon oft gesehen, manchmal dau-
ert es eine Weile, bis eine Lösung da ist, aber dafür
hält eine KMK-Lösung meistens dann wiederum
auch eine ganze Weile.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Habersaat, erlauben Sie eine
Zwischenfrage oder -bemerkung des Herrn Abge-
ordneten Krumbeck?

Martin Habersaat [SPD]:

Aber gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, bitte schön.

Sven Krumbeck [PIRATEN]: Sehr geehrter
Herr Kollege Habersaat, was halten Sie denn
von dem Vorschlag der PIRATEN, ein Fair-
Use-Prinzip nach amerikanischem oder
großbritannischem Vorbild einzuführen?

Martin Habersaat [SPD]:

Abstand!

(Heiterkeit)

Die Antwort der Landesregierung auf die Große
Anfrage der PIRATEN macht deutlich, wie wichtig
Standardisierung und übersichtliche Plattformen
sind, über die Unterrichtsmaterialien zugänglich ge-
macht werden können. Allen alles irgendwie zu-
gänglich zu machen, führt in der Schulpraxis jeden-
falls nicht zu den erhofften Verbesserungen. In
Schleswig-Holstein sind wir schon einen Schritt
weiter und können auf die Mediathek des IQSH zu-
rückgreifen, müssen also nicht immer neue Plattfor-
men und neue Strukturen schaffen.

Die Antwort der Landesregierung zeigt auch, dass
Open Educational Resources Systeme sind, bei
denen noch viele Fragen offen sind. Auf einige
sind wir hier eingegangen.

Deswegen und wegen der Bewegung im Thema
würde ich vorschlagen, dass uns Bildungsministeri-

um und Wissenschaftsministerium über die Befas-
sung mit der Antwort auf diese Anfrage hinaus im
Bildungsausschuss regelmäßig über den aktuellen
Stand der Entwicklung in Kenntnis setzen und wir
dann - wie Frau Franzen das auch schon zu Recht
sagte - dieses Thema regelmäßig vertiefen.

(Beifall Sven Krumbeck [PIRATEN] und
Jette Waldinger-Thiering [SSW])

Bis dahin bedanke ich mich bei der Piratenfraktion
für ihre Große Anfrage, bei der Landesregierung
für die Antwort auf diese Anfrage und bei Ihnen für
Ihre Aufmerksamkeit. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und vereinzelt PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Abgeordnete Anke Erdmann das Wort.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch
ich bedanke mich erst einmal bei der Landesregie-
rung für die Beantwortung der Großen Anfrage und
bei den PIRATEN für diese Debatte zu diesem ge-
setzten Zeitpunkt - und nicht irgendwann Frei-
tagnachmittag. Ich glaube, das wird der Bedeutung
dieses Themas gerecht.

(Beifall PIRATEN und Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Open Educational Resources gab es auch schon
zu meiner Schulzeit. Die hatten so einen komischen
schwarz-weißen Einband, waren ganz dünn, und sie
bestanden aus dünnem gelblichem Papier. Das wa-
ren die Zeitschriften der Bundeszentrale für Politi-
sche Bildung. Das war sozusagen das Pendant im
analogen Zeitalter, wo es auch schon darum ging,
eine gute, aktuelle und für alle zugängliche Bildung
zu schaffen, die man im Unterricht weiterverwen-
den konnte. Aber in der digitalen Gesellschaft sind
natürlich die Potenziale viel, viel größer geworden.

Um deutlich zu machen, was das ist, zitiere ich jetzt
einmal nicht aus der Großen Anfrage, sondern brin-
ge einmal drei Beispiele, was sich sozusagen hinter
diesen drei Buchstaben OER verbergen kann.

Das MIT, eine der Elitehochschulen, stellt seit
2001 alle Materialien, alle Lectures, Seminare und
was es dort an der Hochschule sonst gibt, online.

Das heißt: Man hat, egal, wo man ist, Zugang zur
Eliteuniversität. Man muss keine Studiengebühren
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zahlen. Es ist egal, was für einen Notenschnitt man
hat. Das ist eigentlich eine sehr revolutionäre Idee.

Man sollte nur einen Warnhinweis geben: Wenn
man sich auf eine Rede, zum Beispiel über OER,
vorbereitet, sollte man nicht zu lange auf den Seiten
des MIT herumsurfen. Da ist der Nachmittag näm-
lich schnell weg!

(Beifall PIRATEN)

Man muss aber auch gar nicht so weit gehen. Im
letzten Jahr haben wir in Lübeck gesehen, dass die
FH Lübeck eine App gemacht hat, die „mooin“
heißt. Es ist eine spezielle interaktive Sprachlern-
App für Syrer und Syrerinnen, die Deutsch lernen
wollen. Das war sehr interessant. Wenn man dieses
Produkt einmal erstellt hat, wird es nicht weniger
dadurch, dass viele es nutzen. Man konnte sogar se-
hen, wo diese App genutzt wurde: natürlich von
Leuten in Deutschland, aber auch auf der Balkan-
route und in Syrien und in Nordafrika.

Das Interessante ist: Egal, wo man ist, kann man ei-
ne neue Sprache lernen, wenn man ein Smartphone
hat. Das zeigt, welche Potenziale in dem Thema
drin sind.

Der letzte Punkt, um noch einmal auf den Schulbe-
reich zu kommen, ist die Plattform „Serlo“, auf der
man auch sehr viele gute Unterrichtsmaterialien
findet. Es geht ja nicht nur darum, dass man es sich
als Lernender ansieht, sondern auch, dass Lehrkräf-
te einen großen Pool haben, aus dem sie sich bedie-
nen und den sie für die Unterrichtsvorbereitung nut-
zen können.

Die Potenziale sind also ganz klar. Was heißt das?
Ich gucke mir nun einmal nicht Hochschule oder
Weiterbildung, sondern den schulischen Bereich
an. Dort sind die Vorteile: Der Unterricht kann
spannender werden. Es gibt ein wirklich riesiges
Reservoir an Video- und Audiodateien. Es gibt
ganz unterschiedlich differenzierte Unterrichtsma-
terialien. Die Ranzen werden leichter und die Lehr-
bücher sind nicht mehr veraltet.

(Beifall PIRATEN - Zuruf PIRATEN: Sehr
schön!)

- Ja, das ist schon einmal ein Vorteil!

Auch die Unterrichtsvorbereitung wird sich für
die Lehrkräfte verändern. Sven Krumbeck und auch
die Ministerin haben dies bereits angesprochen. Es
geht um eine Philosophie des Teilens und eine Kul-
tur des Teilens. Ich weiß nicht, ob die Unterrichts-
vorbereitung schneller wird, wenn man auf OER

zurückgreift, aber effizienter und effektiver wird sie
allemal, da bin ich ganz sicher.

Die Offenheit aber, die logischerweise mit Open
Educational Resources verbunden ist, führt para-
doxerweise auch zu den Hürden, die man zu neh-
men hat. Es ist schon angesprochen worden: Das ei-
ne ist das breite Angebot. Schon jetzt sind eine Mil-
liarde Werke im Netz unter Creative-Commons-Li-
zenzen zu haben. Die Hälfte davon kann man sogar
für den Unterricht nutzen und auch bearbeiten,
wenn man das möchte. Es ist schwierig, sich da zu-
rechtzufinden.

Es wurde auch etwas deutlich, was Martin Haber-
saat gerade unterstrichen hat. Es ist schwer für
Lehrkräfte, überhaupt zu wissen: Was darf ich dort?
Auf welchem urheberrechtlichen Niveau bewege
ich mich eigentlich? - Das gilt sowohl, wenn ich die
Materialien nutzen will, als auch, wenn ich sie ver-
ändern oder neue Sachen einstellen will.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung des Herrn Abgeordneten
Krumbeck?

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Aber sicher!

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Sven Krumbeck [PIRATEN]: Frau Kollegin
Erdmann, als Sie gerade den Kollegen
Habersaat erwähnten, konnte ich mich leider
nicht zurückhalten. Was halten Sie denn von
dem Vorschlag der PIRATEN, ein Fair-Use-
Prinzip nach amerikanischem oder briti-
schem Vorbild einzuführen? Auch Abstand?

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Nähe!

(Heiterkeit - Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zuruf Beate Raudies [SPD])

- Nein, Frau Raudies, ich glaube nicht, dass dies der
Punkt ist. Es ging ja nicht um eine Eins-zu-eins-
Übernahme, sondern um einen speziellen Bereich.
Das hat Herr Krumbeck deutlich gemacht.

Der zweite Punkt: Die Qualitätssicherung von so
viel Material ist ganz klar schwierig. Unsere nor-
male Schulbuchzulassung und Open Educational
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Resources schließen sich gegenseitig aus. Ich gebe
zu, dass ich hier etwas auf die Schwarmintelligenz
setze: Wenn Materialien viel von Nutzerinnen und
Nutzern heruntergeladen werden - so etwas wird
auf diesen Plattformen ja auch deutlich -, zeigt das
schon, wie sehr das Material anwendbar ist.

Über ein Gütesiegel und andere solche Fragen
muss man noch einmal reden. Ich bin froh, dass die
KMK intensiv darüber berät. Ich bin der Meinung,
dass es gar keinen Sinn macht, dass alle Bundeslän-
der jetzt allein loslaufen. Ich finde die im Auftrag
der Bundesregierung erstellte Mapping-Studie nicht
nur inhaltlich ausgezeichnet, sondern auch von der
Aufbereitung her ist sie klasse. Vielleicht können
wir das im Ausschuss nutzen und uns Expertise da-
zu einladen, das fände ich sehr gut.

Jetzt noch einmal zum Digitalpakt: Darüber freue
ich mich auch. Wenn wir so etwas machten, würde
die Opposition übrigens sagen, es sei ein Wahlge-
schenk. Ich finde es gut, dass Frau Wanka diesen
Digitalpakt anspricht. Mir wäre es aber wichtig,
dass man es nicht nur für Anschlüsse und Endgerä-
te verwendet, sondern dass man die Open-Educatio-
nal-Resources-Strategie gleich mitdenkt. Das ge-
hört in eine Gesamtstrategie. Das wäre genau der
richtige Punkt, weil man möglicherweise für den
Anschub einer solchen neuen Plattform zunächst et-
was mehr personelle und finanzielle Ressourcen
braucht. Vielleicht ist das ein Teil, den man in die-
sen Digitalpakt mit hineinnehmen kann.

Ich freue mich auf die Beratung im Ausschuss und
sage vielen Dank, liebe PIRATEN, für die heutige
Debatte hier.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
PIRATEN und Jette Waldinger-Thiering
[SSW])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Jetzt kommt die FDP-Fraktion zu Wort. Es spricht
die Frau Abgeordnete Anita Klahn.

Anita Klahn [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Auch ich danke der Ministerin für die
vorgelegte Antwort auf die Große Anfrage. Eigent-
lich lautet der Tagesordnungspunkt „Entwicklung
einer OER-Strategie“. In der Antwort auf die Große
Anfrage ist nicht viel von Entwicklung, schon gar
nicht von Strategie zu erkennen. Das fehlte auch in
der bisherigen Debatte. Eigentlich kann man sagen:

Sachstand zu den jetzigen Angeboten. Dieser Titel
wäre wohl passender gewesen.

Die zentralen Fragen, die für eine Strategieent-
wicklung wichtig gewesen wären, sind gar nicht
gestellt und somit gar nicht beantwortet worden.
Nicht alles, was in diese Richtung ging, wurde ziel-
führend beantwortet. Ich frage also noch einmal
ganz klar: Wo wollen wir hin, und was muss der
Staat an dieser Stelle überhaupt regeln?

Da die Zielbeschreibung fehlte, lässt sich also
auch gar nicht bewerten, ob die dargestellten Maß-
nahmen ausreichend sind. Somit ist die Einschät-
zung sehr different und geht von viel zu wenig - PI-
RATEN - bis genau richtig - Einschätzung der Lan-
desregierung.

Aus liberaler Sicht sollten OER-Medien neben den
klassischen Lizenzen eine zusätzliche Säule bilden,
die ergänzt und nicht ersetzt. Es handelt sich, wie
wir es nachgeschlagen haben, immerhin ausschließ-
lich um offene, frei zugängliche Lehr- und Lernma-
terialien. Der Staat hat sich an dieser Stelle nur um
das zu kümmern, für das er auch Verantwortung
trägt. Das sind in Schleswig-Holstein die Schulen
und die Hochschulen.

Die Hochschulen sind meines Erachtens innovativ
genug und können selbst am besten entscheiden,
welche Angebote sie zur eigenen Weiterentwick-
lung brauchen oder anbieten wollen. Die Schritte,
die die FH Lübeck unternommen hat, sind durchaus
zu begrüßen.

Im schulischen Bereich ist die Situation etwas an-
ders gelagert, da hier die Unterstützung des Unter-
richts durch entsprechende Materialien klar im Vor-
dergrund steht. Die vom IQSH bereitgestellte Me-
diathek bietet eine sehr gute Grundlage und wird
nach Darstellung der Landesregierung auch sehr
gut angenommen. Dieses Angebot sollte sukzessiv
weiter ausgebaut werden. Die dafür bereitgestellten
Personalressourcen sind gut dafür eingesetzt. Zu
begrüßen ist, dass Planungen für eine landesüber-
greifende Vernetzung vorangetrieben werden.

Ich warne aber davor, OER als der Weisheit letzter
Schluss zu betrachten. Die Antwort auf die Große
Anfrage stellt schon klar, dass durch „Auswahl, Ge-
staltung und Distribution von Inhalten mit OER …
von einer Steigerung von Medienkompetenz bei
Lehrenden und Lernenden auszugehen“ sei.

(Unruhe - Glocke Präsident)

Der Bericht geht ebenso davon aus, „dass OER zu
einem Kulturwandel unter den Dozentinnen und
Dozenten führt“ und dass OER „somit großes Po-
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tenzial (hat), zu einer Qualitätsentwicklung von
Lehrmaterialien beizutragen“. Auch die Wissen-
schaftsministerin sieht den Turbo im Forschungsbe-
reich durch den freien Zugang zu wissenschaftli-
chen Publikationen eingeschaltet.

Ich wäre mit diesen Aussagen vorsichtig. Wir ste-
hen am Anfang eines Prozesses, wenn vielleicht
nicht ganz am Anfang des Prozesses, aber doch re-
lativ weit vorn. Er wird sich noch über die nächsten
Jahrzehnte erstrecken. An dieser Stelle wünsche ich
mir mehr Realismus.

Das bringt mich zu den anderen entscheidenden
Fragen: Wie können qualitativ wertvolle Inhalte be-
reitgestellt werden? Wie sieht es mit den Urheber-
rechten aus? Die Abgeordnete Franzen hat dazu
schon einiges ausgeführt. Rechtssicherheit muss
gegeben sein. Die Landesregierung hält völlig zu
Recht fest, dass bei dem bisherigen System die feh-
lende Qualitätskontrolle eine ganz besondere Her-
ausforderung darstellt.

Nehmen wir als Beispiel das Thema Unterrichts-
material. Die Theorie ist bestechend, aber in der
Praxis steckt noch Arbeit dahinter, wenn man seine
Vorbereitungen für andere aufbereitet. Eine voll-
ständig aufbereitete und mit methodisch-didakti-
schem Überbau versehene Materialsammlung
macht man nicht mal so eben nebenbei, insbesonde-
re wenn es qualitativ gut sein soll. Das müssen Leh-
rer neben ihrer alltäglichen Arbeit machen, und wir
wissen, wie die Arbeitsbelastung von Lehrern aus-
sieht. Eine Studie arbeitete diese Problematik be-
reits auf. Sie hat dargestellt, dass es schwer ist, An-
reize zu setzen, da Freistellungen die Unterrichts-
versorgung weiter belasten würden, und Zwang
kann keine Lösung sein.

Allein an diesem einen Beispiel sieht man, dass wir
das Thema pragmatisch angehen sollten. OER stellt
eine Ergänzung dar, die weiter unterstützt werden
muss, aber wir müssen uns auch der Limitationen
bewusst sein. Natürlich müssen wir uns auch dar-
über bewusst sein, dass damit die Ausstattung an
den Schulen einhergeht. Es ist schön, dass wir an
dieser Stelle jetzt Bundesmittel zur Verfügung ha-
ben, aber wer weiß, was die Materialien und die
technische Ausstattung kosten, der muss sagen,
dass das am Ende nicht viel Geld ist. Wir müssen
auch für die Wartung Personalressourcen haben.

Das ist also ein großer, bunter Blumenstrauß, und
ich bin gespannt auf die weiteren Beratungen im
Ausschuss. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat jetzt Frau Ab-
geordnete Jette Waldinger-Thiering das Wort.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Auch ich möchte mich bei den
PIRATEN für die Große Anfrage bedanken, die uns
für das Land Schleswig-Holstein, für unsere
Schulen und nicht zuletzt für unsere Hochschulen
eine Bestandsaufnahme gegeben hat. Sie gibt uns
eine gute Datengrundlage, aufgrund derer wir wei-
ter gut beraten können. Vielen Dank auch an die
Ministerin für die Beantwortung und ihren Bericht.

Manche Kinder lernen am besten mit Karten, ande-
re mit Videos. Wieder andere klicken sich durch
unterschiedliche Texte. In der Wissensvermittlung
spielen heutzutage Anschaulichkeit und Aktualität
eine große Rolle. Die Zeiten von Schullandkarten,
einfarbigen Vervielfältigungen und unleserlichen
Kopien sind wohl - Gott sei Dank - endgültig vor-
bei. Die Landesregierung hat in Sachen medialer
Versorgung der Schulen enorm viel geleistet. Me-
dienrecherche und Medieneinsatz gehören mitt-
lerweile einfach zum Arbeitsalltag in der Schule da-
zu.

Heute können Pädagogen auf anschauliche Medien
zu fast allen Themen zugreifen. Jeder Schüler, jede
Studentin verfügt über Ressourcen. Diese zu erken-
nen und an sie anzudocken, ist die Herausforderung
moderner Pädagogik. Dabei helfen moderne Medi-
en, denn sie ermöglichen in nie gekannter Weise
das Selbststudium sowie individualisiertes und ver-
netztes Lernen. Darum ist es notwendig, dass sie
frei verfügbar sind, sodass im Extremfall jede
Schülerin und jeder Schüler in einer Klasse mittels
des eigenen Mediums lernen kann und es im Grup-
penunterricht oder zu Hause weiter nutzen kann.
Ein Audio-Sprachkurs ist in der Regel aber nicht
unter 40 oder 50 € zu haben, sodass er den Kindern
begüteter Eltern vorbehalten bleibt. Darum ist der
Zugang zu kostenfreien Medien von immenser
Bedeutung, und genau das meint schließlich OER.
Freie Lern- und Lehrmittel sind nicht an eng be-
grenzte Lizenzen gebunden, wie es bei den berühm-
ten Klassensätzen im Schulbuchbereich der Fall ist.

Allerdings ist die Qualitätskontrolle nach meiner
Auffassung noch nicht zufriedenstellend gelöst.
Das gilt vor allem, wenn es um die Weitergabe teil-
weise selbst erstellter Medien gilt, die inzwischen
massenhaft auf YouTube hochgeladen werden. Ei-
nige Videos sind wirklich ausgesprochen hilfreich,
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andere stellen die Fakten schlichtweg falsch dar.
Nur weil etwas medial vermittelt wird, muss es
nicht automatisch heißen, dass das entsprechende
Medium sachlich richtig und pädagogisch geeignet
ist. Wir benötigen also weiterhin professionelle
Pädagogen, die Studierende und Schülerinnen und
Schüler bei der Vermittlung unterstützen. Die Lehr-
kräfte werden in Schleswig-Holstein entsprechend
geschult. Die Landesregierung unterstützt das, in-
dem sie sich als Schirmherrin für OER engagiert.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Eine weitere offene Frage betrifft die Speicherung.
Wenn jede Hochschule beziehungsweise jede
Schule einen Datenpool aufbaut, werden die Mate-
rialien - datentechnisch gesehen - versteckt und auf
diese Weise doch wieder exklusiv. Hier müssen wir
ansetzen. Darum unterstütze ich den Vorschlag, die
Materialien im bestehenden System der Mediathek
zugänglich zu machen. Nur so werden wirklich ein-
fache Recherchemöglichkeiten ermöglicht.

Freie Lern- und Lehrmaterialien beschränken
sich nicht nur auf die Schule. Die Fachhochschule
in Lübeck nutzt OER. Für die Bereiche Weiterbil-
dung und Berufliche Bildung ist das wegweisend.
Ich setze daher darauf, dass die anderen schleswig-
holsteinischen Hochschulen die Lübecker Erfahrun-
gen nutzen und gemeinsam eine übergreifende Stra-
tegie entwickeln, um OER in ihre Aktivitäten zu in-
tegrieren. Deshalb freue ich mich auf die weiteren
Beratungen im Bildungsausschuss und darauf, ge-
meinsam von unserer Bildungsministerin und unse-
rer Wissenschaftsministerin auf dem Laufenden ge-
halten zu werden, denn schließlich hat die Bundes-
ministerin, Frau Wanka, den 16 Bundesländern
5 Milliarden € auf den Weg gegeben, um die Hard-
ware auszubauen, damit wir an unseren Schulen
beim digitalen Lernen weiterkommen. Ich freue
mich auf die Diskussionen im Ausschuss.

Sehr geehrte Kollegin Anita Klahn, jeder Anfang
mag schwierig sein, aber ich finde, Schleswig-Hol-
stein befindet sich auf einem richtig guten Weg.
Das hat unsere Ministerin vorhin auch gesagt. Sie
ist stolz auf die 20 Modellschulen hier im Land. Ich
sage von dieser Stelle aus einen ganz herzlichen
Dank an all die Lehrerinnen und Lehrer und die
Mitarbeiter an den Universitäten, die sich dafür ein-
setzen, dass das digitale Lernen und die Digitalisie-
rung ihren Weg nach Schleswig-Holstein gefunden
haben. - Herzlichen Dank.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Es ist Ausschussüberweisung beantragt. Es ist be-
antragt worden, die Antwort der Landesregierung
auf die Große Anfrage mit der Drucksache 18/3969
an den Bildungsausschuss zur abschließenden Bera-
tung zu überweisen. Wer so beschließen will, den
bitte ich um sein Handzeichen. - Das ist einstimmig
so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Förderung der Freien Wohlfahrtspflege in
Schleswig-Holstein (WohlFöGSH)

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/3809

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/3877

Bericht und Beschlussempfehlung des Sozialaus-
schusses
Drucksache 18/4424

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Ich erteile das Wort dem Herrn
Berichterstatter des Sozialausschusses, Herrn Abge-
ordneten Peter Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Präsident! Vielen Dank, dass Sie mir das Wort
geben. Ich verweise auf die Vorlage, da ich weiß,
dass alle Mitglieder des Hauses des Lesens kundig
sind.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herzlichen Dank für den umfassenden Bericht. Ich
eröffne die Aussprache. Für die Fraktion der CDU
hat Frau Abgeordnete Katja Rathje-Hoffmann das
Wort.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte diese Debatte mit zwei Zitaten begin-
nen:
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„Wir Grüne können die … Argumente …
nachvollziehen, und ich sage ganz deutlich:
Wir stehen einem solchen Gesetz positiv ge-
genüber.“

Das hat die geschätzte Kollegin Dr. Marret Bohn
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gesagt.

(Beifall CDU)

Auch der Kollege Lars Harms vom SSW sagte:

„In der Vergangenheit war es so, dass der
Sozialvertrag nicht immer hilfreich war. In-
sofern hat eine gesetzliche Regelung einen
gewissen Charme. Wir sollten in den Aus-
schüssen ernsthaft darüber beraten, wie man
so etwas umsetzen kann.“

(Vereinzelter Beifall CDU)

Nun ja, ich hätte wirklich gern ernsthaft mit Ihnen
über das Thema im Ausschuss diskutiert. Aber, lie-
be regierungstragende Fraktionen, das war anschei-
nend von Ihnen von Anfang an überhaupt nicht ge-
wollt. Was ist passiert? - Nach der ersten Lesung
im Februar dieses Jahres ist unser Gesetzentwurf in
den Sozialausschuss überwiesen worden. Das ist
noch normal. So schön, so gut, es wurde eine
schriftliche Anhörung beschlossen. Die Anhö-
rungsergebnisse waren zum Großteil sehr positiv.
Es gab einige Stellungnahmen, über die es sich ge-
lohnt hätte, mündlich zu diskutieren, und sich mit
ihnen auseinanderzusetzen. Doch dies wurde abge-
lehnt. Um es mit den Worten des Kollegen Baasch
zu sagen: Weil es europarechtliche Bedenken gegen
den Entwurf gibt. Punkt.

(Zuruf Wolfgang Baasch [SPD])

Damit gab es keine Diskussion und keine fachli-
che Auseinandersetzung mit den Stellungnahmen.
Es ist schon sehr bezeichnend, dass scheinbar gera-
de von der SPD eine Diskussion und eine Beratung
kategorisch abgelehnt worden sind. Sie waren nicht
ansatzweise bereit, sich im öffentlichen Diskurs mit
den Anzuhörenden auseinanderzusetzen. Das ist
schon ein sehr schwaches Bild, meine Damen und
Herren.

Es ist doch unbestritten - das hört man besonders
oft von Ihnen in jeder Sonntagsrede über die Träger
der Freien Wohlfahrtspflege -, wie unendlich gut
sie sind und wie unentbehrlich sie sind, wie unend-
lich toll sie sind. Die Loblieder allein reichen je-
doch nicht aus, meine Damen und Herren. Der
Wunsch nach einer gesetzlichen Regelung und
Absicherung ist ja nichts Neues, das kennen wir ja
schon.

83.000 beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in circa 2.000 Vereinen und Verbänden,
Einrichtungen, Diensten und Werken der Gesund-
heitspflege, der Pflege, der Kinder- und Jugendhil-
fe, der Behindertenhilfe, der psychiatrischen Ver-
sorgung, der Sozial-, Familien- und Integrationsbe-
ratung arbeiten zusammen mit 97.000 ehrenamtlich
engagierten Männern und Frauen mit dem Ziel, so-
ziale Gerechtigkeit und Sicherheit zu geben. Sie al-
le setzen sich für die Verbesserung der Lebensleis-
tung von Menschen in Schleswig-Holstein ein.

In der Landtagsdebatte im Februar wurde von der
SPD darüber geredet, dass unser Gesetzentwurf un-
tauglich sei. Nur, liebe Kolleginnen und Kollegen,
hätten sie doch nach genauerer Lektüre wissen kön-
nen, dass die problematischen Stellen des Nieder-
sächsischen Landeswohlfahrtsgesetzes in unserem
Gesetzentwurf geändert worden sind. Oder wollen
Sie Ihren Kolleginnen und Kollegen aus Nieder-
sachsen vorwerfen, alles sei schlecht?

In unserem Gesetzentwurf schließen wir die Ver-
wendung der Mittel nach SGB V, XI und XII aus.

(Zuruf SPD: Was ist das denn?)

Wenn Ihnen, Frau Ministerin, der Gesetzentwurf
nicht genügend Würdigung für das Ehrenamt dar-
stellt, dann steht es Ihnen frei, daran etwas zu än-
dern. Doch statt darüber zu diskutieren, machen Sie
einfach nichts.

(Beifall CDU)

Zum Vorwurf des Kollegen Baasch, wir würden
erst total kürzen und den Kommunen nun mit wei-
ßer Salbe helfen wollen, kann ich nur sagen: Wo
sind denn Ihre Ideen dazu? Richtig, im aktuellen
Haushaltsentwurf der Koalition finde ich dazu
nichts, überhaupt nichts, und wenn man noch so
sucht.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, erlauben Sie eine Zwischenfrage
oder -bemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Garg?

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Immer gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Frau Kollegin, weil
Sie es gerade so schön wiederholt haben:
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Mich hat der Kürzungsvorschlag des Kolle-
gen Baasch auch irritiert, insbesondere nach-
dem ich mir die beiden Sozialverträge, über
die wir vor allem sprechen, noch einmal an-
geschaut habe. Da haben sowohl die Vorgän-
gerregierung als auch die jetzt amtierende
Regierung eine Summe von 2 Millionen €
reingeschrieben. Jetzt verstehe ich nicht, was
da gekürzt worden ist beziehungsweise was
von der jetzigen Regierung erhöht worden
ist, insbesondere wenn man berücksichtigt,
dass von dem in der vergangenen Legislatur-
periode unterzeichneten Sozialvertrag I die
Mittel ausgerechnet worden sind.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Lieber Herr Garg, das verstehe ich auch nicht. Das
wird immer ein Rätsel bleiben.

(Heiterkeit)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen den
Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege mit unse-
rem Gesetzentwurf Planungssicherheit und Wert-
schätzung Ihrer Arbeit geben. Nach dieser Farce
hier kann ich überhaupt nicht verstehen, dass Sie
das ablehnen. Das ist wirklich ein Trauerspiel. -
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Wolfgang Baasch das Wort.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Der kann das jetzt
vielleicht erklären! - Weitere Zurufe - Heiter-
keit)

Wolfgang Baasch [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen!
Wohlfahrtsverbände sind wichtig für das soziale
Gefüge in unserer Gesellschaft. Wohlfahrtsver-
bände sind dabei ein wesentliches Konsenselement
in unserem Sozialstaat. Die Menschen in unserem
Land vertrauen den Wohlfahrtsverbänden, wenn es
darum geht, Bedürftige zu unterstützen oder soziale
Hilfen zu leisten. In der Altenpflege, in der Kinder-
und Jugendhilfe, in der Unterstützung von Men-
schen mit Behinderung, in der Gesundheits- und
Familienhilfe sehen die Menschen in unserem Land
den Kernbereich wohlfahrtsstaatlicher Tätigkeit
und damit die Hauptaufgabe für die Wohlfahrtsver-
bände. Dies und die damit verbundene Notwendig-
keit einer aktiven Wohlfahrtspflege für unser Land

stellt niemand infrage. Die Wohlfahrtsverbände
sind dabei auch ein Anwalt für eine soziale und ge-
rechte Gesellschaft.

An dieser Stelle will ich auch noch mal den Dank
an die Wohlfahrtsverbände für ihren unermüdlichen
sozialen Einsatz aussprechen. Dieser Dank gilt na-
türlich vor allem auch den unendlich vielen ehren-
amtlichen Akteuren, die sich unter dem Dach der
Wohlfahrtspflege täglich für die Menschen in unse-
rem Land, die Hilfe und Unterstützung brauchen,
engagieren.

(Beifall SPD)

Sie sorgen für ein soziales und lebenswertes Schles-
wig-Holstein.

Vor gut einem halben Jahr haben wir den vorlie-
genden Gesetzentwurf bereits im Plenum diskutiert.
Wiederholen möchte ich dabei meine Kritik an dem
Gesetzentwurf, den die CDU-Fraktion uns vorge-
legt hat. Der Gesetzentwurf ist - das unterstrichen -
schlecht vom Niedersächsischen Gesetz zur Förde-
rung der Freien Wohlfahrtspflege abgeschrieben,
von einem Gesetz, das auch noch vom Europäi-
schen Gerichtshof blockiert wird. In der letzten
Plenardebatte habe ich gewarnt, dass wir in Schles-
wig-Holstein kein europarechtlich bedenkliches
Gesetz auf den Weg bringen sollten. Entsprechend
folgen wir heute der Ausschussempfehlung, denn
die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes
steht noch immer aus.

Wenn man die Sozialgesetzbücher V, VI und VII
ausnimmt, dann ist auch die berechtigte Frage, was
außer dem, was man jetzt ausgenommen hat, noch
zu regeln bleibt.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

- Ja. Genau die, die keine Leistungen mehr erhalten,
bei denen es weder um Geld noch um Strukturen
geht, sondern wo wirklich das Große beschrieben
wird! Von daher, finde ich, ist es schon sehr be-
denklich, wenn man sagt: Alles, was Geld kostet,
nehmen wir aus; wir machen dann mal ein Gesetz.
Das ist dann wirklich die weiße Salbe, Frau Kolle-
gin Rathje-Hoffmann, die ich damals beschrieben
habe.

Der Entwurf der CDU-Fraktion ist auch aus finanz-
politischer Sicht vollkommen unzureichend. Er be-
rücksichtigt auch nicht neuere Diskussionen wie
zum Beispiel die Stärkung einer sozialen Innovati-
onspolitik, soziale Innovationen und neue Wege,
um gesellschaftliche Probleme zu lösen. Dabei sind
Wohlfahrtsverbände immer noch attraktiv für sozia-
les Engagement.
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Die Mitgliedschaft in einem Wohlfahrtsverband
ist weiterhin für viele Menschen hochinteressant.
Das Motiv, anderen Menschen helfen zu wollen, ist
für viele in unserer Gesellschaft von großer Bedeu-
tung. Darum brauchen wir ein Landeswohlfahrtsge-
setz, das sowohl die finanziellen Rahmenbedingun-
gen für soziale Arbeit regelt als auch das Engage-
ment der Freien Wohlfahrtspflege stärkt und die
vielen ehrenamtlichen Akteure unterstützt.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Zurzeit wird die Tätigkeit der Wohlfahrtsverbände
über Sozialverträge geregelt, die ihnen für die
nächsten Jahre Planungssicherheit gewähren. Einen
überflüssigen und unzureichend abgeschriebenen
Gesetzentwurf, wie ihn die CDU-Fraktion vorge-
legt hat, brauchen wir dabei nicht. Denn die Wohl-
fahrtsverbände sind die Akteure in unserem Land,
die in allen sozialen Bereichen aktiv sind und eine
hohe Akzeptanz in der Bevölkerung haben. Diese
direkte Sozialpolitik vor Ort in Schleswig-Holstein
wollen wir stärken. Das tun wir auch mit den anste-
henden Haushaltsbeschlüssen.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
die Frau Abgeordnete Dr. Marret Bohn das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich bleibe dabei: Wir Grüne stehen
einem Wohlfahrtsgesetz für Schleswig-Holstein
sehr positiv gegenüber. Das hat sich nicht geändert.
Es hat sich aber durch die Ausschussberatungen
deutlich gezeigt, dass eine Reihe der Fragen, die
der Kollege Baasch schon im Februar angesprochen
hat und die die Kolleginnen und Kollegen in Nie-
dersachsen bei diesem Thema ja auch beschäftigen,
noch nicht geklärt werden konnten.

Wir sind sicherlich alle miteinander dabei, dass wir
uns mehr Verlässlichkeit wünschen und dass wir
verstehen können, was sich die Wohlfahrtsverbände
auch von uns wünschen.

Ich kann auch verstehen, dass eine bessere Pla-
nungssicherheit für die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, was von der CDU mit dem Gesetzentwurf
sicherlich gewollt ist, auch eine Rolle spielt.

Aber - jetzt kommen wir zu den Beratungen, liebe
Kolleginnen und Kollegen -: Bei den ausführlichen
Stellungnahmen, die wir alle bekommen haben, ist

doch deutlich geworden, dass es noch eine ganze
Reihe von Fragen gibt - ein Teil sagte sogar, dass es
grundgesetzliche Bedenken gebe -, die noch nicht
ausgeräumt sind. Das müssen wir ernstnehmen. Es
gibt europarechtliche Bedenken. Sie wissen, dass
der Gesetzentwurf in Niedersachsen aus genau die-
sem Grund zunächst einmal auf Eis gelegt worden
ist. Ich finde es klug - Gründlichkeit geht ja vor
Schnelligkeit -, erst einmal zu gucken: Warum ist
das der Fall, und wie wird entschieden, und wie
müsste der Gesetzentwurf verändert werden, damit
nicht auch bei uns dasselbe passiert?

Wir sollten auch einmal darüber nachdenken, im
Sozialbereich die sogenannten freiwilligen Leis-
tungen ganz anders aufzustellen. Aus meiner Sicht
sind das präventive Leistungen und nicht sogenann-
te freiwillige Leistungen.

Ich kann gut nachvollziehen, dass sich die Wohl-
fahrtsverbände eine Dynamisierung wünschen. Wir
haben aber zum jetzigen Zeitpunkt einen Sozialver-
trag I, der bis zum 31. Dezember 2018 läuft. Wir
haben also noch ein bisschen Zeit. Ich glaube, dass
das, was in Niedersachsen gerade passiert, uns ein
Ratgeber sein kann und sein sollte. Zu irgendeinem
Zeitpunkt wird das Kabinett Albig II hier sitzen,
und dann können wir gern noch einmal über ein
Wohlfahrtsgesetz miteinander sprechen.

(Unruhe)

Ein Punkt ist mir von grüner Seite ganz wichtig:
Auch kleinere Initiativen und Verbände - darauf
weist das Forum Sozial in den Stellungnahmen hin
- sollten bei einer besseren Absicherung berück-
sichtigt werden. Auch das Ehrenamt kommt mir in
Ihrem Gesetzentwurf ein bisschen zu kurz. Wir alle
fordern immer, das Ehrenamt zu unterstützen. Wir
stellen uns immer wieder hin und sagen, wie wich-
tig das Ehrenamt ist. Deswegen wünsche ich mir ir-
gendwann einmal ein Wohlfahrtsgesetz, in dem das
Ehrenamt eine größere Rolle spielt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben den
Gesetzentwurf auf den Weg gebracht. Nicht alle
Fragen sind geklärt. Ich bleibe dabei: Wir stehen
dem grundsätzlich positiv gegenüber, aber die offe-
nen Fragen müssen geklärt werden. Dann freue ich
mich auf ein Wohlfahrtsgesetz für Schleswig-Hol-
stein. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter
Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Wir haben ganz unbestritten ein Problem bei
der Frage der Zuweisung an die Wohlfahrtsverbän-
de. Ich bin der Union nach wie vor dankbar, dass
sie dieses Problem aufgegriffen und in einen Ge-
setzentwurf gegossen hat. Ich komme gleich zur
Parallelität zum Gesetzentwurf in Niedersachsen.
Ich will es mir an der Stelle allerdings nicht so ein-
fach machen, vor allem auch vor dem Hintergrund,
dass wir selbst einen Änderungsantrag zum Gesetz-
entwurf gestellt haben.

Liebe Kollegin Rathje-Hoffmann, ich beurteile die
Ergebnisse der Anhörung anders als Sie. Es gab
aus meiner Sicht in der Anhörung ernst zu nehmen-
de Einwände gegen das, was vorliegt. Unabhängig
davon, dass wir uns ein halbes Jahr vor der Land-
tagswahl befinden und uns manchmal wechselseitig
damit überbieten, irgendjemandem etwas Gutes tun
zu wollen, fasse ich Folgendes zusammen.

Erstens. Wir haben ein Problem, das bearbeitet wer-
den muss.

Zweitens. Selbst wenn unser Änderungsantrag an-
genommen worden wäre, wäre damit das Problem
nach dem Ergebnis der Anhörung nicht ausreichend
gelöst.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will erstens
auf die Förderung von Verbandsstrukturen hin-
weisen. Der Landesrechnungshof hat in der Anhö-
rung festgestellt, dass ein Drittel - manchmal ist es
mehr als ein Drittel - der Mittel für reine Verbands-
kosten und nicht für Maßnahmen oder Projektarbeit
aufgewendet wird. Ich will überhaupt nicht infrage
stellen, dass institutionelle Förderung notwendig
ist. Wenn man sie will, muss man das klar benen-
nen und für die institutionelle Förderung einen kla-
ren Rahmen setzen.

Das hat man aber nicht getan, weder im Gesetzent-
wurf noch in den beiden Sozialverträgen, die ich
vorhin in der Zwischenfrage schon angesprochen
habe. In beiden Sozialverträgen - der eine wurde
von mir unterschrieben, der folgende von Staatsse-
kretärin Langner - ist immer von Maßnahmen und
Projekten die Rede. Herr Kollege Baasch, das ist
keine institutionelle Förderung. Damit wir endlich
zu einer rechtssicheren Förderung kommen, würde
ich diesen Einwand nicht einfach vom Tisch wi-

schen. Er wird mit dem vorliegenden Gesetzent-
wurf nicht gelöst.

Zweitens. Die ablehnende Haltung der Koalitions-
fraktionen wird mit rechtlichen Bedenken gegen
den niedersächsischen Gesetzentwurf begründet.
Frau Rathje-Hoffmann, es gibt erhebliche Unter-
schiede zwischen beiden Gesetzentwürfen. Sonst
hätten wir auch keinen Änderungsantrag zu Ihrem
Gesetzentwurf gestellt. Nach der Anhörung muss
man festhalten, dass die wettbewerbsrechtlichen
Bedenken leider immer noch nicht ausgeräumt sind.

In diesem Zusammenhang hat der Landesrech-
nungshof - wiederum zu Recht - darauf hingewie-
sen, dass ein Problem darin besteht, dass sich die
Wohlfahrtsverbände die Mittel selbst bewilligen.
Das steht im Widerspruch zu einer bedarfsabhängi-
gen Projektförderung im Sinne des Zuwendungs-
rechts. Auch daran muss weiter gearbeitet werden.

Drittens. Das Forum Sozial, der Dachverband ver-
schiedener freier Träger, hat eine sehr bemerkens-
werte Stellungnahme abgegeben, aus der ich zitie-
ren möchte:

„Doch im Gesetzentwurf geht es um den
Vorrang der sogenannten Spitzenverbände
der Freien Wohlfahrtspflege. Deren kartellar-
tige Strukturen werden durch öffentliche
Mittel subventioniert und die Vielzahl von
unabhängigen, freien Trägern ausgeschlossen
und damit diskriminiert. Das Subsidiaritäts-
prinzip wird dadurch ausgehöhlt zugunsten
der marktbeherrschenden Stellung einiger
weniger Verbände. Eine Förderung der plura-
listischen Trägerlandschaft in Schleswig-
Holstein und damit eine offene und zukunfts-
orientierte Entwicklung von sozialer Arbeit
wird durch diesen Gesetzentwurf nicht beför-
dert.“

Ich mache mir das nicht komplett zu eigen. Wenn
einem an Pluralismus und Trägervielfallt gelegen
ist, sollte man ernsthaft noch einmal darüber nach-
denken, dass man keine Lex Wohlfahrtsverbände
macht, sondern wirklich ein Landeswohlfahrtsge-
setz, das auf Trägervielfallt und Pluralität setzt.

(Beifall FDP und PIRATEN)

Viertens. Natürlich gibt es nach wie vor das Pro-
blem der mangelnden Steuerung und des fehlenden
Controllings. Sie kennen das alle. Ich weiß um die
politischen Differenzen, die es bei Haushaltsbera-
tungen gibt. Es ist nun einmal Fakt - unabhängig
davon, wer gerade regiert und wer opponiert -: Re-
gelmäßig werden Fragen zum Haushalt gestellt, wie
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der Zielerreichungsgrad bestimmter Projekte ist,
und es gab bisher nie, auch in den vorangegangenen
Legislaturperioden, konkrete Antworten darauf,
weil die Landesregierung meistens gar nicht in der
Lage ist, die tatsächliche Mittelverwendung zielori-
entiert zu prüfen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ich komme zu meinem letzten Satz. - Denn die de-
finierten sozialpolitischen Ziele sind im Vertrag so
schwammig formuliert, dass man sie so nicht in ein
Landeswohlfahrtsgesetz übernehmen sollte.

Aus diesem Grund werden wir heute trotz eigenem
Änderungsantrag der Beschlussempfehlung des So-
zialausschusses zustimmen. Wir finden nach wie
vor, dass unser Änderungsantrag Verbesserungen
gebracht hätte, wir glauben aber am Ende, dass wir
uns noch einmal über das Gesamtprojekt beugen
sollten. - Ich bedanke mich für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall FDP, SPD und Flemming Meyer
[SSW])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der PIRATEN hat der Kollege
Wolfgang Dudda das Wort.

Wolfgang Dudda [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Förderung der Freien Wohlfahrtspflege ist et-
was sehr Wichtiges. Vor diesem Hintergrund war
es von der CDU richtig, eine Initiative einzubrin-
gen. Begrüßenswert ist der Vorschlag insoweit, als
er zum Ziel hat, die Finanzierung der Freien Wohl-
fahrtspflege auf festeren Boden als bisher zu stel-
len. Die freien Träger müssen nicht zuletzt wirt-
schaftlich abgesichert sein, und das auch längerfri-
stig.

Bislang ist die wirtschaftliche Zuwendung im Sozi-
alvertrag I, der mehrfach angesprochen wurde, ge-
regelt. Allerdings bietet eine vertragliche Vereinba-
rung zweifelsfrei weder die Sicherheit noch die
Verbindlichkeit einer gesetzlichen Regelung. Bei-
des, Sicherheit und Verbindlichkeit, ist die Voraus-
setzung für Planungssicherheit die alle Träger brau-
chen, und zwar ohne Wenn und Aber. Ein Vertrag
endet mit einer Laufzeit und muss dann neu verhan-

delt und abgeschlossen werden. Ein Gesetz hinge-
gen gilt dauerhaft. Es zu ändern, ist ungleich
schwerer und gelingt nicht ohne parlamentarische
Debatte. Das schafft Sicherheit und damit Pla-
nungssicherheit.

Herr Kollege Garg, da bin ich völlig bei Ihnen. Die
Tragweite eines Gesetzes macht es jedoch auch er-
forderlich, dass es inhaltlich gut ist und Ansprüchen
genügt. Genau das kann ich im CDU-Gesetzent-
wurf nicht erkennen und in Teilen auch nicht im
FDP-Änderungsantrag. Zu bemängeln ist, dass nach
keiner Fassung die Freie Wohlfahrtspflege geför-
dert wird, wie der Name zunächst glauben machen
möchte. Tatsächlich sollen danach einzig und allein
die Spitzenverbände, die in der Landesarbeitsge-
meinschaft zusammengeschlossen sind, in den Ge-
nuss staatlicher Förderung gelangen. Da bin ich
beim Kollegen Garg: Die Vielfallt macht es.

(Beifall PIRATEN und Dr. Heiner Garg
[FDP])

Die vielen unabhängigen, freien Träger sollen hin-
gegen komplett leer ausgehen. Das Zitat vom Fo-
rum Sozial wiederhole ich deshalb gern. Das hat
gesagt, das sei eine Subventionierung kartellartiger
Strukturen. Das können wir nicht unterstützen. Die-
se Beschreibung mag man als polemische Über-
zeichnung sehen, aber sie trifft das Grundproblem
des Gesetzentwurfs und ist richtig.

Weiter fehlen dem Entwurf auch Regelungen zur
Steuerung der Mittel. Auch da bin ich völlig bei
dem Kollegen Garg. Diese sollten nach Verwen-
dung, nach Gutdünken, ausgeschüttet werden, und
eine Kontrolle über die Verwendung ist nicht im
notwendigen Maße vorgesehen. Dies würde nicht
einleuchten, denn bis heute fließen durchschnittlich
ein Drittel der Mittel in die Verbandsarbeit, wie der
Landesrechnungshof in seiner Stellungnahme kriti-
siert. Hier versucht der Änderungsantrag der FDP
zwar gegenzusteuern, beschränkt sich aber auch nur
auf den Punkt Verwaltungsaufgaben. Eine gesetzli-
che Regelung muss hingegen insgesamt auf eine
bedarfsgerechte Steuerung ausgerichtet sein. Dies
bleiben jedoch Entwurf und Änderungsantrag
schuldig.

Der Landesrechnungshof weist in seiner Stellung-
nahme darauf hin, dass Kinder und Jugendliche,
Menschen mit Behinderung, Familien sowie Senio-
rinnen und Senioren schon jetzt mit Fördermitteln
nicht erreicht werden. Weder der Gesetzentwurf
noch der Änderungsantrag können das ändern.

Gerade in diesen Bereichen drohen uns dramatische
Folgen. Wir alle wissen, dass in achteinhalb Jahren
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60 % aller Menschen hierzulande über 60 Jahre alt
sein werden. Und das geplante Bundesteilhabege-
setz, so wie wir es jetzt kennen, grenzt die behin-
derten Menschen und andere aus - noch mehr als
bisher. Und im Bereich der Kinder- und Jugendhil-
fe suchen schon heute immer mehr Runde Tische
nach Lösungen vielfältiger Probleme, nicht zuletzt
angesichts eines heraufziehenden, drohenden Fach-
kräftemangels.

(Beifall PIRATEN)

Da können wir es uns nicht leisten, dass diese Pro-
bleme durch ein unausgereiftes Gesetz noch ver-
schärft werden. Ich sagte am Anfang: Ein Gesetz ist
kein Vertrag. Es schafft dauerhafte und nur schwer
änderbare Grundlagen. So sehr dies im Bereich der
Freien Wohlfahrtsverbände notwendig ist, so wich-
tig ist es auch, dass diese sinnvoll und für alle Inter-
essen gerecht gestaltet werden. Das findet weder im
Gesetzentwurf noch im Änderungsantrag ausrei-
chend Berücksichtigung. Deswegen können wir
beidem auch nicht zustimmen und folgen damit der
Ausschussempfehlung.

(Beifall PIRATEN und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Kollegen des SSW hat nun
der Abgeordnete Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Ich denke, die Debatte, die wir
hierzu schon im Februar geführt haben, aber auch
die heutige Debatte haben deutlich gezeigt, dass wir
wahrscheinlich vom Grundsatz her nicht weit aus-
einanderliegen. Wir alle sehen und schätzen die Ar-
beit unserer Wohlfahrtsverbände. Alle haben ihre
große Anerkennung für die wertvolle Arbeit betont,
und wir alle halten es für notwendig, diesen Einsatz
für das Allgemeinwohl nicht nur zu unterstützen,
sondern den Verbänden auch für die notwendige
Arbeit Planungssicherheit zu geben.

Aus meiner Sicht sind wir das alleine auch schon
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern schuldig,
denn sie leisten täglich Großes für vergleichsweise
wenig Geld. Ganz egal, ob Paritätische, AWO, Dia-
konie oder Deutsches Rotes Kreuz - alle haben das
Ziel, Menschen in Not mit ihren verschiedenen An-
geboten zu helfen. Über 80.000 Haupt- und noch
mehr Ehrenamtler machen mit ihrer Arbeit in der
Pflege, in der Kinder- und Jugendhilfe, in der Mi-
grations- und Sozialberatung und in vielen anderen

Bereichen das Leben der Betroffenen ein Stück le-
benswerter.

Wie wichtig dieser Einsatz auch für den Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft ist, kann man sich
kaum vorstellen, und das lässt sich auch nicht mit
Geld beziffern. Ich sage ganz klar: Ohne unsere
Wohlfahrtsverbände und ohne das Engagement der
Haupt- und Ehrenamtler würden große Teile der
Daseinsvorsorge einfach in sich zusammenbrechen.
Deshalb gilt für meine Partei ganz klar die Wert-
schätzung für die Wohlfahrtsarbeit uneinge-
schränkt. Wir wollen diese Arbeit verlässlich und
dauerhaft unterstützen, und zwar unabhängig von
politischen Mehrheiten und Zwängen im Rahmen
der Haushaltsaufstellung.

Für uns ist und bleibt aber klar: Ganz unabhängig
von der Frage, ob eine vertragliche oder gesetzli-
che Lösung jetzt die bessere ist, das Land muss
diese Arbeit verlässlich unterstützen. Ich denke, ge-
rade vor den Diskussionen, die wir gehabt haben,
ob nun gekürzt worden ist oder nicht, hat es meines
Erachtens den Reiz, hier eine gesetzliche Regelung
zu schaffen.

Aus Sicht des SSW ist es absolut notwendig, die Fi-
nanzierung der Wohlfahrtsarbeit langfristig abzusi-
chern. Denn ganz ohne Frage müssen die Verbände
der Freien Wohlfahrtspflege dauerhaft leistungsfä-
hig bleiben. Wir halten eine detaillierte Aufgaben-
beschreibung und eine transparente und gebündelte
Förderung für absolut sinnvoll. Nach meiner Ein-
schätzung kann eine handwerklich saubere gesetzli-
che Regelung ohne Zweifel dabei helfen, Bürokra-
tie zu sparen, und sie kann auch die Transparenz er-
höhen und damit zu noch mehr Rückhalt und Ak-
zeptanz führen.

Aber eine solche Umstellung der Förderung hat
sehr weitreichende Konsequenzen und sollte daher
gründlich durchdacht werden. Wir wissen ja alle,
wie das seit 2014 mit einem ähnlichen Gesetz in
Niedersachsen gegangen ist. Wir wissen, dass von
privaten Anbietern dagegen geklagt worden ist und
auch beihilferechtliche Bedenken geäußert wurden.

Auch die schriftliche Anhörung hat bei mir diese
Bedenken nicht wegräumen können. Wir wissen,
dass es im Extremfall auch so weit gehen kann,
dass die Hilfen, die gesetzlich festgeschrieben wer-
den, sogar auf Eis gelegt werden. Das kann für die
Verbände schwerwiegende Folgen haben. Ich den-
ke, wir müssen aus verschiedenen Gründen hier
sehr sorgfältig arbeiten. Ich denke weiter, dass wir
mit dieser Sorgfalt erreichen können, dass wir das,
was wir alle hier gemeinsam wollen, nämlich eine
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wirklich auskömmliche und langfristig abgesicherte
Förderung der Freien Wohlfahrtspflege und damit
ein Wohlfahrtsgesetz, das nicht nur seinen Namen
verdient, sondern auch unsere Wertschätzung für
diese unheimlich wichtige Arbeit, auf den Weg
bringen. - Jo tak.

(Beifall SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung erteile ich
jetzt das Wort der Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung, Kristin Al-
heit.

Kristin Alheit, Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Wissenschaft und Gleichstellung:

Liebe Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Vor ungefähr einem guten halben
Jahr haben wir den Gesetzentwurf der CDU mit-
einander debattiert. Ich habe damals gesagt, dass ei-
ne Weiterentwicklung der guten Zusammenarbeit
mit den Sozialverbänden vonseiten der Landesre-
gierung gewollt ist. Ich habe auch davon gespro-
chen, dass wir mit den Verbänden in guten und ver-
trauensvollen Gesprächen, auch in Gesprächen über
eine zukünftige gesetzliche Regelung sind, die noch
für mehr Klarheit, mehr Transparenz und Sicherheit
für alle Beteiligten sorgt.

Ich habe damals auch erläutert, warum der vorlie-
gende Gesetzentwurf der CDU diesen Zweck be-
dauerlicherweise nicht erfüllt. Alle meine Vorred-
ner, außer Ihnen, Frau Rathje-Hoffmann, sehen das
genauso und haben das deutlich gemacht. Dass sich
gerade die CDU in dieser Debatte als Retter der
Wohlfahrtspflege aufspielen will, finde ich ein
Stück weit irritierend. Aber bitte, wir können das
gern an dieser Stelle noch einmal miteinander de-
battieren.

(Beifall SPD)

Im Wesentlichen sind es drei Gründe: Erstens. Der
Gesetzentwurf enthält eine Reihe von handwerkli-
chen Fehlern. Ich möchte darauf nicht mehr im
Einzelnen eingehen. Da haben Sie recht, Frau Rath-
je-Hoffmann, der richtige Ort wäre dafür der Aus-
schuss gewesen. Aber da ist dies nicht passiert.

Zweitens. Der Entwurf, und dabei ist es mir völlig
egal, von wem die Vorlage eigentlich stammt, um-
fasst eben nicht das, was aus Sicht der Landesregie-
rung ein zeitgemäßes Wohlfahrtskonzept gewe-
sen wäre. Ein Konzept muss unter anderem berück-
sichtigen, dass das bürgerschaftliche Engagement,

dass Ehrenamtlichkeit, auch im Bereich der sozia-
len Arbeit an Bedeutung gewonnen hat und weiter
gewinnen wird. Wobei sich dieses Ehrenamtlich in
seiner Struktur ändert, flexibler und eben auch we-
niger dauerhaft wird, was Mitgliedschaft und Pro-
jekte angeht. Das ist ein Punkt, den wir im Rahmen
der Großen Anfrage morgen miteinander debattie-
ren werden.

Es ist aber leider kein Punkt, liebe Frau Rathje-
Hoffmann, der in dem Gesetzentwurf enthalten ist.
Mit einem Gesetz, das diesen wesentlichen Teil an
Wohlfahrtstätigkeit ausblendet, würden wir aus-
drücklich die Chance vergeben, ein wirklich zu-
kunftsorientiertes Gesetz zu schreiben, ein Gesetz,
das alle Engagierten bei uns im Land mitnimmt.

Es bleibt auch bei den im Februar angesprochenen
Bedenken im Hinblick auf die Europarechtskon-
formität der Regelungen. Das ist hier auch mehr-
fach aufgeführt worden. Herr Garg hat dazu aus-
führliche Darstellungen gemacht. In Niedersachsen
ist das mittlerweile in einer Diskussion mit der
Kommission gemündet, die deutlich macht, dass
dies wahrscheinlich keine tragfähige Grundlage ist.
Wir haben dazu verschiedene Rechtsauffassungen,
das muss ich zur Kenntnis nehmen. Aber meine hat
sich seit einem halben Jahr nicht geändert.

Deswegen bleibe ich auch bei der damals geäußer-
ten Auffassung, dass es unglaublich schwierig wä-
re, wenn die Europarechtswidrigkeit eines solchen
Gesetzes später festgestellt würde. Dann gäbe es
umfangreiche Rückforderungen, wenn Gelder auf
der Grundlage dieses Gesetzes ausgezahlt würden.
Das Risiko würden wir dann auf diejenigen übertra-
gen, die dafür Geld erhalten haben. Das ist etwas,
was wir den Menschen - Wolfgang Baasch hat dar-
auf ausdrücklich Bezug genommen -, was wir den
Wohlfahrtsverbänden überhaupt nicht zumuten
können. Deswegen ist es richtig und entscheidend,
dass wir das Gesetz zu dem Zeitpunkt haben, zu
dem wir rechtliche Klarheit haben.

Ich muss Ihnen auch Folgendes sagen: Die von Ih-
nen vorgenommenen Änderungen im Verhältnis
zum niedersächsischen Gesetz ändern daran nichts;
denn wir haben überhaupt keine Grundlage. Mit der
Kommission muss ja erst noch darüber diskutiert
werden, wie ein tragfähiges und europarechtskon-
formes Konzept zur Beihilfe aussehen könnte. Des-
wegen ist das viel zu riskant und birgt ein Risiko
für diejenigen, die aufseiten der Wohlfahrtspflege
tätig sind. Das kann und will ich nicht verantwor-
ten.

(Vereinzelter Beifall SPD)
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Deswegen bin ich weiterhin für einen breiten Kon-
sens der Akteure, für ein auf dieser Grundlage ent-
wickeltes Konzept, das all das vorhandene Wissen
berücksichtigt, auch bezüglich der Europarechts-
konformität. Wir dürfen nichts übers Knie brechen.
Noch einmal: Ehrlich, wir sind die Letzten, die kein
Interesse daran haben, die soziale Arbeit im Land
zu stärken und weiter voranzubringen.

An dieser Stelle muss ich noch einmal auf die Kür-
zungsmaßnahmen in der letzten Legislaturperiode
eingehen. In den Bereichen Suchthilfe und Freiwil-
liges Soziales Jahr - ich will das hier gar nicht alles
aufzählen - ist viel von uns gemacht worden. Das
macht deutlich, dass wir in diesem Zusammenhang
nicht diejenigen sind, die man zum Jagen tragen
muss. Wir bringen die Dinge zur richtigen Zeit auf
den Weg.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Am Schluss noch einmal zusammengefasst: Ja,
auch die Landesregierung will ein Landeswohl-
fahrtsgesetz, aber eben ein Gesetz, das alle Akteure
der Freien Wohlfahrtspflege und ihre unverzichtba-
re Arbeit unterstützt und stärkt und Impulse für eine
zukunftsgerichtete Weiterentwicklung dieser Arbeit
setzt. Der Gesetzentwurf der CDU verfehlt diesen
Maßstab. Deswegen kann die Bundesregierung an
dieser Stelle nur dem Ausschussvotum zustimmen.
- Danke schön.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe deshalb die
Beratung.

Der Ausschuss empfiehlt, den Gesetzentwurf,
Drucksache 18/3809, sowie den Änderungsantrag
Drucksache 18/3877 abzulehnen. Wer so beschlie-
ßen will, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Abgeordneten von SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, SSW, PIRATEN und FDP, vertre-
ten durch den Kollegen Dr. Heiner Garg. Wer lehnt
die Ausschussempfehlung ab? - Das sind die Abge-
ordneten der CDU-Fraktion. - Enthaltungen gibt es
keine. Damit ist gegen die Stimmen der Fraktion
der CDU mit den Stimmen aller anderen Abgeord-
neten die Ausschussempfehlung angenommen wor-
den.

Meine Damen und Herren, bevor ich den nächsten
Tagesordnungspunkt aufrufe, bitte ich Sie, mit mir

zusammen weitere Gäste auf der Tribüne zu begrü-
ßen. Das sind Mitglieder der Gewerkschaft ver.di,
Bezirk Schleswig-Holstein Nordost, sowie Kursteil-
nehmerinnen von TERTIA Berufsförderung in
Kiel. - Seien Sie uns alle herzlich willkommen hier
im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Einführung einer Karenzzeit für Ministerinnen
und Minister

Gesetzentwurf der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/2334

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen- und
Rechtsausschusses
Drucksache 18/4606

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/4755

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich schaue mich um auf der Suche nach der Kolle-
gin Ostmeier als Berichterstatterin des Innen- und
Rechtsausschusses. - Sie ist nicht anwesend. Wer
übernimmt? - Das ist die Kollegin Simone Lange,
die den Bericht für den Innen- und Rechtsausschuss
abgeben wird. - Frau Lange, bitte.

Simone Lange [SPD]:

Ich verweise auf die Vorlage.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Berichterstatterin. - Gibt es
Wortmeldungen zum Bericht? - Das ist nicht der
Fall. Dann eröffne ich die Aussprache und erteile
das Wort der Kollegin Petra Nicolaisen von der
CDU-Fraktion.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Moral und Anstand lassen sich nicht gesetzlich ver-
ordnen, auch nicht für Ministerinnen und Minister.

(Beifall CDU)

Es war der ehemalige SPD-Innenminister Andreas
Breitner, der hier in Schleswig-Holstein die Diskus-
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sion über die Notwendigkeit von Karenzzeiten an-
geheizt hat. Andreas Breitner hat sich aus seinem
Ministeramt heraus aktiv um einen neuen Job beim
Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen be-
müht. Am Ende hat er sein Ministeramt hierfür auf-
gegeben. Ja, dieser Vorgang hatte ein Geschmäckle.
Andreas Breitner war als Innenminister für den
Wohnungsbau in Schleswig-Holstein zuständig,
und Herr Breitner hatte nicht einmal den Minister-
präsidenten über seine Pläne informiert. Erst mit
seinem Rücktritt, der nach seiner Wahl zum Direk-
tor des Verbandes erfolgte, hat er seinen Kabinetts-
chef informiert. Bei aller Kritik an diesem Vorge-
hen stellt sich mir eine Frage: Ist der Fall Breitner
Beweis für eine bestehende Gesetzeslücke, oder ist
die Art und Weise seines Ausscheidens nicht viel
mehr ein Ausdruck tiefen Misstrauens im Kabinett
Albig?

(Beifall CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir hatten uns ge-
meinsam vorgenommen, das Thema Karenzzeiten
in der gebotenen Weise zu diskutieren. Diesen Weg
hat die Koalition allerdings verlassen, als der Kolle-
ge Peters im Juli 2016 per Pressemitteilung den ge-
meinsamen Versuch beendet hat.

(Zuruf Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Auch das entspricht nach meinem Empfinden nicht
dem politischen Anstand, Herr Kollege Peters.

Das Problem an Ihrem Gesetzentwurf ist: Er löst
das Problem nicht. Im Grunde schafft er nur zusätz-
liche Probleme.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Faktisch soll die Landesregierung für einen aus-
scheidenden Minister künftig ein Berufsverbot
verhängen können. Die hierfür erforderlichen Tat-
bestandsvoraussetzungen haben Sie so formuliert,
dass alles oder nichts dabei herauskommen kann.
Rechtssicher ist das alles nicht.

Ich sage Ihnen auch: Die Qualität von Regierungs-
mitgliedern werden Sie mit einem solchen Gesetz
mit Sicherheit nicht steigern.

(Beifall CDU)

Eigentlich ist es doch wünschenswert, wenn Exper-
ten aus der Wirtschaft für Regierungsämter gewon-
nen werden können.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Wenn die in Schles-
wig-Holstein wohnen, könnte man darüber
reden! - Weitere Zurufe)

- Um Himmels willen, sagt der Kollege. - Doch wer
soll sich eigentlich für ein Regierungsamt zur Ver-
fügung stellen, wenn er absehen kann, dass er da-
nach erst nach längerer Wartezeit in seinen alten
Job zurückkehren kann?

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Nicht einmal in sei-
ne alte Wohnung, wenn er in Hamburg
wohnt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie unterstützen
mit Ihrem Gesetzentwurf massiv Vorurteile, die in
Teilen der Bevölkerung gegen Politiker bestehen.
Ich teile dieses Bild ausdrücklich nicht.

(Beifall CDU und FDP)

Ja, es ist eine Tatsache, dass im Kabinett Albig
zwei ehemalige Minister zu finden waren, die von
politischem Anstand nicht viel gehalten haben.

(Widerspruch SPD - Martin Habersaat
[SPD]: Das ist eine bodenlose Unverschämt-
heit!)

Neben dem schon erwähnten ehemaligen Innen-
minister ist die ehemalige Bildungsministerin Wal-
traud Wende zu nennen. Hier zeigt sich, dass Ihr
vermeintlicher Vorstoß zum gesetzlich verordneten
Anstand nichts weiter ist als eine PR-Maßnahme.

(Beifall CDU - Wortmeldung Martin Haber-
saat [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Kollegin Nicolaisen, entschuldigen Sie bitte.

Petra Nicolaisen [CDU]:

Ich lasse im Moment keine Zwischenfrage zu.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich muss erst einmal fragen dürfen. - Sie lassen kei-
ne Bemerkung oder Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Habersaat zu. Dann fahren Sie bitte in Ihrer Re-
de fort.

(Martin Habersaat [SPD]: Absolut unterir-
disch!)

Petra Nicolaisen [CDU]:

Danke. - Bei Frau Wende war sehr früh klar, dass
jemand mit politischem Anstand nie auf die Idee
gekommen wäre, eine solche Rückkehrvereinba-
rung zu treffen wie sie. Trotzdem haben SPD, Grü-
ne und SSW und auch der Ministerpräsident ihr
Verhalten bis zum Ende verteidigt.
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Es würde doch viel mehr bringen, wenn Sie An-
stand im politischen Alltag vorleben würden.

(Martin Habersaat [SPD]: Das machen Sie
mal! Jetzt sofort! - Dr. Ralf Stegner [SPD]:
Fangen Sie mal damit an!)

Mit Ihrem Gesetz schaffen Sie eine Scheinlösung
und bedienen bestehende Ressentiments gegenüber
Politikern. Sie erschweren den Zugang von Fach-
leuten zu Ministerämtern, und Sie schaffen ein Ein-
gangstor für Klage gegen eine Untersagung, weil
Ihr Gesetz absolut schwammig formuliert ist.

(Beifall CDU und FDP)

Wohlweislich soll das Gesetz erst für die nächste
Landesregierung gelten, der Sie nicht mehr angehö-
ren werden.

(Lachen SPD)

Wir lehnen den Gesetzentwurf ab, die Änderungs-
anträge auch,

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie wollen gar kein Gesetz!)

und wir werden auch einer dritten Lesung, die heute
angeraten wurde, nicht zustimmen. - Herzlichen
Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat der Abgeordne-
te Peter Eichstädt.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Erklär ihr das mal
mit dem Anstand, Peter!)

Peter Eichstädt [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich gehe nicht auf das ein, was Frau Nicolaisen
eben gesagt hat. Ich finde, darüber sollten Sie viel-
leicht einmal innerhalb der großen Familie der
CDU diskutieren; denn all das, was Sie eben kriti-
siert haben, haben die CDU im Bund und die CDU
in Hamburg offensichtlich völlig anders gesehen.
Die haben nämlich einem Karenzgesetz zuge-
stimmt, weil sie es für sinnvoll und notwendig hiel-
ten.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Aber ich wandele einen Spruch von Luther ab, den
schon Bismarck verwendet hat, um Dinge deutlich
zu machen und sage: Wenn morgen die Welt unter-

gehen würde, würde ich heute in die CDU eintre-
ten, denn da passiert alles zehn Jahre später.

(Heiterkeit und Beifall SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Aber nun zu meiner Rede: Die schon von uns seit
Jahren geführte Diskussion um eine Karenzzeit für
frühere Minister und Ministerinnen kam in
Schwung - hören Sie zu, Frau Nicolaisen -,

(Petra Nicolaisen [CDU]: Ja!)

als in jüngster Zeit vermehrt einflussreiche Minister
von der Politik in die Etagen der Wirtschaft wech-
selten. Ich nenne Ihnen die Namen: Daniel Bahr,
Dirk Niebel, Gerhard Schröder, Ronald Pofalla und
bei uns in Schleswig-Holstein Andreas Breitner.
Letzterer ist der einzige Name, den auch Sie er-
wähnt haben. Ein Schelm, wer Böses dabei denkt.

(Zuruf SPD: Hört, hört!)

Moral und Anstand lassen sich nicht verordnen, sa-
gen Sie. Das stimmt. Diese Beispiele stehen genau
für diese Aussage.

Besonders der Wechsel Pofallas, der direkt aus dem
Kanzleramt als Chef-Lobbyist bei der Deutschen
Bahn einstieg, sorgte für den letzten Kick, sodass
die Große Koalition in Berlin Regeln für Seiten-
wechsler beschloss.

Bis zu 18 Jahre sollten dort Ministerinnen und
Minister in das politische „Abklingbecken“

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: 18 Jahre?)

- 18 Monate! -, bevor sie in ein Unternehmen wech-
seln können, wenn der dringliche Anschein eines
Zusammenhangs zwischen den im Amt ausgeübten
Tätigkeiten und der angestrebten Erwerbstätigkeit
besteht.

Heute beschließen wir auch für Schleswig-Holstein
ein Gesetz zur Einführung einer Karenzzeit für
Ministerinnen und Minister, und das ist gut so.
Denn, meine Damen und Herren, dies ist eine wich-
tige und notwendige Entscheidung, denn sie sorgt
für mehr Transparenz und Glaubwürdigkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wenn erkennbar ist, dass ein Minister oder eine
Ministerin in die freie Wirtschaft, zu einem Ver-
band oder Verein wechseln will und Informationen
sowie Fähigkeiten mitnehmen oder sogar in Vorbe-
reitung auf den Wechsel Einfluss auf Entscheidun-
gen im Interesse des späteren Beschäftigungsträgers
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nehmen könnte, kann jetzt eine Karenzzeit verord-
net werden.

Wichtig ist aber auch: Es darf nicht der Eindruck
entstehen, dass alle Minister und Ministerinnen, die
eine Weile ihr Amt für Schleswig-Holstein ausge-
übt haben und danach in ein Unternehmen wech-
seln, dies mit diesem Hintergedanken tun. Auch
weiterhin wird und muss es Wechsel geben, die
völlig problemlos und ohne Karenzzeit verlaufen.

Allerdings werden wir durch unser Gesetz dafür
Sorge tragen, dass solche Wechsel rechtzeitig ange-
zeigt werden und geprüft wird, ob eine bedeutsame
Interessenkollision festzustellen ist.

Zukünftig gilt in Schleswig Holstein: Landesminis-
terinnen und Landesminister, die aus ihrem Amt
ausscheiden, haben die Absicht der Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit außerhalb des öffentlichen
Dienstes schriftlich anzuzeigen. Diese Pflicht
besteht während der Mitgliedschaft in der Landes-
regierung und für einen Zeitraum von zwei Jahren
nach Beendigung des Amtsverhältnisses.

Wenn die Landesregierung feststellt, dass die ange-
strebte Tätigkeit innerhalb der letzten fünf Jahre mit
dem ausgeübten Amt in Zusammenhang steht, muss
sie prüfen, ob es tatsächlich Anhaltspunkte für die
dringliche Besorgnis gibt, dass amtliche Interes-
sen beeinträchtigt werden könnten. Bei positivem
Ergebnis kann sie eine Karenzzeit von bis zu zwei
Jahren verhängen. Während dieser Zeit erhält der
ausscheidende Landesminister das Übergangsgeld.

Zur sachgerechten Vorbereitung dieser Entschei-
dung wird ein unabhängiges Gremium eingerich-
tet, das eine Empfehlung an die Landesregierung
gibt. Diese sehr schlanke Gesetzgebung tritt mit
Beginn der 19. Wahlperiode in Kraft. Sie gilt damit
für jeden neuen Minister und jede neue Ministerin:
Sie können sich frei entscheiden, ob sie unter die-
sen Voraussetzungen ein Ministeramt in unserem
Land übernehmen wollen.

Lassen Sie mich noch kurz auf den Änderungsan-
trag eingehen, der Ihnen vorliegt. Er legt fest - das
ist das Ergebnis der Ausschussberatungen -, dass
das Beratungsgremium eine Geschäftsordnung be-
kommt. Das Gremium soll eine Empfehlung abge-
ben, wenn diese von der Mehrheit seiner Mitglieder
unterstützt wird. Die Mitglieder sind zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet; die Landesregierung
gibt ihre endgültige Entscheidung unter Mitteilung
der Empfehlung des Gremiums bekannt.

Das sind also durchweg sinnvolle Ergänzungen, die
das ganze Gesetz schlank halten und es gut ein-
leuchtend und praktikabel machen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das ist ein Gesetz mit Augenmaß. Es berücksichtigt
die Erwartungen nach Transparenz und politischer
Ethik. Es berücksichtigt aber auch die Interessen
der Minister und Ministerinnen, nach einer Amts-
zeit unbelastet wieder in eine andere berufliche Tä-
tigkeit wechseln zu können.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Peter Eichstädt [SPD]:

Meine Damen und Herren, es würde dem Parlament
gut anstehen, wenn solche Regelungen einvernehm-
lich getroffen würden. Dies scheint jedoch in die-
sem Landtag jetzt nicht möglich zu sein. Wir wer-
den die Abstimmung nachher zur Kenntnis nehmen.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Was wollen Sie
sonst machen, als sie zur Kenntnis zu neh-
men?)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Peter Eichstädt [SPD]:

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und wür-
de mich freuen, wenn Sie noch einmal darüber
nachdächten, ob es nicht doch lohnend sein könnte,
dieses Gesetz gemeinschaftlich zu verabschieden.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hat jetzt der Kollege Burkhard
Peters das Wort.

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich freue mich, dass wir heute end-
lich dieses Gesetz verabschieden, das wir so lange
verhandelt und an dem wir bis zum Schluss, bis in
dieser Woche, gefeilt haben. Auf der Zielgeraden
haben wir im Ausschuss ein paar wenige Änderun-
gen an unserem eigenen Änderungsantrag vorge-
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nommen. Die wichtigste davon ist, dass das gesam-
te Kabinett und nicht der Ministerpräsident die Ka-
renzzeit aussprechen soll - aus dem Grund, dass die
Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident be-
troffen sein kann.

Vonseiten der PIRATEN wurde - wer hätte es an-
ders erwartet - scharf gegen unseren Gesetzentwurf
geschossen. Die Kritik hat jedoch keine Substanz.
Zwar wäre aus grüner Sicht an einigen Punkten
noch einiges mehr wünschenswert gewesen, doch
unser geeintes Gesetz entspricht weitestgehend, lie-
be CDU, der Bundesregelung und geht, liebe PIRA-
TEN, stellenweise sogar darüber hinaus. Etwa bei
der Dauer der Karenzzeit haben wir anstatt von 18
Monaten im Bund bei uns 24 Monate, also zwei
Jahre.

Die Mitglieder unserer jetzigen Regierung werden -
das möchte ich klarstellen - keineswegs generell
von der Regelung ausgenommen, sondern nur in
Bezug auf die jetzt noch laufende Legislaturperi-
ode. Das geschieht aufgrund des gebotenen Ver-
trauensschutzes. Wenn wir eine Regelung verab-
schieden, die für Betroffene den Wiedereinstieg in
den Job erschwert, so sollen sie dieses Risiko für
ihre persönliche Planung in Betracht ziehen kön-
nen, bevor sie sich für das Amt zur Verfügung stel-
len.

Sollten aber Mitglieder der jetzigen Landesregie-
rung auch in einer zukünftigen Landesregierung
sein, was ich persönlich ausgesprochen begrüßen
würde,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Dr. Heiner Garg [FDP]: Um
Himmels willen!)

gilt das Gesetz für sie natürlich uneingeschränkt.

Jetzt zu einem Punkt, der Ihnen besonders wichtig
war: Staatssekretärinnen und Staatssekretäre
haben wir aus gutem Grund nicht erfasst, denn das
Land hat dazu nicht die erforderliche Gesetzge-
bungskompetenz. Der Bund hat in konkurrierender
Gesetzgebung abschließend eine Karenzzeit für Ru-
hestands- sowie für frühere Beamtinnen und Beam-
te mit Versorgungsbezügen geregelt, und zwar in
§ 41 Beamtenstatusgesetz. Darauf verweist unser
Landesgesetz. Den Anwendungsbereich auf weitere
Personen auszuweiten, ist dem Landesgesetzgeber
aus diesem Grund verwehrt. Das verbietet Arti-
kel 72 Absatz 1 Grundgesetz.

Folgerichtig bezog sich das im Juli 2015 eingeführ-
te Karenzzeitgesetz des Bundes auch nur auf parla-
mentarische und nicht auf verbeamtete Staatssekre-

täre. Hier im Land gibt es bekanntlich keine parla-
mentarischen Staatssekretäre, sondern nur beamtete
Staatssekretäre.

Meine Damen und Herren, der Behauptung, unser
Entwurf bleibe hinter der Bundesregelung zurück,
widerspreche ich aus den genannten Gründen daher
deutlich. Schade finde ich, dass sich die Fraktionen
der CDU und der FDP für dieses Vorhaben nicht
erwärmen konnten. Bei Gesetzen, die unmittelbar
die Mitglieder einer Regierung betreffen - das
könnte Sie in Zukunft vielleicht auch betreffen -, ist
eine breite Zustimmung immer wünschenswert.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SPD und SSW)

Bereits zu Beginn des Jahres waren Sie, sehr geehr-
te Kolleginnen und Kollegen, über unseren ersten
Entwurf informiert und wurden ausdrücklich einge-
laden, Ergänzungen oder Änderungswünsche zu
formulieren. Leider kam insbesondere von der
CDU keinerlei konstruktive Rückmeldung, ge-
schweige denn Engagement für dieses Gesetz.

(Zuruf BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: So ist
das!)

Ihre einzige Leistung war, dass Sie sich immer
mehr Zeit zur Prüfung ausbaten und wir dann mo-
natelang - insgesamt vier Monate - nichts mehr von
Ihnen hörten. Wir hätten die Sache ansonsten schon
gerne in der sehr spektakulären März-Sitzung - Sie
erinnern sich alle an den Vogel Strauß, der in dieser
Sitzung herumwanderte - beenden können.

(Beifall PIRATEN)

Wir haben auf Sie Rücksicht genommen, aber lei-
der kam von Ihnen nichts.

Dass der Kollege Arp sich dann vor der Sommer-
pause in einer Pressemeldung überrascht zeigte, als
wir unseren Änderungsantrag schließlich allein ein-
gebracht haben, finde ich etwas befremdlich.

Der Kollege Günther hat am nächsten Tag in einer
Pressemitteilung freundlicherweise klargestellt,
warum von der CDU nichts kam.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Die konnte sich
nicht vorbereiten! - Heiterkeit SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, SSW und Torge
Schmidt [PIRATEN])

Denn da sagte er nämlich, was seine Fraktion ganz
grundsätzlich von einer Karenzzeitregelung hält.
Sie würde Fachleute aus Unternehmen vergraulen.
Man könne mit einer solchen Regelung keine Ma-
cher gewinnen. Der Landesregierung täten Köpfe
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gut, die auch gern Geld verdienten. - Ich kann nur
den Kopf schütteln angesichts dieser grundlegenden
Verkennung der Problematik. Nicht nur hat die
CDU im Norden in dieser Frage offenbar komplett
den Anschluss an ihre eigene Bundestagsfraktion
verloren. Nein, sie bestreitet, dass die Verquickung
von Amt und Wirtschaftsinteressen überhaupt ein
Problem darstellen kann. Wie weltfremd kann man
bloß sein?

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

So etwas läuft mit dieser Küstenkoalition nicht. Wir
erkennen potenzielle Probleme und packen sie an.
Wir haben in dieser Sache eine ordentliche und ver-
hältnismäßige Lösung gefunden. Über die werden
wir heute abstimmen. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der FDP hat der Abgeordnete
Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Für aus
dem Amt ausgeschiedene Landesminister sollte es
über eine Anzeigepflicht hinaus keine Regelungen
geben, die ihre nachfolgende berufliche Tätigkeit
einschränken. Auf jeden Fall sollten nicht Bestim-
mungen durchgesetzt werden, wie sie die rot-grün-
blaue Koalition im Innen- und Rechtsausschuss be-
schlossen und in die Beschlussempfehlung einge-
bracht hat.

(Beifall FDP)

Das vorgeschlagene Gesetz gibt der Landesregie-
rung ein - wenn auch zeitlich befristetes - Recht, ei-
nem früheren Kabinettsmitglied eine berufliche
Tätigkeit zu untersagen. Bedingung dafür ist, dass
die Regierung eine „dringende Besorgnis“ empfin-
det, dass durch den dann ausgeübten Beruf „amtli-
che Interessen beeinträchtigt werden“ könnten. Die-
se Bestimmung ist sehr dehnbar. Wann die be-
schriebene Voraussetzung als erfüllt angesehen
wird, kann in der Praxis sehr unterschiedlich ausfal-
len. Es ist nicht auszuschließen, dass dieser Para-
graf dazu genutzt werden könnte, um politische
Gegner oder auch geschasste Quertreiber aus den
eigenen Reihen abzustrafen.

(Beifall FDP und CDU)

Ein Wechsel zwischen Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft und anderen Bereichen ist doch grundsätz-
lich sehr wünschenswert.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das stimmt!)

Dann aber sollte man ihn nicht durch fragwürdige
Gesetzesregelungen behindern. Letzten Endes, mei-
ne Damen und Herren, ist es vor allem eine Stilfra-
ge, wo ein ehemaliges Regierungsmitglied dann an-
schließend beruflich tätig wird. Ob ein Bundes-
kanzler kurz nach seinem Ausscheiden aus dem
Amt als Gasmann bei Herrn Putin anheuern sollte,
darüber lässt sich in der Tat streiten. Also, Transpa-
renz zu fordern, das ist vollkommen richtig. Ver-
botsregelungen halte ich aber nicht für sinnvoll,

(Beifall FDP und CDU)

erst recht dann nicht, wenn sie sich allein auf die
Wirtschaft beziehen. Indirekt bedeutet das eine wei-
tere Begünstigung für Angehörige des öffentli-
chen Dienstes in politischen Ämtern und Manda-
ten.

Ich nenne ein Beispiel: 2010 hat ein bis dahin als
Kultusminister amtierendes Mitglied der KMK,
Professor Jan-Hendrik Olbertz, der Kultusminister
von Sachsen-Anhalt, die Position eines Universi-
tätspräsidenten übernommen. Weshalb sollte eine
solche berufliche Veränderung anders behandelt
werden als zum Beispiel der Eintritt eines ehemali-
gen Wirtschaftsministers in den Vorstand eines Un-
ternehmens oder in die Geschäftsführung einer
IHK? Das suggeriert doch: öffentlicher Dienst gut,
Privatwirtschaft sehr böse.

Für die Anwendung der neuen Gesetzesvorgaben
sieht die Küstenkoalition vor, dass ein Gremium
des Landtags, in das jede Fraktion einen Vertreter
entsenden soll, eine Empfehlung beschließt. Dass
die Koalitionsfraktionen dazu gestern noch eine Er-
gänzung vorgelegt haben, in der unter anderem die
Nichtöffentlichkeit und Vertraulichkeit und andere
Vorgaben für dieses Landtagsgremium geregelt
sind, müsste Ihnen, meine Damen und Herren, doch
eigentlich recht peinlich sein, zumal Ihnen dies in
den letzten fünf Minuten vor der Beschlussfassung,
die Sie hier heute vornehmen wollen, eingefallen
ist.

Diese offenbar als nötig empfundene Nachbesse-
rung zeigt einmal mehr, dass die ganze Konstrukti-
on dazu dienen könnte, je nach Mehrheitsverhält-
nissen politische Gegner zu drangsalieren. In Meck-
lenburg-Vorpommern müsste sich die AfD ange-
sichts der derzeitigen Konstellation, wenn es dort
ein derartiges Gesetz gäbe, nur in drei Landtags-
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fraktionen zerlegen, um jeden Beschluss von SPD,
CDU und LINKE zu verhindern. Gemeinsam hätten
Links- und Rechtspopulisten im Schweriner Land-
tag dann eine Vier-zu-zwei-Mehrheit, ja, eine
Zweidrittelmehrheit gegen die verbleibenden lupen-
reinen Demokraten von SPD und CDU. Das ist die
Situation, wenn Sie solche Gesetze in den Bundes-
ländern durchsetzen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

(Zuruf SPD: Was haben Sie dagegen, dass
die AfD sich zerlegt? - Weitere Zurufe)

- Ich glaube, Herr Stegner wünscht jetzt, eine Be-
merkung zu machen. Ich frage den Kollegen Klug,
ob er diese zulässt.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Ja, natürlich gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Dann hat jetzt Herr Dr. Stegner das Wort und nie-
mand anders.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Klug, als Historiker und ehemaliger Lan-
desminister sind Sie doch sicherlich zu der
Seriosität fähig, zur Kenntnis zu nehmen,
dass die Regelung, dass man das mit Mehr-
heit machen kann und den Ältestenrat nicht
als Beratungsgremium wählen kann, des-
wegen getroffen worden ist, weil im Älte-
stenrat das Einvernehmlichkeitsprinzip
herrscht und es reicht, dass eine Fraktion et-
was blockiert, also aus präzise den von Ihnen
kritisierten Überlegungen. Daraus zu kon-
struieren, es sei eine willkürliche Schikane
von anderen, weil die Oppositionsfraktionen
bei etwas, was ihnen ausdrücklich offeriert
worden ist, nicht mitmachen wollen, ist, fin-
de ich, doch sehr weit hergeholt, Herr Kolle-
ge.

Im Übrigen unterstreicht es das, was Sie na-
türlich am Beispiel eines Sozialdemokraten
deutlich gemacht haben - Sie hätten auch ei-
nes aus Ihrer Partei wählen können -, näm-
lich dass es Anschlussverwendungen gibt,
die nicht unproblematisch sind. Das will der
Landtag hier regeln. Um nichts anderes geht
es, Herr Kollege.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Kollege Stegner, um Ihre Eingangsbemerkung
aufzugreifen: Ich weiß nicht, ob Sie als Politikwis-
senschaftler und ehemaliger Landesminister zu Se-
riosität - in allen Fällen jedenfalls - fähig sind. Al-
so, ich weiß nicht, was diese Eingangsbemerkung
sollte.

Aber noch einmal zu Ihrer Sachfrage, die ja dann
anschließend kam: Ich halte dieses Gesetz - ich ha-
be einen denkbaren Fall aus einem anderen Bundes-
land bei der jetzigen politischen Konstellation dort
geschildert - für in der Praxis in höchstem Maße
problematisch. Das kann zu einem extremen
Missbrauch führen. Es wird mit Sicherheit nicht
dazu beitragen, Fluktuationen bei Führungspositio-
nen zwischen verschiedenen Bereichen zu fördern.
Ich sage noch einmal: Transparenz muss sein. Ei-
ne Anzeigepflicht finde ich absolut richtig. Aber
das, was Sie vorschlagen, ist im Zweifelsfall brand-
gefährlich. Es macht die Sache auch nicht besser,
dass Sie als Entscheidungsträger nicht mehr den
Ministerpräsidenten allein vorsehen so nach dem
Motto des Sonnenkönigs: „L’État, c’est lui!“,

(Zurufe SPD: Moi!)

sondern dass Sie das Kabinett jetzt sozusagen als
Gremium einsetzen - immerhin. Aber es ist insge-
samt ein Vorschlag, der aus meiner Sicht nicht
sachdienlich ist.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Ja.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Stegner, bitte.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Dr. Klug, ich finde an dem von Ihnen ge-
wählten Beispiel noch etwas anderes proble-
matisch: Sollte der von Ihnen geschilderte
Fall eintreten, dass Extremisten die Mehrheit
hätten, um so etwas zu regeln, dann haben
wir ganz andere Probleme als das Transpa-
renzgesetz. Ich kann mir wirklich keine Lage
vorstellen, in der Extremisten im Schleswig-
Holsteinischen Landtag die Mehrheit über-
nehmen. Wir werden jedenfalls etwas dafür
tun, dass es nicht so kommt.
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Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Darum geht es in der Tat nicht, Herr Kollege Steg-
ner. Ich habe das Beispiel der Auflösung einer rela-
tiv großen AfD-Fraktion gewählt. Das hat es in Ba-
den-Württemberg mit anderen Fraktionen ja schon
gegeben. Die AfD ist mit so vielen Parlamentssit-
zen im Schweriner Landtag, dass sie sich dort ir-
gendwann einmal locker zu dritt in unterschiedli-
chen Fraktionen konstituieren könnte. Wenn Sie je-
der Fraktion das Recht geben, einen Vertreter in
dieses Gremium zu entsenden, dann haben Sie da
bestimmte Mehrheitsverhältnisse, mit denen Sie
dann leben müssten. Wenn Sie solche Regelungen
vorschlagen, dann müssen Sie auch daran denken,
wie das im Zweifelsfall einmal richtig entgleisen
kann.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Dr. Breyer?

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Ja.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Breyer, bitte.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Herr
Dr. Klug, man kann ja sehr viel an diesem
Gesetz kritisieren, und wir werden das auch
gleich tun. Aber Ihr Beispiel leuchtet mir
nicht ein; denn wenn eine Zweidrittelmehr-
heit in dem beratenden Gremium blockiert,
dann wird doch nur eine beratende Empfeh-
lung blockiert. Das heißt, dass es der Lan-
desregierung völlig unbenommen bleibt, wie
sie reagieren will. Die Empfehlung ist völlig
unverbindlich. Deswegen verstehe ich das
Problem nicht, das Sie an der Stelle haben.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Die Landesregierung bliebe dann ohne jegliche par-
lamentarische Kontrolle. Herr Kollege Breyer, ich
halte - ich will es wiederholen - diesen Gesetzes-
vorschlag für in hohem Maße problematisch.

Ich darf vielleicht abschließend noch einen Hinweis
geben: Auf der Online-Seite des „Spiegel“ gibt es
heute einen Beitrag von Sascha Lobo, einem Kom-
mentator, der ja bekanntermaßen den Sozialdemo-
kraten als IT-Fachmann, Social-Media-Fachmann,

sehr nahesteht. Dieser Beitrag von Sascha Lobo hat
den Titel: „Warum selbst Deutsche Trump lieben“.
Er vergleicht die politische Diskussion, die in den
Social Media in Deutschland abläuft, mit der Präsi-
dentschaftsdebatte, speziell mit bestimmten Argu-
mentationen von Donald Trump, und kommt zu
dem Ergebnis - mit vielen Zitaten -, dass sich da
durchaus eine ganze Reihe von Ähnlichkeiten fin-
den lassen. Ich zitiere jetzt einmal aus seinem Bei-
trag einen Satz, der lautet:

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege!

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Ich habe noch 54 Sekunden, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ja, ich wollte nur darauf hinweisen, dass jetzt Ihre
Redezeit wieder läuft.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

„Den Kern stellt hier aber die inzwischen all-
gegenwärtige Kritik an der Berufspolitik dar:
Sie diene nicht ‚dem Volk‘, sondern allen
möglichen Interessengruppen.“

Ich glaube, dass der Gesetzentwurf der Küstenko-
alition solche Vorurteile, die zweifelsohne in unse-
rem Land bestehen, eher bedient als dass er ihnen
entgegenwirkt.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für die Fraktion der PI-
RATEN hat nun der Abgeordnete Dr. Patrick Brey-
er.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen und Herren
Abgeordnete! Wenn man das politische Geschehen
verfolgt, fragt man sich an vielen Stellen: Haben in
unserem Land eigentlich die Bürger das Sagen,
oder regiert hier die Wirtschaft? Da arbeiten Lob-
byisten in Ministerien, da schreiben Konzerne an
Gesetzentwürfen mit, da verdienen Abgeordnete
mit Tätigkeiten für Wirtschaftsverbände oder mit
bezahlten Vorträgen teilweise mehr als mit ihrer ei-
gentlichen Aufgabe als Volksvertreter. Da werden
Minister und Staatssekretäre mit profitablen Verträ-
gen von der Branche eingekauft, die sie in ihrem
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Amt eigentlich zum Wohle der Bürger regulieren
und beaufsichtigen sollten.

An vielen dieser Stellen fehlen in Schleswig-Hol-
stein Vorkehrungen gegen Missbräuche. Zum Bei-
spiel, Herr Kollege Eichstädt, ist die im Koalitions-
vertrag versprochene Veröffentlichung von Neben-
einkünften von Abgeordneten bis heute nicht umge-
setzt.

(Wortmeldung Peter Eichstädt [SPD])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine Bemerkung des
Herrn Abgeordneten Eichstädt?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Am Ende meines Redebeitrags gern, jetzt möchte
ich erst einmal fortfahren, Herr Kollege.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Am Ende Ihres Redebeitrages geht es leider nicht.
Sie können eine Zwischenbemerkung zulassen,
aber nicht am Ende Ihres Redebeitrags.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Im Moment nicht, Frau Präsidentin, danke. - An ei-
ner Stelle aber hat der Druck, den wir PIRATEN
mit Unterstützung eines gewissen Vogels seit zwei
Jahren machen, gewirkt. Als fünftes Bundesland
soll Schleswig-Holstein jetzt endlich auch eine
Wartezeit für Minister einführen, die in die Wirt-
schaft wechseln wollen. Es freut mich, dass der
Gordische Knoten an dieser Stelle zerschlagen ist.
Das Problem ist nur, bei genauem Hinsehen zeigt
sich, dass Sie ziemlich am Knoten vorbeigeschla-
gen haben und Ihr Gesetzentwurf Lücken aufweist,
die so groß sind wie Scheunentore.

Da möchte ich aus einem Schreiben der Antikor-
ruptionsorganisation Transparency International
an die Fraktionsvorsitzenden von gestern zitieren,
in dem bemängelt wird, dass der Gesetzentwurf
weit hinter die auf Bundesebene existierende Rege-
lung zurückfalle. Es handelt sich wohlgemerkt um
das, was Schwarz-Rot zustande gebracht hat, Herr
Dr. Stegner.

Da wird bemängelt, dass die Bedingungen zur Ver-
hängung einer Karenzzeit zu eng gefasst seien.

(Zuruf Peter Eichstädt [SPD])

Das bedeutet doch nichts anderes, als dass das Ziel
mit diesen engen Bedingungen gar nicht erreicht

wird, dass Ihr Gesetzentwurf also in vielen Fällen
ins Leere laufen wird.

Da wird bemängelt, dass Staatssekretäre nicht er-
fasst seien, dass das Gesetz für die jetzigen Minister
nicht gelten solle, und Transparency International
bittet um eine Sachverständigenanhörung oder eine
dritte Lesung, um den Gesetzentwurf ausführlicher
analysieren zu können.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: Wir haben gar keine
Parlamentarischen Staatssekretäre im Parla-
ment!)

Auch Lobbycontrol kritisiert heute auf Twitter den
Gesetzentwurf als schwach und schwer vermittel-
bar.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach dem
Fall Breitner, der als Wohnungsbauminister noch
aus seinem Amt heraus seinen Wechsel in die Woh-
nungswirtschaft ausgehandelt hat, stehen wir doch
moralisch in der Verantwortung, dafür Sorge zu tra-
gen, dass sich ein solcher Vorfall nicht wiederholen
kann. Das Gesetz muss auch funktionieren.

(Zuruf Lars Harms [SSW])

Deshalb beantragen wir die dritte Lesung dieses
Gesetzentwurfs, um noch Experten dazu anhören
und diesen Gesetzentwurf verbessern zu können -
was wir wollen. Dadurch tritt keine Verzögerung
ein, weil er sowieso erst nach der Landtagswahl in
Kraft treten soll, Herr Dr. Stegner.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Da sind Sie vor al-
len Dingen nicht mehr mit dabei!)

Was beispielsweise die Staatssekretäre angeht,
könnte man in einer Anhörung durchaus der Frage
nachgehen, ob es nicht möglich ist, das Schlupfloch
zu schließen, was im Moment darin besteht, dass
wenn die verbeamteten Staatssekretäre auf Versor-
gungsansprüche verzichten, sie völlig einschrän-
kungslos wechseln können. Nur wenn sie das nicht
tun, gelten bestimmte Einschränkungen.

(Peter Eichstädt [SPD]: Das dürfen sie gar
nicht!)

Herr Kollege Eichstädt, auch wenn Sie bisher eine
Anhörung abgelehnt haben, zeigen doch diese un-
abhängigen Stellungnahmen und Analysen Ihres
Gesetzentwurfs, dass noch Klärungsbedarf vorhan-
den ist. Sie selbst haben an Ihrem ursprünglichen
Papier zweimal nachbessern müssen. Heute kam
die letzte Änderung auf den Tisch. Deshalb mein
Appell an Sie, die Probleme, die damit verbunden
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sind, noch einmal begutachten und beleuchten zu
lassen. Wir haben die Zeit dazu.

Der Schriftsteller Oscar Wilde sagte einmal:

„Politiker werden nach ihrer Standfestigkeit
beurteilt; leider beharren sie deshalb auf ih-
ren Irrtümern.“

Lassen Sie uns heute das Signal aussenden, dass
Herr Wilde selber irrt und dass dieses Parlament
tatsächlich das gefährliche Einfallstor für Lobbyis-
mus schließen will, was in solchen Seitenwechseln
liegt. Stimmen Sie unserem Antrag auf Durchfüh-
rung einer dritten Lesung zu, auf Einholung des
Sachverstands der Verbände, um den Gesetzent-
wurf zu verbessern und die Lücken zu schließen.
Ich glaube, das sind wir den Bürgerinnen und Bür-
gern dieses Landes schuldig. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Kolleginnen und Kollegen des SSW erteile
ich dem Abgeordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Bevor ich mit meiner eigentlichen Rede be-
ginne, ist es mir ein Bedürfnis, noch einmal eins
klarzustellen: Politiker sind nicht korrupt, Politiker
sind nicht beeinflussbar.

(Wolfgang Dudda [PIRATEN]: Das hat kei-
ner gesagt!)

Ich habe auch nicht gesagt, dass das jemand gesagt
hätte, ich stelle das nur noch einmal fest, lieber
Kollege Dudda. Es mag ja sein, dass in der öffentli-
chen Wahrnehmung Leute das so sehen. Aber für
mich ist es so, dass ich regelmäßig Politiker ken-
nengelernt habe, egal in welcher Funktion, egal auf
welcher Ebene, ob auf kommunaler Ebene oder
auch hier im Landtag oder auf Regierungsbänken -
gleich welcher Couleur -, die sich alle für die Ge-
meinschaft eingesetzt haben. Natürlich verdienen
wir auch unser Geld damit, wenn wir hier als haupt-
amtliche Politiker sitzen. Aber es ist nicht so, wie
die Sicht von manchen es suggeriert, dass Politiker
grundsätzlich korrupt sind und man ihr korruptes
Handeln einschränken muss. Dieses Bild darf auf
gar keinen Fall entstehen.

Bevor ich auf unseren eigentlichen Gesetzentwurf
eingehe, möchte ich noch einmal kurz auf das ein-
gehen, was die PIRATEN seinerzeit vorgeschlagen
haben, nämlich drei Jahre, in denen die Beschäfti-

gungsaufnahme eigentlich verboten sein soll, wenn
dienstliche Tätigkeiten in irgendeiner Art und
Weise mit der zukünftigen Verwendung in Ver-
bindung stehen. Dienstliche Tätigkeiten - das wäre
im Prinzip bei jedem Minister der Fall. Ich glaube,
wenn man das mit dem Recht auf freie Berufswahl
nach Artikel 12 Grundgesetz abwägt, dann sollte
man mit solchen Verboten sehr vorsichtig umge-
hen. Denn die Regel ist bei Ihnen das Verbot gewe-
sen und die Ausnahme die Wiederzulassung.

Bei uns ist es genau umgekehrt. Die Regel ist, dass
man genau guckt, ob jemand wirklich eine Verbin-
dung zu seinem nächsten Job hat. Wenn ja, dann
wird noch ein Gremium zwischengeschaltet, um ge-
nau darauf zu schauen, ob auch die Besorgnis da
ist, dass entsprechende Interessen betroffen sein
könnten. Die Ausnahme ist, dass man den Leuten
den Job verbietet.

Ich möchte noch einmal ganz deutlich sagen,
warum ich der Auffassung bin, dass das der klügere
Ansatz ist. Grundsatz muss immer noch sein, dass
es ein Leben nach der Politik gibt. Für mich ist es
ganz, ganz wichtig, dass Abgeordnete, aber auch
dass Regierungsmitglieder tatsächlich noch in der
„freien Wildbahn“ tätig sein können.

(Beifall SSW und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist superwichtig. Das ist auch wichtig für die
PIRATEN, denn das gibt Unabhängigkeit. Unab-
hängig sind nicht unbedingt diejenigen, die darauf
angewiesen sind, nach ihrem Abgeordnetendasein
oder nach ihrem Regierungsdasein vom Staat ali-
mentiert zu werden. Unabhängig sind diejenigen,
die rausgehen und sagen können: Ok, dann mache
ich etwas anderes, ich habe damit keine Schwierig-
keiten. Das sind auch diejenigen, die hier locker
stehen und sagen können: Ist mir egal, was mit mir
passiert, denn ich weiß, ich kann mich auch selbst
ernähren.

Deshalb ist es bei solchen Gesetzentwürfen, auch
bei Karenzgesetzen, wichtig, darüber nachzuden-
ken, was eigentlich der Grundsatz sein muss. Der
Grundsatz muss immer sein, dass die Abgeordneten
und in diesem Fall auch die Regierungsmitglieder
eine Chance haben, ihren Berufen weiterhin nach-
zugehen. Das muss die Regel sein. Und die Aus-
nahme ist, dass man dann möglicherweise Karen-
zen in ganz wenigen Einzelfällen zulässt.

Das haben wir dann auch entsprechend formuliert,
dass nämlich tatsächliche Anhaltspunkte gegeben
sein müssen, die darauf hinweisen, dass es mögli-
cherweise eine Abhängigkeit geben könnte. Wir ha-
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ben extra gesagt, wir richten ein Gremium ein. Ja,
das ist auch ein bisschen eine Hilfskrücke. Das soll
sich sogar innerhalb von drei Wochen entscheiden.
Das ist nicht so ganz einfach, das weiß ich. Aber als
Antwort auch auf den Kollegen Klug, der gefragt
hat, was denn passiert, wenn sich hier irgendwelche
radikalen Parteien wie irgendwelche Pantoffeltier-
chen zellteilen: Was passiert? - Es wird keine Emp-
fehlung geben, das heißt, die Regierung sitzt dann
erst einmal allein ohne eine Empfehlung da und
wird irgendeine Entscheidung treffen.

Die Entscheidung im Einzelfall wird sein: Er darf
seinen Job ausüben, oder: Er darf seinen Job nicht
ausüben. Egal wie die Entscheidung ausfällt, die
Welt geht dadurch auf jeden Fall nicht unter, son-
dern wird sich weiter drehen. Dieses Land wird da-
durch nicht unregierbar. Insofern bin ich relativ lei-
denschaftslos, was diese Frage angeht.

Es ist so, dass wir ein vorsichtiges Gesetz auf den
Weg bringen. Es mag auch sein, dass manch einer
dies kritisiert. Ich glaube, dass es klug so ist.

Im Übrigen glaube ich, dass es unsere Verantwor-
tung denjenigen gegenüber ist, denen wir den Beruf
verbieten, zu sagen: Okay, wenn ihr bis zu zwei
Jahre nicht arbeiten dürft, zahlen wir euch Über-
gangsgeld, auch denjenigen Ministern, die mögli-
cherweise aufgrund ihrer kurzen Amtszeit gar kei-
nen Anspruch auf die gesamten zwei Jahre hätten.
Wenn man es ihnen für die gesamte Zeit verbietet,
ist es nur recht und billig, dass man sagt: Okay, ihr
kriegt die Knete für diese Zeit.

Das ist im Übrigen im Gesetzentwurf der PIRA-
TEN auch nicht enthalten gewesen, was ich sehr
schade fand, weil wir alle eine gemeinsame Verant-
wortung für diejenigen haben, die diesem Land
Schleswig-Holstein dienen. - Ich komme zum
Schluss, weil meine Uhr hier abgelaufen ist.

(Wolfgang Dudda [PIRATEN]: Die Zeit ist
abgelaufen!)

Ich glaube, dass der hier vorliegende Gesetzentwurf
eigentlich ein sehr kluger ist, der sogar dazu führt,
dass der Kollege Arp irgendwann, wenn wir alle
nicht mehr hier sitzen, mit Freuden doch noch ein-
mal Lust hat, unter diesen Bedingungen Minister zu
werden. Dann kann er zumindest in seinen alten
Beruf als Gastwirt zurückkehren. - Vielen Dank.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem Dreiminutenbeitrag hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Ralf Stegner von der SPD-Fraktion das
Wort.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Der war ja auch mal
Minister!)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Drei
Bemerkungen.

Erstens, Frau Kollegin Nicolaisen: Als der Innen-
minister gewechselt hat, habe ich das von diesem
Pult hier kritisiert. Wir haben uns mit der Frage
auseinandergesetzt. Deswegen brauchen wir von
Ihnen keinerlei Belehrung, was das Thema Anstand
angeht. Ich finde, den Teil Ihrer Rede hätten Sie
sich durchaus verkneifen können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf SPD: Nicht nur den!)

Zweitens, Herr Kollege Dr. Klug: Wenn Sie sagen,
dass wir die Vorurteile gegenüber Politikern hier
verstärken, wenn wir ein solches Transparenz- und
Karenzgesetz schaffen, kann ich nur sagen: Sie ver-
kennen Ursache und Wirkung. Ich glaube, Trans-
parenz ist wichtig, um genau dies nicht aufkom-
men zu lassen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Zu Ihrer Konstruktion mit den Extremisten: Wenn
zum Beispiel Rechtspopulisten die Geschäftsord-
nung missbrauchen, wie sie es in Baden-Württem-
berg ganz offenkundig tun, finde ich, kann eine
wehrhafte parlamentarische Demokratie damit auch
durchaus anders umgehen.

Drittens, Herr Kollege Dr. Breyer: Bei Ihnen ist es
ganz genau umgekehrt. Ihre Tirade gegen die re-
präsentative Demokratie und das Zerrbild von Po-
litik muss ich in aller Form zurückweisen. Es ist ein
Segen, wenn Sie diesem Haus nicht mehr angehö-
ren werden, weil Sie - das will ich Ihnen schon ein-
mal sagen - schon auch eine Schande für dieses
Haus sind. Sie stellen den Sachverhalt nämlich in
einer Weise dar, die nichts mit den Menschen zu
tun hat, die hier sitzen. Gar nichts hat es mit denen
zu tun!

(Beifall SPD, CDU und FDP)

Die Leute, die hier sitzen, sind Idealisten, die in
Parteien eingetreten sind, um das Leben der Men-
schen besser zu machen. Die müssen sich von Ih-
nen nicht sagen lassen, dass die Politik so sei. Sie
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tragen dazu bei, dass Rechtspopulisten diese Demo-
kratie mit dem Zerrbild, das Sie hier jedes Mal dar-
bieten, angreifen.

(Zuruf Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Ich freue mich, dass
ich die Freiheit der Meinungsäußerung habe, Ihnen
dies einmal in aller Deutlichkeit zu sagen, Herr
Kollege.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, FDP und SSW - Unruhe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat der Herr
Abgeordnete Eichstädt von der SPD-Fraktion das
Wort.

Peter Eichstädt [SPD]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
würde gern die Gelegenheit nutzen, um noch ein-
mal auf den heute eingegangenen Antrag der PIRA-
TEN einzugehen.

(Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Es ist kein
Antrag von uns eingegangen! - Zuruf SPD:
Kein Antrag?)

Ihr Antrag ist, nebenbei gesagt, wesentlich kurzfri-
stiger eingegangen als unserer. Aber sei es drum.

Sie wollen eine dritte Lesung und begründen das
damit, dass nicht ausreichend Zeit bestanden habe,
das von uns vorgelegte Änderungsgesetz zu bera-
ten. Ich finde das derartig scheinheilig von Ihnen,
Herr Breyer! Ich will Sie einmal daran erinnern,
wie Sie hier am 17. Februar 2016 mit Ihrem merk-
würdigen, gefährlichen Stofftier durch die Gegend
gelaufen sind und uns erklärt haben, warum Sie den
Antrag eingebracht haben, dass dieses Gesetz sofort
und ohne weitere Beratung im Landtag beschlossen
werden soll. Ich erinnere Sie an die Drucksache
18/3846. Lesen Sie das einmal nach! Da wollten
Sie überhaupt keine Beratung mehr.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Hans-Jörn Arp [CDU])

Wir hingegen haben gesagt: Wir beraten weiter im
Ausschuss. Das haben wir auch gemacht. Es hat
dreimal auf der Tagesordnung gestanden. Sie haben
keinen einzigen Antrag dazu gestellt. Erst als wir
zwei Änderungsanträge im Rahmen der Aus-
schussberatung nachgereicht hatten, haben Sie ge-
sagt, nun müssten wir aber einmal beraten. Wie
kriegen Sie das in Einklang? Wenn es nach Ihnen

gegangen wäre, wäre dieses Gesetz bereits am
17. Februar 2016 ohne weitere Beratung beerdigt
worden.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Mit Stofftier! - Hei-
terkeit)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Kollegen Dr. Breyer dazu?

Peter Eichstädt [SPD]:

Ja bitte.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege Dr. Breyer, bitte.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Ich beant-
worte Ihre Frage, Herr Kollege, warum wir
damals auf einer sofortigen Abstimmung be-
standen hatten. Zum Ersten war es damals
ein guter Gesetzentwurf, der anders als der
jetzige so hätte verabschiedet werden sollen.

(Heiterkeit - Unruhe)

Zum Zweiten sollte das damalige Gesetz so-
fort in Kraft treten, also auch für die jetzigen
Minister gelten. Das ist bei Ihrem Gesetzent-
wurf auch nicht der Fall. Das heißt, bei Ihrem
Gesetz, das lückenhaft ist und sowieso erst
im nächsten Jahr in Kraft treten soll, ist es
nötig, eine dritte Lesung und Sachverständi-
genanhörung durchzuführen.

Können Sie mir erklären, warum Sie damit
nicht einverstanden sind?

(Birgit Herdejürgen [SPD]: Wir haben kei-
nen Bock mehr!)

Was haben Sie dagegen, dass sich Experten,
die sich damit auskennen, zu den Details die-
ses Gesetzentwurfes äußern, den Sie selber
zweimal überarbeiten mussten?

Peter Eichstädt [SPD]:

Wir haben überhaupt nichts dagegen, dass sich Ex-
perten mit unserem Gesetz beschäftigen. Wir haben
natürlich mit Experten gesprochen. Sie als selbster-
nannter Experte haben uns ja auch durchaus diverse
Ratschläge gegeben.

(Heiterkeit SPD)

Es hat Gespräche gegeben. Wir haben aber weitere
Beratungen im Ausschuss dazu durchgeführt. Es
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hat Änderungen gegeben. Wir waren unter Hinzu-
ziehung auch dessen, was in anderen Parlamenten -
vor allem im Bund und in Hamburg - beraten wor-
den ist, der Überzeugung und der Meinung, dass
das, was wir hier auf den Weg gebracht haben, aus-
gewogen und gut ist.

Herr Dr. Breyer, Ihr großes Problem ist doch, dass
Sie nicht einsehen können: Die große Schwäche Ih-
res Gesetzentwurfes ist, dass er in diesem Haus kei-
ne Mehrheit hat!

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Sie verweigern sich, nach Mehrheiten zu suchen.
Sie wollen mit dem Kopf durch die Wand und ma-
chen hier mit irgendwelchen Stoffpuppen Theater,
anstatt sie dem Kollegen Günther zu schenken, der
gerade an dem Tag Vater einer Tochter geworden
ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Zuruf SPD: Genau!)

Stattdessen haben Sie hier einen Popanz ohne Ende
aufgebaut und wollten sofort darüber abstimmen.
Und heute, ein halbes Jahr später, halten Sie uns
vor, wir würden das Gesetz nicht diskutieren wol-
len. Das passt nicht zusammen, und ich muss Ihnen
sagen: So geht es nicht.

Großes Kino von den PIRATEN: erst Friedhof der
Kuscheltiere - kein Mensch weiß, wo das Tier ge-
blieben ist -, dann das große Schweigen der Läm-
mer. So machen wir das nicht mit. Wir stimmen das
Gesetz heute durch.

(Heiterkeit und anhaltender Beifall SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat sich der
Kollege Dr. Kai Dolgner, ebenfalls von der SPD-
Fraktion, gemeldet.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist aber schwer
zu toppen! Ihr seid ganz schön mutig da drü-
ben!)

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich räume ein, ich habe mich geirrt.

(Zurufe und Unruhe - Birgit Herdejürgen
[SPD]: Das kann nicht sein!)

Ich habe am Anfang der Legislaturperiode den Kol-
legen Dr. Breyer für einen aufrechten Menschen
gehalten, der eine Sichtweise auf die Dinge hat, die
ich vielleicht nicht teile, und der im Verhältnis von
parlamentarischer Demokratie und anderen Formen
von Partizipation andere Prioritäten setzt.

Ich muss ganz ehrlich sagen, Herr Dr. Breyer: Auch
heute ist wieder ein Tag der großen Enttäuschun-
gen, weil Sie ganz bewusst hier einen Eindruck er-
wecken, der einfach nicht stimmt.

(Zuruf Uli König [PIRATEN])

Nach dem Beamtenversorgungsgesetz des Landes
Schleswig-Holstein - § 3 Absatz 3 - kann auf die
gesetzlich zustehende Versorgung gar nicht ver-
zichtet werden. Herr König, Sie könnten an dieser
Stelle einmal zuhören und das selber nachkontrol-
lieren. Das heißt: Die Lücke, die Sie hier für Staats-
sekretäre - es gibt in Schleswig-Holstein nur verbe-
amtete Staatssekretäre - konstruieren, gibt es
nicht. Mir ist nicht bekannt, ob Transparency das
nicht weiß. Es gab hier einmal Parlamentarische
Vertreter der Minister, das ist schon lange her.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Sehr lange!)

Ich war einmal Mitarbeiter von Herrn Neugebauer.
Der hat gern darauf rekurriert.

(Heiterkeit)

Auch da bestimmt das Sein das Bewusstsein. Sie
können das gern nachschauen: Diese Lücke gibt es
nicht. Sie können nicht darauf verzichten. Wären
sie im Dienst, dann könnten sie schon gar nicht dar-
auf verzichten, weil es nur ein Anspruch ist, den sie
noch nicht haben.

Die Anzeigepflicht haben sie im Übrigen vor Been-
digung ihrer Zeit als Staatssekretär. Sie können es
drehen und wenden, wie Sie wollen. Die Lücke, die
Sie als Hauptkritikpunkt genannt haben, existiert in
Schleswig-Holstein gar nicht. Sie würde dann exi-
stieren, wenn Sie hier Parlamentarische Staatsse-
kretäre einführen würden. Für alle unsere Staatsse-
kretäre gilt uneingeschränkt § 41 des Beamtensta-
tusgesetzes des Bundes. Da ist eine Regelung ent-
halten. Das ist abschließend geregelt, und das wis-
sen Sie als Jurist auch ganz genau.

Sie brauchen aber irgendetwas, um sich zu empö-
ren. Alle anderen möglichen Kritikpunkte können
Sie gern nennen. Sie können fragen, ob das das
richtige Gremium ist, ob es überhaupt sinnvoll ist,
Karenzzeiten einzuführen, ob man die Kriterien en-
ger oder weiter fassen soll. All das ist im parlamen-
tarischen Diskurs, und es ist Teil der Pluralität, dass
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wir hierzu unterschiedliche Meinungen haben. Sie
erwecken hier aber den Eindruck nach außen, wir
würden für irgendjemanden auf der Regierungs-
bank eine Lücke schaffen, damit er sich von der
Wirtschaft kaufen lassen kann. Das kann ich - ehr-
lich gesagt - für mich nicht unter Gutartigkeit sub-
sumieren. Das tut mir leid.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Die Fraktion der PIRATEN hat nach § 28 unserer
Geschäftsordnung beantragt, eine dritte Lesung des
Gesetzentwurfs Drucksache 18/2334 durchzuführen
und den Gesetzentwurf an den Innen- und Rechts-
ausschuss zurückzuüberweisen. Ich lasse zunächst
über diesen Antrag abstimmen. Wer dem zustim-
men will, den bitte ich um sein Handzeichen. - Das
sind die Kolleginnen und Kollegen der Piratenfrak-
tion. Wer lehnt diesen Antrag ab? - Das sind alle
anderen Abgeordneten. Gibt es Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist dieser Antrag gegen die Stimmen
der PIRATEN von allen anderen Abgeordneten ab-
gelehnt worden.

Ich lasse über den Änderungsantrag der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Abgeordneten des SSW, Drucksache 18/4755, ab-
stimmen. Wer diesem Änderungsantrag seine Zu-
stimmung erteilen will, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Das sind die Abgeordneten von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW. Wer lehnt
diesen Antrag ab? - Das sind die Kolleginnen und
Kollegen von der Piratenfraktion, der CDU-Frakti-
on und der FDP-Fraktion. Gibt es Stimmenthaltun-
gen? - Das ist nicht der Fall. Damit ist dieser An-
trag angenommen.

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf Drucksache
18/2334 in der vom Ausschuss empfohlenen Fas-
sung einschließlich des soeben angenommenen Än-
derungsantrags Drucksache 18/4755 abstimmen.
Wer diesem Antrag seine Zustimmung erteilen will,
den bitte ich um sein Handzeichen. - Das sind die
Abgeordneten von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und des SSW. Wer lehnt diesen Antrag ab? -
Das sind alle übrigen Fraktionen. Enthaltungen gibt
es nicht. Damit ist dieser Antrag mit den Stimmen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
angenommen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich war kurz davor, die Frage des Kollegen Arp zu
beantworten, aber dann habe ich mich daran erin-
nert, wo ich sitze.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf:

Zweite Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Entlastung des Mittelstandes in Schleswig-Hol-
stein

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/3191

Bericht und Beschlussempfehlung des Wirtschafts-
ausschusses
Drucksache 18/4717

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/4759

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht.
Ich erteile dem Herrn Berichterstatter des Wirt-
schaftsausschusses, Herrn Abgeordneten Christo-
pher Vogt, das Wort.

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin, ich möchte auf die Vorlage ver-
weisen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Gibt es Wortmeldungen zu dem Bericht? - Das ist
nicht der Fall.

Ich eröffne die Aussprache und erteile Herrn Abge-
ordneten Johannes Callsen für die CDU-Fraktion
das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor
zwei Monaten hat das IW Köln die Wirtschafts-
struktur in allen mehr als 400 Kreisen und kreisfrei-
en Städten in Deutschland in einem Regional-Ran-
king bewertet. Während sich 89 von 100 Top-
Standorten in Bayern, Baden-Württemberg und
Hessen befinden, schafft es mit dem Kreis Stor-
marn - Platz 76, herzlichen Glückwunsch - ledig-
lich eine schleswig-holsteinische Region in die Top
100.

(Beifall Martin Habersaat [SPD])

Weil es nur eine Region ist, ist es kein Wunder,
dass die Zahl der Neuansiedlungen in Schleswig-
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Holstein seit drei Jahren massiv sinkt. Dieses ver-
nichtende Urteil des Instituts der Deutschen Wirt-
schaft über unseren Wirtschaftsstandort ist Aus-
druck einer fehlgeschlagenen Wirtschaftspolitik. Es
ist gleichzeitig die rote Karte für Rot, Grün und
Blau.

(Beifall CDU)

Das zeigt auch die jüngste Umfrage der IHK-Verei-
nigung Schleswig-Holstein. Ich zitiere die Präsi-
dentin der IHK Schleswig-Holstein, Frau Kühn:

„Mehr als die Hälfte der Unternehmen wer-
den durch die komplizierten Regeln von der
Teilnahme an öffentlichen Ausschreibungen
abgeschreckt, das ist schlecht für die gewerb-
liche Wirtschaft, aber auch für die öffentli-
chen Haushalte.“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Aufwendun-
gen und die bürokratischen Belastungen für die
Wirtschaft sind unter dieser Koalition von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW in den letz-
ten Jahren immer größer geworden, während, und
das ist die Kehrseite der Medaille, die eigentlichen
wirtschaftlichen Impulse ihrer Politik wirklich
gleich null sind.

(Beifall CDU)

3,8 Millionen € geben Sie jedes Jahr an unsere
Städte und Kreise, damit diese überhaupt bereit
sind, die Kontrolle Ihrer Murks-Gesetze sicherzu-
stellen. 3,8 Millionen € jedes Jahr mehr für Büro-
kratie, während gleichzeitig die Investitionsquote
viel zu niedrig ist. Am Ende dieser Wahlperiode
werden Sie 19 Millionen € mehr für Bürokratie aus-
gegeben haben, statt dieses Geld sinnvoll in die Zu-
kunft des Standorts investiert zu haben.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, es macht mir wirklich
Sorge, und nicht nur mir, wie die Koalition mit den
Interessen des Mittelstandes umgeht. Ich erinnere
an die Anhörung im Zusammenhang mit unserem
Gesetzentwurf. Die Anhörung der Verbände hat am
Ende bei SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW niemanden auch nur im Ansatz interessiert.
Das ist der Unterschied. Wir hören der Wirtschaft
zu. Unsere Wirtschaftspolitik baut ganz entschei-
dend darauf auf, dass wir den Unternehmen Ent-
wicklungsmöglichkeiten einräumen.

Deshalb haben wir unseren Gesetzentwurf noch
einmal ergänzt und verbessert, und zwar erstens um
die Integration von Migranten, zweitens um die
Förderung von Teilzeitausbildungen und drittens

um die Vergabe von ÖPNV-Leistungen, mit de-
nen wir private mittelständische und kommunale
Verkehrsunternehmen in Schleswig-Holstein vor
Lohndumping schützen wollen. Viertens stärken
wir den Tourismus, indem wir es Unternehmen
wieder ermöglichen, sich an ihrem Standort auch in
Küstennähe wirtschaftlich zu erweitern.

Wir haben in unserem Entlastungsgesetz einen kla-
ren Schwerpunkt auf Bürokratieabbau und die Ver-
besserung der Standortbedingungen gelegt. Ich sage
deutlich: Das ist all das, was Wirtschaftsminister
Meyer ständig vor Unternehmen und den Unterneh-
mern verspricht, was er aber nicht im Ansatz an ei-
ner Stelle umgesetzt hat.

(Beifall CDU)

Deshalb wollen wir die Wirtschaft in diesem Land
konsequent fördern, indem wir die wirtschaftli-
chen Standortbedingungen in allen Regionen des
Landes verbessern und die Schaffung wirtschafts-
freundlicher Rahmenbedingungen allen Ebenen als
ständige Aufgabe in das Gesetz schreiben. Hierzu
gehören insbesondere der bedarfsgerechte Ausbau
der Infrastruktur, die Sicherung der Kommunikati-
onsinfrastruktur sowie ihr Ausbau, die bedarfsge-
rechte Ausweisung von Gewerbeflächen und die Si-
cherung der regionalen Daseinsvorsorge. Durch un-
seren Gesetzentwurf geben wir im Übrigen Eigen-
tümern wieder Beteiligungsrechte bei der Denkmal-
pflege, und wir stärken den Arbeitsmarkt und die
Berufsorientierung schon in der Schule.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Anhörung zu
unserem Mittelstandsentlastungsgesetz hat deutlich
gemacht, um welche Alternativen in der Wirt-
schaftspolitik es in der Zukunft geht: Die Koalition
aus SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW
macht Wirtschaftspolitik zulasten des Mittelstan-
des. Sie gefährden damit die Zukunft unseres Wirt-
schaftsstandortes Schleswig-Holstein.

Für die CDU sage ich sehr deutlich: Wir haben
Vertrauen in den Mittelstand. Wir vertrauen auf sei-
ne Leistungskraft und seine Verantwortung hier in
Schleswig-Holstein. Das machen wir mit dem Mit-
telstandsentlastungsgesetz deutlich. Wir haben die
Änderungen noch einmal als eigene Drucksache
und als eigenen Gesetzentwurf eingereicht. Wir ge-
ben Ihnen heute die Chance, mit der Zustimmung
zu unserem Gesetzentwurf ein entsprechendes Zei-
chen für die Entwicklung des Mittelstands in
Schleswig-Holstein zu setzen. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und Christopher Vogt [FDP])
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bevor wir fortfahren, begrüße ich mit Ihnen ge-
meinsam auf der Tribüne die Landesvorsitzende
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Ruth Kastner so-
wie Neumitglieder der Partei BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN in Schleswig-Holstein - Ihnen allen,
euch allen: Herzlich willkommen im Kieler Lan-
deshaus.

(Beifall)

Jetzt hat für die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete
Katrin Fedrowitz das Wort.

Katrin Fedrowitz [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Liebe CDU, ein wirklich netter Ver-
such! Auf den ersten Blick mag man meinen, dass
Ihr Gesetzentwurf ein ernster Versuch sein sollte,
sinnvolle Mittelstandsförderung zu betreiben. Aber
leider ist Ihre Absicht bei diesem Gesetzentwurf
trotz vieler schöner Verpackungen doch ziemlich
durchschaubar. Er liest sich eher wie ein Wahlpro-
gramm der CDU als wie ein Gesetz, das dem Mit-
telstand wirklich weiterhilft. Es geht Ihnen hier
nicht um Mittelstandsförderung, sondern allein um
die Aufhebung von Tariftreue- und Vergabegesetz,
Landesmindestlohn und des Registers zum Schutz
des fairen Wettbewerbs.

Es wird Sie also nicht wundern, dass wir Ihren Ge-
setzentwurf, der lediglich als Verpackungsmaterial
dient, insgesamt ablehnen und damit entsorgen.

(Beifall SPD)

Trotzdem muss ich Ihnen für diesen Versuch dan-
ken. Denn dieser Gesetzentwurf macht wieder ein-
mal deutlich, wie weit und wie grundlegend wir uns
doch voneinander unterscheiden.

Die Stärkung des Mittelstandes ist grundsätzlich
ein richtiges Ziel. Wenn die CDU aber den Mittel-
stand fördert, dann hat sie nur Augen für die In-
haber der Unternehmen. Die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer finden in ihrem Entwurf nur am
Rande Berücksichtigung. Der Beamtenbund hat es
in seiner Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf wie
folgt formuliert:

„Die Daseinsbedingungen der Wirtschaft
dürfen nie isoliert betrachtet werden. So
müssen auch die Bedingungen der Menschen
einbezogen werden, die von ihren Arbeits-
löhnen leben müssen.“

(Beifall SPD)

Ihren Versuch der Unterhöhlung von Tariftreue so-
wie sozialen und ökologischen Standards halten wir
nicht nur für höchst bedenklich, sondern wir halten
ihn für grundlegend falsch.

(Beifall SPD und Lars Harms [SSW])

Immer wieder gehen - auch heute noch - Menschen
einer regelmäßigen Beschäftigung nach und kom-
men mit einem Einkommen unter dem Hartz-IV-
Niveau nach Hause. Das darf nicht sein.

(Beifall SPD und Dr. Andreas Tietze
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Einen starken Mittelstand kann es nur geben, wenn
auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ein
Stück weit am Wohlstand teilhaben können. Ein
sehr bescheidener Wohlstand, zugegeben - bei min-
destens 9,18 € in der Stunde.

Der bekannte Industrielle Robert Bosch sagte ein-
mal:

„Ich zahle nicht gute Löhne, weil ich viel
Geld habe, sondern ich habe viel Geld, weil
ich gute Löhne bezahle.“

(Beifall SPD)

Mit unserem Dreiklang aus Tariftreue- und Verga-
begesetz, Landesmindestlohn und Korruptionsregi-
ster betreiben wir in diesem Sinne bereits seit 2013
Mittelstandsförderung.

(Beifall SPD und Lars Harms [SSW])

Somit bleibt von Ihrem Gesetzentwurf nicht viel
mehr übrig als halbherzige Willenserklärungen.
Viele Formulierungen sind unpräzise, erklärungsbe-
dürftig oder in der Praxis völlig wirkungslos.

Als besondere Deko, als Schleifenband für das Pa-
ket sozusagen, sollte Ihr Schummelpaket dann in
der alten Fassung auch noch ein bisschen halbherzi-
ge Frauenförderung schmücken. Bei der Förde-
rung von Existenzgründungen und Betriebsüber-
nahmen wollten Sie die „besondere Situation und
die spezifischen Problemlagen von Frauen“ berück-
sichtigen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das hat er schon
einmal gefordert!)

Zum Glück, kann ich nur sagen, haben Sie an dieser
Stelle auf die Landesarbeitsgemeinschaft für
Gleichstellung gehört und den Text, wenn auch
sehr schwammig, auf die „besondere Situation der
Frauen“ abgestellt.

(Johannes Callsen [CDU]: Das steht im Ge-
setz doch schon so drin!)
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Gut gemeint ist eben nicht immer auch gut ge-
macht. Das gilt auch für Frauenförderung.

Noch dazu versuchen Sie, ein Vergaberecht light à
la CDU und die Mittelstandsförderung in ein Ge-
setz zu pressen. Eine solche abgespeckte Variante
des Tariftreue- und Vergabegesetzes brauchen wir
aber nicht.

(Beifall SPD)

Denn wir haben das Original bereits im Mai 2013
verabschiedet. Unternehmen, die sich an geltende
Tarifverträge halten, werden so vor einem ruinösen
Wettbewerb der Billigkonkurrenz geschützt.

(Beifall SPD und SSW)

Unternehmen, die mit Lohndumping erfolgreich
sein wollen, kommen bei öffentlichen Aufträgen
von Land und Kommunen nicht mehr zum Zug.
Gleichzeitig geben wir dem Wettbewerb eine sozia-
le Leitplanke, von der Unternehmen und Beschäf-
tigte gleichermaßen profitieren. Dabei unterstützt
uns auch das Register zum Schutz des fairen Wett-
bewerbs, das wir bereits im November 2013 auf
den Weg gebracht haben.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist ein Erfolg!)

All diese Grundsätze stehen für uns in keiner Form
zur Debatte.

(Beifall SPD und SSW)

Daneben versuchen Sie, uns mit Ihrem Gesetzent-
wurf die Aufhebung zahlreicher weiterer Gesetze
unterzujubeln. Um es kurz zu fassen: Weder beim
Denkmalschutz noch beim Transparenzgesetz wer-
den wir hinter die von dieser Koalition neu gesetz-
ten modernen Standards zurückgehen. Die CDU
mag gerne in der Vergangenheit bleiben.

Um es noch einmal kurz zusammenzufassen: Wir
lehnen Ihr Geschenk dankend ab; denn der Mittel-
stand in Schleswig-Holstein braucht es nicht. - Vie-
len Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr. Andreas
Tietze.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lieber
Herr Callsen, eines muss man Ihnen lassen: Hart-
näckig sind Sie ja. Ich weiß jetzt nicht, wie viele
Male wir schon über das Thema Mittelstandsgesetz
und Tariftreuegesetz hier im Hause reden.

Ich habe übrigens in der „Welt am Sonntag“ an die-
sem Wochenende einen interessanten Leitartikel
gelesen unter der Überschrift „Zufrieden oder unzu-
frieden?“. Da geht es um die wirtschaftliche Lage
in Deutschland. Da war zu lesen, dass 43 Millio-
nen Menschen in Deutschland beschäftigt oder
selbstständig sind. Die Erwerbsquote ist so hoch
wie seit 1950 nicht mehr.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das ist ein Verdienst
der Unternehmer und Arbeitnehmer!)

- Ja, ich komme gleich noch dazu! - 8,6 % der 15-
bis 29-Jährigen sind nicht in Ausbildung. Man wird
erst einmal sagen, das ist schlimm. Aber es ist den-
noch der niedrigste Wert, den Sie in OECD-Län-
dern finden. Der Durchschnitt in den Industriestaa-
ten plus Amerika und Asien liegt bei 14,6 %.

Dann wird es 2017 einen zusätzlichen Feiertrag ge-
ben, den Reformationstag, der bundesweit gilt.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Das ist zwar schlecht für die Konjunktur, es dürfte
aber auch Sie als CDU freuen, dass sich Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer über einen weiteren
Feiertag freuen. Wann hat es das schon einmal ge-
geben? Wir haben in der Vergangenheit Feiertage
abgebaut, aber nicht zusätzliche Feiertage geschaf-
fen.

Dann lese ich, dass 7.000 Unternehmenschefs jetzt
zum aktuellen Geschäftsklimaindex des IFO-Insti-
tuts Anfang Oktober befragt worden und in Hoch-
stimmung sind. Ein so hoher Anstieg von August
bis Oktober von mehr als 3 % Auftragseingang
wurde in den letzten 40 Jahren nicht mehr regis-
triert. Ergo: Die Auftragsbücher sind fett voll.

Und: Um 2,5 % ist bei uns die Produktion im Au-
gust angestiegen. 1 % wurde prognostiziert. Jetzt
sind es 2,5 %.

Wenn man das dann runterbricht auf Schleswig-
Holstein, dann würde man selbst im Flächenland-
Duktus sagen: Es läuft gar nicht schlecht für
Schleswig-Holstein. Wir sagen ja nicht, es läuft su-
per gut, sondern wir sagen, es läuft nicht schlecht.
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Vogt?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, bitte.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Vogt, bitte.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank. -
Lieber Herr Dr. Tietze, die Frage, woran das
denn überhaupt liegt, ist wohl sehr spannend.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: An der FDP! - Heiterkeit)

- Frau Erdmann, Ihre Schlagfertigkeit ist be-
eindruckend.

Aber die spannende Frage ist doch: Liegt es
vielleicht an den künstlich niedrigen bezie-
hungsweise quasi abgeschafften Zinsen?
Liegt es vielleicht an den niedrigen Öl- und
Gaspreisen durch Fracking in den USA? Dies
sei nur am Rande erwähnt. Liegt es vielleicht
daran? Oder liegt es daran, dass so viele tolle
Leute undemokratische Gesetze geschaffen
haben? Und ist vielleicht die Lage trotz die-
ser Gesetze so toll?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Liegt es vielleicht auch an der erfolgreichen Gestal-
tung der Energiewende? Liegt es vielleicht auch
daran - ja, ich könnte es jetzt umdrehen -, dass es
sich endlich wieder lohnt, in Deutschland zu arbei-
ten, weil es gerechte Löhne gibt? Liegt es vielleicht
auch daran, dass wir in Deutschland einen Aus-
gleich gefunden haben zwischen wirtschaftlicher
Notwendigkeit und wirtschaftlichen Grundlagen?
Dass unsere Betriebe heute so dastehen, wie sie da-
stehen, ist eben auch ein Erfolg unserer Volkswirt-
schaft.

Ich würde es vielleicht sogar auf diesen Punkt brin-
gen: Es läuft in Deutschland deshalb so gut, weil
unsere Unternehmen nicht über die Last der Demo-
kratie klagen, sondern weil sie verlässliche und
faire Bedingungen in diesem Land vorfinden. Das
ist in der Tat etwas, was der Wirtschaft guttut.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Be-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, sehr gerne. Bitte schön.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Dr. Stegner, bitte.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Tietze, ich glaube, wir sollten ein bisschen
großzügig mit dem Kollegen Vogt sein; denn
wir erleben hier ja sozusagen das Muster,
dass uns die Kollegen von dort drüben immer
erzählen, wie schlecht die Zeiten waren, als
sie regieren mussten, und wie gut sie sind,
weil wir regieren. Sie legen großen Wert dar-
auf, dass das nichts mit unserer Politik zu tun
hat. Ich finde, wenn das Ergebnis stimmt,
wollen wir mit solcher Form von Kritik ger-
ne leben. Das macht es den Kollegen ein
bisschen leichter, ihre Positionen nicht so
schnell wechseln zu müssen.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Lieber Herr Kollege Stegner, ich danke Ihnen für
diesen Hinweis. In der Tat werde ich mich jetzt im
weiteren Verlauf meiner Rede auf etwas mehr Ge-
lassenheit auch im Umgang mit dem Kollegen der
FDP einlassen. Aber es geht jetzt zunächst um das
Thema des CDU-Gesetzentwurfs.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, ich muss Sie noch einmal unterbre-
chen. Bevor Sie so richtig gelassen werden, möchte
ich Sie darauf hinweisen, dass Sie bald zum Schluss
kommen müssen.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin, ich weiß ja gar nicht, ob ich hier
überhaupt noch meine Rede im Zusammenhang
vortragen kann.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Aber Sie sind doch schon länger im Parlament, so-
dass Sie das regeln können.
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(Wortmeldung Johannes Callsen [CDU])

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Heute Morgen habe ich mich dazu verführen las-
sen, alle Fragen zuzulassen. Jetzt wollte ich mich
einfach einmal auf meine Rede konzentrieren. Des-
halb, lieber Herr Callsen, sehen Sie es mir nach,
dass ich Ihre Zwischenfrage jetzt nicht zulassen,
sondern auch zum Ende kommen möchte. Wir wol-
len ja auch irgendwann in den Feierabend gehen.

(Unruhe)

Warum habe ich die Zahlen genannt? Herr Callsen,
jetzt komme ich ein bisschen auf die Psychologie
Ihres Gesetzentwurfs zu sprechen. In dem Leitarti-
kel schreibt der Kommentartor als Resümee: Deut-
sche scheinen nur glücklich, wenn sie unglücklich
sein dürfen.

Das scheint mir auch ein bisschen das Motto der
CDU zu sein. Sie scheinen nur glücklich zu sein,
wenn Sie unglücklich sein dürfen, wenn etwas nicht
funktioniert.

(Unruhe)

Die Wirtschaft in Schleswig-Holstein ist über die
Branchen gestreut. Wir haben am Wochenende ge-
meinsam in Flensburg bei der Überreichung der Ur-
kunden von 600 Meisterinnen und Meistern des
Handwerks gesessen. Das war beeindruckend. Es
waren 2.000 Menschen in der Halle, und der Minis-
terpräsident hat eine sehr gute Rede gehalten und
die Wertschätzung der gesamten Landesregierung
für die Meisterinnen und Meister überbracht. Diese
Meisterbriefe haben übrigens sehr viele erhalten,
die aus einer Flüchtlingskarriere ins Handwerk ge-
gangen sind, ihren Meister machen und stolz darauf
sind, dass sie in ihrem Handwerk etwas für unsere
Gesellschaft leisten können. Ich war tief beein-
druckt.

Der Handwerkspräsident hat gesagt, dem Hand-
werk in Schleswig-Holstein gehe es so gut wie lan-
ge nicht mehr; die Menschen investierten in Sach-
werte, in Umwelt- und Klimaschutz; die Auftrags-
bücher in den ländlichen Räumen seien voll.

Herr Callsen, bitte nehmen Sie das einmal zur
Kenntnis. Es wäre doch etwas wert, wenn Sie das
auch einmal an prominenter Stelle, hier am Redner-
pult, sagen.

Sie wollen unser Tariftreuegesetz abschaffen. In
einem Punkt haben Sie recht. Wenn wir eine Evalu-
ierung in das Gesetz hineinschreiben und Sie die

Bürokratie beklagen, muss es auch bei uns darum
gehen, wenn wir feststellen, dass wir tatsächlich
überbordende Bürokratie geschaffen haben, das an
uns heranzulassen und zu sagen: Ja, dann ändern
wir das. Der Unterschied zwischen Ihnen und uns
ist, dass wir uns in einem konstruktiven Prozess mit
dem Gesetz auseinandersetzen und Sie es abschaf-
fen wollen.

Deshalb sage ich noch einmal: Wer das will, geht
an das Thema Lohngerechtigkeit in Schleswig-
Holstein.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Da geht es um das Thema gerechte Bezahlung, faire
Produktion. Lieber Herr Kollege Callsen, das ist
mit uns nicht zu machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Seien Sie ein wenig glücklicher! Das ist auch ge-
sünder. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der FDP hat jetzt der Abgeordnete
Christopher Vogt das Wort.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Bravo! Endlich mal
jemand, der etwas von Wirtschaft versteht! -
Zurufe)

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Tief
beeindruckt vom ökonomischen Sachverstand der
Kollegen Dr. Stegner und Dr. Tietze möchte ich
meine Rede beginnen.

(Beifall FDP)

- Der Kollege Dr. Garg klatscht. Das passt zu mei-
nem nächsten Satz. Es ist ja ein allgemeines Phäno-
men, dass sich Promovierte immer irgendwie als
Universalgelehrte verstehen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Komm du nach
Hause! - Heiterkeit)

- Dich meinte ich natürlich nicht, du bist ja immer-
hin Ökonom, soweit ich weiß.
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(Zurufe)

Da wir ja bereits im Juli vergangenen Jahres über
den Gesetzentwurf der CDU-Fraktion debattiert ha-
ben, erlaube ich mir, heute nur auf wenige Punkte
näher einzugehen. Zunächst möchte ich betonen,
dass wir den größten Teil des Gesetzentwurfs mit-
tragen können, weil dieser im Wesentlichen die
Mittelstandspolitik der schwarz-gelben Koalition
aus der letzten Wahlperiode wiedergibt, Kollege
Callsen. Dies war eine leider kurze, aber sehr gute
Zeit für die vielen kleinen und mittleren Unterneh-
men in Schleswig-Holstein.

(Beifall FDP und CDU)

- Klatschen Sie noch einmal, Herr Kollege Callsen!

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das war eher ein
Trostklatschen!)

- Herr Dr. Stegner, wir werden beim nächsten Mal
sehen, wie sich das entwickelt.

Herr Kollege Callsen, Ihr Gesetzentwurf ist in eini-
gen Punkten auch eine kleine Mogelpackung. Was
die Streichung der gesetzlichen Pflicht zur Veröf-
fentlichung von Vergütungen bei den Sparkassen
mit der Entlastung des Mittelstands in Schleswig-
Holstein zu tun haben soll, leuchtet mir ehrlich ge-
sagt nicht ein.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Auch ich bin Mitglied im Verwaltungsrat einer
Sparkasse. Das wird auch veröffentlicht. Ich glau-
be, der Mittelstand hält das aus.

Grundsätzlich möchte ich aber anerkennen, dass die
CDU-Landtagsfraktion ordnungspolitisch noch alle
Tassen im Schrank hat - salopp ausgedrückt -, was
man von der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag leider nicht mehr behaupten kann.

(Beifall FDP)

Die jüngste Einigung zum Thema Equal Pay ist die
nächste sozialdemokratische Maßnahme, die von
der CDU/CSU ohne große Gegenwehr mitgetragen
wird.

(Beifall FDP)

Ein Erfolg der vereinigten Linken in diesem Land.

(Beate Raudies [SPD]: Ein Erfolg für die
Frauen in diesem Land! - Weitere Zurufe
SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Abgeordneten Dr. Tietze?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja, immer gern.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Vielen Dank, Herr Kollege. -
Heute Morgen waren Sie für die Abschaf-
fung des Verbandsklagerechts. Sind Sie tat-
sächlich der Auffassung, dass es in Deutsch-
land kein Equal Pay geben soll?

- Ich glaube nicht, dass man das so erreicht, wie das
die Große Koalition macht, nämlich mit neuer Bü-
rokratie für die Unternehmen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

- Der Kollege Arp nickt; vielen Dank, das ist Bestä-
tigung genug für mich.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie sind aber be-
scheiden!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, gestatten Sie eine weitere Bemerkung
des Abgeordneten Dr. Tietze?

Christopher Vogt [FDP]:

Ja.

Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Da viele Frauen zuhören, wahr-
scheinlich auch im ParlaRadio - wie würden
Sie es denn machen, Herr Kollege?

- Nicht mit Bürokratie für die Unternehmen, son-
dern indem man vernünftige Rahmenbedingungen
für die Unternehmen schafft und Familienförderung
betreibt. Das ist doch ganz einfach.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] - Zurufe
SPD)

Man muss sich einmal die Ursachen anschauen.
Dass ich die Sozialdemokraten und Grünen über-
zeugen kann, dass man das auch ohne Bürokratie
hinbekommt, wird in diesem Leben nicht mehr pas-
sieren. Deswegen weiter im Text.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, es gibt den Wunsch einer wei-
teren Bemerkung des Kollegen Dr. Stegner. Lassen
Sie diese zu?
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Christopher Vogt [FDP]:

Ja, gern.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Vogt, es geht nicht darum, uns zu über-
zeugen. Sie hätten die unfassbar große Gele-
genheit, die deutsche Öffentlichkeit davon zu
überzeugen, dass Sie wirklich dafür sind, Ar-
tikel 3 des Grundgesetzes umzusetzen, dass
Männer und Frauen gleiche Rechte haben.
Nur zu sagen, wie schaffen gute Rahmenbe-
dingungen, dann machen die Unternehmen
das schon von alleine, dagegen spricht die
empirische Erkenntnis der letzten 100 Jahre,
dass das passiert. Insofern wären wir doch
ein bisschen interessiert, mehr von Ihnen zu
hören, wie die FDP das umsetzen möchte,
oder ob es vielleicht nicht doch so ist, dass
Sie das gar nicht umsetzen wollen.

- Herr Dr. Stegner, wir können das an der Stelle ab-
kürzen. Ich wollte gerade sagen, dass die Position
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu wirtschafts-
politischen Fragen dazu führt, dass sich immer
mehr Menschen in unserem Land wieder eine star-
ke Kraft der wirtschafts- und finanzpolitischen Ver-
nunft im Deutschen Bundestag wünschen. Das wird
auch so kommen, und dann werden Sie tolle Vor-
schläge von uns bekommen, wie man das besser lö-
sen kann, Herr Dr. Stegner.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP] - Heiterkeit
und Zurufe SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich mache jetzt gern mit
dem Thema weiter, das heute auf der Tagesordnung
steht, das ist der Gesetzentwurf der CDU-Fraktion.
Daran finden wir viele Punkte richtig: den Grund-
satz „Privat vor Staat“, Maßnahmen zum Bürokra-
tieabbau, Stärkung der dualen Ausbildung, Verbes-
serung der Berufsorientierung für Schüler, Verbes-
serung des Technologietransfers und Förderung von
Start-ups. Herr Kollege Dr. Tietze, da haben wir Ih-
nen einige interessante Vorschläge gemacht, die Sie
leider allesamt abgelehnt haben. Auch die Vor-
schläge der CDU-Fraktion zum Denkmalschutzge-
setz und zum Naturschutzgesetz halten wir für rich-
tig.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ist klar!)

- Ja, das ist so. - Herr Dr. Tietze, jetzt haben wir ja
gehört, dass wir in Deutschland und in Schleswig-
Holstein seit einigen Jahren zum Glück eine robuste
wirtschaftliche Entwicklung haben. Ich glaube ehr-

lich gesagt, das liegt nicht an Ihrer Wirtschaftsge-
setzgebung, sondern an den allgemeinen Daten, mit
denen wir es zu tun haben im Bereich Energiekos-
ten, im Bereich Zinspolitik - was ich mittelfristig
für gefährlich halte, was aber kurzfristig positive
Effekte hat. Im Bereich Jugendarbeitslosigkeit
liegt das auch an der Stärke der dualen Ausbildung.
Auch das ist eine Sache, die lange verkannt wurde.

Herr Dr. Tietze, wenn wir mit dem Handwerk re-
den, dann merken wir, wie das niedrige Zinsniveau
als jahrelanges Sonderkonjunkturprogramm wirkt.
Ich bin allerdings der Meinung, dass man sich dar-
auf vorbereiten muss, dass das nicht auf Dauer so
weitergeht. Es kann auch wieder Wirtschaftseinbrü-
che geben. Deswegen muss die Landespolitik alles
dafür tun, Bürokratie und Belastung für den Mittel-
stand nach Möglichkeit zu vermeiden.

Da komme ich auf den Punkt, den Sie alle ange-
sprochen haben, das Thema Vergabegesetz. Das ist
ja der zentrale Punkt in dem Gesetzentwurf. Zurzeit
findet eine Evaluation statt, die im Gesetz auch vor-
gesehen ist. Ich bin sehr gespannt auf das Ergebnis
und die Maßnahmen, die daraus folgen werden.
Denn die jüngst veröffentlichte IHK-Umfrage -
auch der Kollege Harms hat sich öffentlich dazu
geäußert - hat gezeigt, dass die Kritik, die schon bei
der Anhörung geäußert wurde und die wir alle aus
kommunalen Verwaltungen und dem Handwerk hö-
ren, im Wesentlichen das ist, was man schon be-
fürchtet hatte. Deswegen bin ich sehr gespannt, was
uns die Landesregierung dort präsentieren wird.

Ich bin der Auffassung, dass Schleswig-Holstein
endlich wieder ein mittelstandsfreundliches Verga-
begesetz braucht. Da ist zurzeit viel unnötige Büro-
kratie drin, die ideologisch motiviert ist. Ich glaube,
dass man diese Punkte alle streichen kann. Das
kann und muss mittelstandsfreundlicher geregelt
werden.

Abschließend möchte ich noch einen Punkt anspre-
chen, der mir wichtig ist. Ich denke, Schleswig-
Holstein braucht wieder eine vernünftige Ansied-
lungsstrategie: gemeinsam mit Hamburg Standort-
marketing im Ausland, mehr Gewerbeflächen im
Hamburger Land. Ich denke, das sind Punkte, die
die Landesregierung endlich aufgreifen sollte.
Wenn es diese Landesregierung nicht mehr macht,
dann wird es eben die nächste Landesregierung tun.
- Ich bedanke mich ganz herzlich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall FDP und CDU)

10854 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 129. Sitzung (neu) - Mittwoch, 12. Oktober 2016

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3062&format=WEBVOLLLANG


Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat der
Abgeordnete Uli König.

Uli König [PIRATEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Wir haben uns hier schon mehrfach
mit der wirtschaftlichen Situation von Schleswig-
Holstein beschäftigt. Ich werde im Detail nicht dar-
auf eingehen. Ich denke, die anderen haben dazu
auch schon genug gesagt. Ich werde mich vor allem
mit dem CDU-Gesetzentwurf auseinandersetzen.

Meine Damen und Herren, der CDU-Gesetzentwurf
ist ein Sammelsurium an alten und neuen Ideen, die
die CDU irgendwo zusammengeklaubt hat.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Man könnte sich vorstellen, da wurden alte Wahl-
programme und Kamellen zusammengeworfen,
kräftig geschüttelt, und dieser Gesetzentwurf ist da-
bei herausgekommen. Es finden sich sogar ein paar
allgemeine Phrasen darin, die man sonst aus CDU-
Wahlprogrammen kennt, aber nicht von einem Ge-
setz. Das führt dann dazu, dass dies überhaupt kei-
ne rechtliche Wirkung hätte, würden wir das heute
so annehmen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

So etwas können wir heute hier nicht beschließen.
Ich frage mich generell, warum Sie auf der einen
Seite stets für einen freien Markt und für wenig Re-
gulierung eintreten und auf der anderen Seite mehr
Subventionen in Ihrem Gesetz fordern.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Aber genau: Mehr Subventionen verzerren gerade
den Markt, sie fördern einzelne Seiten und lassen
nicht die Freiheit des Marktes zu. Das ist ein Wi-
derspruch in sich.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wollen Sie etwas für den Mittelstand und für die
Wirtschaft tun, dann würden Sie sich dafür einset-
zen, dass wir die Infrastruktur stärken. Das kön-
nen wir als Politiker machen, wir können uns für so
etwas einsetzen, zum Beispiel dass wir die Internet-
anbindung ausbauen, dass wir ordentliche Straßen
haben, dass wir ordentliche Züge haben und dass
wir gutes Personal haben, aber nicht einzelbetriebli-
che Subventionen. Das ist Gift für die Wirtschaft,
meine Damen und Herren.

(Beifall PIRATEN und Barbara Ostmeier
[CDU])

Ich dachte, das Thema Privatisierung von öffentli-
chen Einrichtungen sei schon seit Langem über-
holt, wäre seit Langem vom Tisch, aber das wird
hier gefordert. Ich dachte, ich lese nicht richtig.

Wir PIRATEN werden uns stets dafür einsetzen,
dass es keine Privatisierung von öffentlichen Ein-
richtungen gibt.

(Beifall PIRATEN und Peter Eichstädt
[SPD])

Denn jeder, der eine öffentliche Einrichtung privati-
siert und übernimmt, will damit Geld verdienen.
Das macht man ja nicht, weil man ein guter Samari-
ter ist. Deswegen wird es an irgendeiner Stelle auch
für die Menschen teurer. Ich bin gespannt, wie das
hier mit unseren Public-Private-Partnerships-Pro-
jekten weitergeht, denn beim UKSH wird genau
das auf uns zukommen.

(Beifall PIRATEN)

Ein persönliches Highlight war auch die Forderung
nach der Beteiligung von Kammern und Wirt-
schaftsverbänden bei Gesetzgebungsverfahren. Lie-
be CDU, das machen wir doch hier schon. Jedes
Mal, wenn wir hier im Landtag über irgendein Ge-
setz beraten, können Sie Leute benennen. Sie be-
nennen die Wirtschaftsverbände und die Kammern,
und dann ist dem Genüge getan. Sie fordern auf der
einen Seite Bürokratieabbau, aber auf der anderen
Seite wollen Sie jetzt mehr Bürokratie einführen.
Das ist doch ein Widerspruch in sich, liebe CDU.
Was soll denn der Quatsch?

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Das, was Sie hier gestellt haben, kann man nur als
Schaufensterantrag bezeichnen. Meine lieben Kol-
legen von der CDU, Sie wissen, dass ich Sie sonst
sehr schätze, aber an dieser Stelle strotzen Sie nicht
gerade vor Wirtschaftskompetenz, sondern Sie füh-
ren sich ad absurdum.

Ich hätte beispielsweise Ihre Forderung unterstützt,
bei der Vergabe von Subventionen stets den Lan-
desrechnungshof oder den Bund der Steuerzahler
einzubeziehen. Dass diese jedes Mal eine Stellung-
nahme abgeben, würde uns ernsthaft nach vorne
bringen. Aber das wollen Sie nicht, weil dann wie-
der Ihre Subventionen futsch sind.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, ich
habe genug auf Sie eingehauen, ich möchte jetzt
noch ein kleines Lob aussprechen. In dem Entwurf
unter § 10 Absatz 2 haben Sie eingebracht, dass die
Forschungsergebnisse, die zuvor mit öffentlichen
Geldern gefördert wurden, anschließend auch ver-
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öffentlicht werden. Das ist das Open-Access-Prin-
zip. Das finde ich als PIRAT natürlich sehr gut.

(Beifall PIRATEN)

An der Stelle würde ich Sie auch unterstützen,
wenn Sie das als Einzelantrag stellen würden. Es ist
auch hier und da in Ihrem Antrag etwas enthalten,
aber so kann man es einfach nur ablehnen. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Meine Damen und Herren, bevor wir fortfahren,
möchte ich Sie bitten, mit mir gemeinsam weitere
Gäste auf der Tribüne zu begrüßen, und zwar die
Vorstandsmitglieder der Landjugend Schleswig-
Holstein und des Kreislandjugendverbandes Ost-
holstein. Sie sind gekommen, um uns hier traditio-
nell die Erntekrone zu überbringen. - Herzlich will-
kommen im Kieler Landtag!

(Beifall)

Wir fahren in der Debatte fort, und ich erteile dem
Abgeordneten Flemming Meyer vom SSW das
Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Auch nachdem der Gesetzentwurf
der CDU ein ordentliches parlamentarisches Ver-
fahren durchlaufen hat, hat sich an unserer Kritik an
dem Entwurf nichts geändert.

(Beifall SSW)

Vieles von dem, was der Gesetzentwurf fordert, ist
bereits gängige Praxis. Dies betrifft beispielsweise
die Beteiligung von Kammern und Wirtschaftsver-
bänden bei Gesetzgebungsverfahren ebenso die In-
tegration von Flüchtlingen und Migranten in Aus-
bildung und Arbeitsmarkt. Mit einem breiten Bünd-
nis wurden bereits frühzeitig alle politischen und
gesellschaftlichen Ebenen eingebunden, um den
Menschen nicht nur gute Lebensbedingungen, son-
dern auch eine berufliche Perspektive in unserem
Land zu bieten. Wir machen das alles bereits, und
darum sind solche Vorschläge mehr für die Galerie.

Maßgeblich für uns ist jedoch, dass der Gesetzent-
wurf rückwärtsgewandt ist, weil er in weiten Teilen
den rechtlichen Zustand von vor 2013 wieder-
herstellen will. Unter dem Deckmantel des Büro-
kratieabbaus will die CDU das Tariftreuegesetz, das
Register zum Schutz des fairen Wettbewerbs und

das Landesmindestlohngesetz aufheben. Darüber
hinaus sollen das Denkmalschutzgesetz, das Spar-
kassengesetz, die Gemeindeordnung, das Gesetz
über die kommunale Zusammenarbeit sowie das
Schulgesetz geändert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, um
das einmal klarzustellen: Nicht alles, was mit büro-
kratischem Aufwand verbunden ist, ist ein Bürokra-
tiemonster oder gar überflüssig. Das, was Sie mit
Ihrem Entwurf streichen wollen - das Tariftreuege-
setz, das Landesmindestlohngesetz und das Regi-
ster zum Schutz des fairen Wettbewerbs - sorgt bei
uns im Land für mehr soziale Gerechtigkeit und
Fairness auf dem Arbeitsmarkt.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Damit stellen wir sicher, dass künftig nur die Unter-
nehmer Zuschläge für öffentliche Aufträge erhalten
dürfen, die nachweislich entsprechende Tariflöhne
und einen Mindestlohn zahlen und sowohl soziale
als auch ökologische Mindeststandards einhalten.
Damit stellen wir sicher, dass unzuverlässige Unter-
nehmen identifiziert und in die Register eingetragen
werden, damit diese nicht von öffentlichen Aufträ-
gen profitieren. Damit stellen wir außerdem sicher,
dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in lan-
deseigenen Betrieben, öffentlichen Unternehmen
und Einrichtungen sowie Zuwendungsempfänger
künftig einen fairen und existenzsichernden Lohn
bekommen.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenn durch die bestehenden Gesetze beispielswei-
se unsere ÖPNV-Betriebe und die dortigen Ange-
stellten bei der Vergabe von öffentlichen Aufträ-
gen vor einem ruinösen Wettbewerb geschützt wer-
den, dann ist das für mich kein unnötiger Bürokra-
tieaufwand. Das, was die CDU anzubieten hat, ist
keine Alternative. Es würde nämlich dazu führen,
dass im ÖPNV-Bereich keine Tarifverträge mehr
einzuhalten wären. Das würde für viele mittelstän-
dische Verkehrsunternehmen zu entsprechenden
Auswirkungen bei den Angestellten führen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb empfehle ich: Fragen Sie einmal die Ange-
stellten, die ihren Job behalten durften, als ein neu-
er Betrieb die Busstrecke übernommen hat. Fragen
Sie einmal die Reinigungskraft, deren Chef in Sa-
chen Arbeitssicherheit und Tariflohn nachbessern
musste, um öffentliche Aufträge bekommen zu
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können. Es wäre sicherlich sinnvoll, mit denen mal
zu sprechen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit diesem Gesetzentwurf macht die CDU deutlich,
dass sie den Blick nach vorne verloren hat. Das,
was Sie als überflüssige Bürokratie schrotten wol-
len, sorgt für geordnete und rechtssichere Verfah-
ren. Der Gesetzentwurf, den Sie hier vorgelegt ha-
ben, ist unsozial und schützt die Betriebe sicherlich
nicht. - Jo tak.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege Meyer. - Für die Lan-
desregierung hat jetzt der Minister für Wirtschaft,
Arbeit, Verkehr und Technologie, Reinhard Meyer,
das Wort.

(Auf der Förde vor dem Plenarsaal fährt eine
große Segelyacht vorbei)

Reinhard Meyer, Minister für Wirtschaft, Arbeit,
Verkehr und Technologie:

Meine Damen und Herren! Hinter mir können Sie
ein gutes Stück Schleswig-Holstein - „Made in
Schleswig-Holstein“ - sehen. Auch das gehört dazu.

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!
Schleswig-Holstein ist ein Land des Mittelstandes.
Wir haben die Vielfalt von Handwerk, Industrie,
Handel, Dienstleistungen und freien Berufen. Das
heißt, Wirtschaftspolitik für Schleswig-Holstein ist
Mittelstandspolitik.

Welche Situation haben wir? Die Konjunkturstim-
mung ist nach allen Umfragen von Kammern und
Instituten gut. Die Arbeitsmarktsituation ist hervor-
ragend. Wir haben die niedrigste Arbeitslosenquo-
te seit 23 Jahren. Sie liegt bei 6 %. Sie ist natürlich
nach wie vor zu hoch, trotzdem ist das ein Erfolg.
Wir haben in dieser Legislaturperiode 66.000 sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigte mehr. Wir ha-
ben mehr Ausbildungsplätze bei den Unternehmen.
Wir sehen die Innovationskraft des Mittelstandes in
Schleswig-Holstein. Wir haben sogenannte Hidden
Champions, die auf den Weltmärkten unterwegs
sind. - Das haben die Unternehmen geschafft, das
haben die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
den Unternehmen geschafft, aber auch die Landes-
regierung, die mit ihrer Arbeit die Rahmenbedin-

gungen für den Mittelstand in Schleswig-Holstein
geschaffen hat.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Damit stellt sich die Frage: Was soll der von der
CDU vorgelegte Gesetzentwurf? - Ich sage es sehr
deutlich: Es ist keine Strategie erkennbar; es ist
kein roter Faden erkennbar, der mit diesem Gesetz-
entwurf verfolgt wird. Das ist ein Sammelsurium
von irgendwas. - Der Gesetzentwurf ist an vielen
Stellen rein deklaratorisch: hübsche Überschrift,
aber kein Inhalt.

Um es sehr deutlich zu sagen, findet vieles in der
Praxis längst statt: die Unterstützung der dualen
Ausbildung, serviceorientierte Beratungsstrukturen,
die Förderfamilie von der Investitionsbank bis hin
zu der Beratungsstelle „Frau & Beruf“, die Fach-
kräfteinitiative, die Arbeitsmarktintegration von
Flüchtlingen, die Verbesserung der Standortbedin-
gungen. Herr Callsen, Sie sprachen von der Zahl
der Ansiedlungen. Mir kommt es auf die Zahl der
Arbeitsplätze an, und genau die ist mit Blick auf die
Ansiedlungen in den letzten drei Jahren gestiegen:

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

weniger Ansiedlungen mit mehr Arbeitsplätzen.
Wir machen Marketing, wir besuchen Messen. Herr
Vogt, weil Sie das erwähnt haben, sage ich: Auf der
EXPO REAL in der letzten Woche haben wir eine
gemeinsame Veranstaltung mit Hamburg durchge-
führt. Ich werde im November gemeinsam mit dem
Kollegen Horch und einer Delegation in den Iran
reisen. Auch das findet statt, weil wir für den
Standort Schleswig-Holstein werben wollen.

Wir haben gute Konversionsprojekte, Gewerbege-
biete. Wir tun etwas für die Infrastruktur mit dem
IMPULS-Programm und betreiben eine nachhaltige
Wirtschaftsförderung. Über die Beteiligung von
Kammern und Verbänden in den normalen Verfah-
ren, auch bei den Kabinettsvorlagen, muss ich nicht
lange Auskunft geben. Auch das, was dazu in Ih-
rem Gesetzentwurf steht, ist deklaratorisch.

Kommen wir zu den Punkten, die wirklich wichtig
sind. Ein schwieriges Thema, das heute keiner an-
gesprochen hat, ist der Bürokratieabbau. Gestern
gab es beim Chef der Staatskanzlei eine große Run-
de mit Vertretern aus Wirtschaft und Verwaltung.
Wir wollen auch bei dem schwierigen Thema Büro-
kratieabbau als Landesregierung über Konkretes,
über Vorschläge reden und nicht abstrakt etwas ver-
ordnen.
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Ferner lernen wir einiges über das Landesnatur-
schutzgesetz. Ich finde nach wie vor, dass das, auch
was den Spielraum der Kommunen angeht - das sa-
ge ich eindeutig als Wirtschaftsminister -, ein gutes
Gesetz ist.

Welche Rolle das Sparkassengesetz - das wurde
schon gesagt - in diesem Gesamtkunstwerk spielen
soll, versteht nun wirklich niemand. Damit enthüllt
sich der eigentliche Zweck Ihres Gesetzentwurfs:
Ihnen geht es darum, dass Landesmindestlohn und
Tariftreue aus Ihrer Sicht einfach doof sind. Deswe-
gen wollen sie das gerne abschaffen. Sie sehen
nicht, dass das eine Wirkung hat.

Wir werden in der nächsten Landtagstagung mitein-
ander darüber diskutieren, wenn wir den Evaluie-
rungsbericht, der nach dem Tariftreuegesetz vorge-
schrieben ist, vorlegen werden. Vorweg kann ich
sagen: Es hat eine Bewegung in den Mindestlohn-
bereichen in Schleswig-Holstein gegeben. Wenn
Sie darüber reden wollen, was das heute bedeutet,
kann ich Ihnen sagen: Der Tariflohn im Sicherheits-
gewerbe liegt inzwischen bei 9 € pro Stunde und im
Gebäudereinigerhandwerk bei 10 €. Das hat damit
zu tun, dass vernünftige Löhne gezahlt werden. Gu-
te Arbeit ist die Grundlage für den Erfolg des Mit-
telstandes, der in Schleswig-Holstein tarifgebunden
ist.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Abschließend sage ich: Der Mittelstand in Schles-
wig-Holstein braucht ein solches Gesetz wie das,
das hier im Entwurf vorgelegt wurde, nicht. Die
Landesregierung macht Mittelstandspolitik, damit
der Mittelstand in Schleswig-Holstein erfolgreich
ist. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Ich schließe deshalb die
Beratung.

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der
Fraktion der CDU, Drucksache 18/4759, abstim-
men. Wer diesem Antrag seine Zustimmung ertei-
len möchte, den bitte ich um das Handzeichen. -
Das sind die Kolleginnen und Kollegen der CDU-
Fraktion. Wer lehnt diesen Änderungsantrag ab? -
Das sind die Abgeordneten von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, SSW und der Piratenfraktion.
Wer enthält sich? - Das sind die Abgeordneten der
FDP-Fraktion.

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf Drucksache
18/3191 abstimmen. Der Ausschuss empfiehlt, den
Gesetzentwurf mit dieser Drucksachennummer ab-
zulehnen. Wer so beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind die Abgeordneten
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW und
von der Piratenfraktion. Wer lehnt die Aus-
schussempfehlung ab? - Das sind die Abgeordneten
der CDU-Fraktion. Wer enthält sich? - Das sind er-
neut die Kollegen der FDP-Fraktion. Damit ist die-
ser Gesetzentwurf abgelehnt.

Ich unterbreche die Tagung bis morgen früh um
10 Uhr und wünsche Ihnen allen einen schönen
Abend.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 17:55 Uhr
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